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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2046/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG iiber die Errichtung einer gemeinsamen
Marktorganisation fiir Fette

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europaischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (),
nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Angesichts der auf dem Olivenélmarkt eingetretenen Ent-
wicklung und der Abhingigkeiten, die sich gegeniiber den
Mirkten anderer pflanzlicher Ole ergeben, empfiehlt es sich,
den reprisentativen Marktpreis und den Schwellenpreis
zusammen mit den anderen vorgeschriebenen Preisen fiir
Olivenol! festzusetzen. Aus denselben Griinden sollten auch
die Kriterien angepaf3t werden, die bei der Festsetzung des
reprasentativen Marktpreises zu beachten sind.

Um die Gewihrleistung der Interventionspreise einer gréfSe-
ren Anzahl von Erzeugern zuginglich zu machen, sollte
den nach der Verordnung Nr. 136/66/EWG anerkannten
Erzeugerorganisationen oder ihren anerkannten Vereinigun-
gen der Zugang zur gemeinschaftlichen Intervention eroffnet
werden.

Die Verordnung Nr. 136/66/EWG (*) ist daher entspre-
chend zu indern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung Nr. 136/66/EWG wird wie folgt gein-
dert:

(') ABL Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, S. 21.

(2) ABL Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(%) ABL Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

(*) ABL. Nr. 172 vom 30. 9. 1966, S. 3025/66. Zuletzt geindert

durch die Verordnung (EWG) Nr. 356/92 (ABL. Nr. L 39 vom -

15.2.1992,S.1).

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fas-
sung:

(1)  Fiir die Gemeinschaft werden jihrlich ein Erzeu-
gungsrichtpreis, ein Interventionspreis, ein reprisentati-
ver Marktpreis und ein Schwellenpreis fir Olivendl
festgesetzt.“

Artikel 4 Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

»(4)  Die in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Preise
und die in Absatz 2 genannte Standardqualitit werden
nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Ver-
trages festgelegt.“

Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fas-
sung:

»Der Rat setzt jihrlich nach dem Verfahren des Arti-
kels 43 Absatz 2 des Vertrages den Einheitssatz der
Erzeugungsbeihilfe fest. Diese Beihilfe kann fir Erzeu-
ger, die durchschnittlich weniger als 500 kg Oliveno! je
Wirtschaftsjahr erzeugen, in einer anderen Héhe festge-
setzt werden.*

Artikel 7 erhilt folgende Fassung:
~Artikel 7

Der reprisentative Marktpreis wird so festgesetzt, daf}
die Olivenélerzeugung unter Beriicksichtigung insbeson-
dere der voraussichtlichen Entwicklung des Marktes fiir
pflanzliche Fette normal abgesetzt werden kann.*

Artikel 11 Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

»(6)  Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit jahrlich gleichzeitig den reprisen-
tativen Marktpreis, den in Absatz § genannten Prozent-
satz der Verbrauchsbeihilfe sowie den Prozentsatz der
Verbrauchsbeihilfe fest, der fiir Informationsmaf$nah-
men und gegebenenfalls andere Mafinahmen zur Forde-
rung des Verbrauchs von in der Gemeinschaft erzeugtem
Olivendl zu verwenden ist.“

Artikel 12 Absatz-1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fas-
sung;:

»(1)  Die von den Erzeugermitgliedstaaten benannten
Interventionsstellen sind in den Monaten Juli, August,
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September und Oktober jedes Wirtschaftsjahres unter gen, fiir die der Interventionspreis festgesetzt wurde, so
den nach Absatz 4 festgelegten Bedingungen zum Ankauf wird der Ankaufspreis anhand einet Tabelle fiir Zu- und
von Olivendl mit Ursprung in der Gemeinschaft ver- Abschlige berichtigt.©

pflichtet, das ihnen von den Erzeugern oder deren nach
der Verordnung (EWG) Nr. 1360/78 anerkannten

Erzeugergemeinschaften oder Vereinigungen oder den Artikel 2

nach der vorliegenden Verordnung anerkannten Erzeu-

gerorganisationen oder ihren Vereinigungen in den Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veréffentlichung im
Interventionsorten der Erzeugungsgebiete angeboten Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.
wird. Der Kauf erfolgt zum Interventionspreis. Ent- '

spricht die Bezeichnung oder die Qualitit des Ols, das Sie gilt ab 1. November 1992; Artikel 1 Nummer 6 gilt
den Interventionsstellen angeboten wird, nicht derjeni- jedoch ab Inkrafttreten dieser Verordnung.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prasident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2047/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung der im Wirtschaftsjahr 1992/93 im Sektor Olivenél geltenden Preise und
Beihilfen sowie der entsprechenden Einbehalte

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

gestiitzt auf die Akte iiber den Beitritt Spaniens und Portu-
gals, insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1, Artikel 92
Absatz 3, Artikel 234 Absatz 2 und Artikel 290 Absatz 3,

gestiitzt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates
vom 22, September 1966 iiber die Errichtung einer gemein-
samen Marktorganisation fiir Fette (1), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 4, Artikel 5§ Absatz 1 und Artikel 11
Absatz 6,

auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (4),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Der Erzeugungsrichtpreis fiir Olivenél ist nach den Kriterien
der Artikel 4 und 6 der Verordnung Nr. 136/66/EWG
festzusetzen.

Der Interventionspreis muff nach den in Artikel 8 der
Verordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Kriterien fest-
gesetzt werden, :

Die Anwendung der Artikel 68 und 236 der Beitrittsakte hat
in Spanien und Portugal einen Interventionspreis fiirr Olive-
nol zur Folge, der von den gemeinsamen Preisen abweicht.
Zur Anniherung der in Spanien und Portugal geltenden
Interventionspreise sind Artikel 92 Absatz 2 zweiter Gedan-
kenstrich und Artikel 290 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich
der Beitrittsakte anzuwenden.

Der reprisentative- Marktpreis ist nach den Kriterien des
Artikels 7 der Verordnung Nr. 136/66/EWG festzuset-
zen.

Der Schwellenpreis ist so zu berechnen, daff der Abgaben-
preis fiir das eingefiihrte Erzeugnis an dem gemaf3 Artikel 9
der Verordnung Nr. 136/66/EWG bestimmten Grenziiber-
gangsort unter Beriicksichtigung der Auswirkungen der
Mafsnahmen nach Artikel 11 Absatz 6 derselben Verordnung
dem reprisentativen Marktpreis entspricht.

(1) ABL Nr. 172 vom 30. 9. 1966, S. 3025/66. Zuletzt geindert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2046/92 (siche Seite 1 dieses
Amtsblatts).

(2) ABL. Nr. C119 vom 11. 5. 1992, S. 22.

(3) ABIL. Nr. C 150 vom 15. 6. 1992,

(4) ABIL. Nr. C 169 vom 6. 7. 1992,

Um dem Erzeuger ein angemessenes Einkommen zu sichern,
muf die Beihilfe fiir die Erzeugung festgesetzt und dabei die
Auswirkung, die die Verbrauchsbeihilfe auf nur einen Teil
der Erzeugung hat, beriicksichtigt werden.

Artikel 95 und Artikel 293 der Beitrittsakte sehen die
Gewihrung der gemeinschaftlichen Erzeugungsbeihilfe fiir
in Spanien und Portugal erzeugtes Olivené! vor. Gemifd den
Artikeln 79 und 246 der Beitrittsakte ist die in Spanien und
Portugal geltende Gemeinschaftsbeihilfe der gemeinsamen
Beihilfe zu Beginn des Wirtschaftsjahres anzunihern. Die
Kriterien fiir die Anniherung fiihren zur Festsetzung der
spanischen und portugiesischen Beihilfen in nachstehender
Hohe.

GemifS Artikel 5 Absatz 4 und Artikel 20d Absatz 1 der
Verordnung Nr. 136/66/EWG ist der Teil der Erzeugungs-
beihilfe zu bestimmen, der der Finanzierung von Mafinah-
men zur Verbesserung der Olivenodlqualitat sowie der Kosten
vorzubehalten ist, welche die Erledigung der Aufgaben mit
sich bringt, die die anerkannten Erzeugerorganisationen und
ithre Vereinigungen bei der Verwaltung der Beihilfe fir die
Olivenolerzeugung und der Kontrolle ithrer Gewihrung zu
erfiillen haben.

In Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3416/90 des Rates
vom 27.-November 1990 iiber die Einfithrung der gemein-
schaftlichen Verbrauchsbeihilfe fiir Olivené! in Spanien und
Portugal (¥) sind die Kriterien fiir die Anniherung dieser
Beihilfe an das Gemeinschaftsniveau festgelegt. Auf der
Grundlage dieser Kriterien wird die Verbrauchsbeihilfe in
Spanien und Portugal fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 auf
die in der vorliegenden Verordnung genannten Betrige
festgesetzt.

Nach Artikel 11 Absitze 5 und 6 der Verordnung Nr. 136/
66/EWG ist ein gewisser Prozentsatz der Verbrauchsbeihilfe
in jedem Olivendlwirtschaftsjahr fiir die Finanzierung der in
Absatz 3 desselben Artikels genannten anerkannten berufs-
staindigen Organisationen sowie von Mafinahmen zur For-
derung des Olivenélverbrauchs in der Gemeinschaft zu
verwenden. Diese Prozentsitze sind fiir das Wirtschaftsjahr
1992/93 festzusetzen — :

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 werden der Erzeugungs-
richtpreis und der Interventionspreis fir Olivenol wie folgt

festgesetzt:
a) Erzeugungsrichtpreis: 322,01 ECU/100 kg;

(%) ABL Nr. L 330 vom 29. 11. 1990, S. 6.
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b) Interventionspreis:
— fiir Spanien 183,27 ECU/100 kg,
— fir Portugal 198,48 ECU/100 kg,

— fir die Zehnergemeinschaft 202,37 ECU/100 kg.

Artikel 2

Fir das Wirtschaftsjahr 1992/93 werden der reprisentative
Marktpreis und der Schwellenpreis fiir Olivensl wie folgt

festgesetzt:
— reprisentativer Marktpreis: 191,78 ECU/100 kg,

— Schwellenpreis: 188,48 ECU/100 kg.

Artikel 3

Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird die

a) Erzeugungsbeihilfe wie folgt festgesetzt:

; 55,47 ECU/100 kg,
52,98 ECU/100 kg,
84,33 ECU/100 kg;

— fiir Spanien
— fiir Portugal

— fiir die Zehnergemeinschaft

b) Erzeugungsbeihilfe fiir Olivenélerzeuger, die je Wirt-
schaftsjahr durchschnittlich weniger als 500 kg Olivenol
erzeugen, wie folgt festgesetzt:

— fiir Spanien

— fiir Portugal 59,40 ECU/100 kg,

— fir die Zehnergemeinschaft 92,12 ECU/100 kg.

 Artikel 4

(1) Fur das Wirtschaftsjahr 1992/93 werden 1,6 v. H.
der den Olivenoélerzeugern zugewiesenen Erzeugungsbeihil-
fen zur Finanzierung von gezielten, der Verbesserung der
Olivenoélqualitit in jedem Erzeugungsmitgliedsland dienen-
den Mafinahmen verwendet.
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61,89 ECU/100 kg,

(2)  Fur das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird der Prozent-
satz der Erzeugungsbeihilfe, der gemaf$ Artikel 20d Absatz 1

- der Verordnung Nr. 136/66/EWG fiir die in Anwendung

derselben Verordnung anerkannten Erzeugerorganisationen
fiir Olivendl oder deren anerkannte Vereinigungen einbehal-

ten werden kann, auf 1,2 v. H festgesetzt.

Artikel §

Fir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird die Beihilfe zur
Forderung des Verbrauchs von Olivendl in Spanien und
Portugal wie folgt festgesetzt:

45,75 ECU/100 kg,
48,25 ECU/100 kg.

— fiir Spanien

— fiir Portugal

Artikel 6

(1)  Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird der Anteil der
Verbrauchsbeihilfe gemif Artikel 11 Absatz 5 der Verord-
nung Nr. 136/66/EWG auf 2 v. H. festgesetzt.

(2)  Fir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird der fiir MafS-
nahmen gemafl Artikel 11 Absatz6 der Verordnung
Nr. 136/66/EWG vorbehaltene Anteil der Verbrauchsbei-
hilfe auf 0,7 v. H. festgesetzt.

Artikel 7
Die in dieser Verordnung genannten Preise beziehen sich auf
handelsiibliches, natives Olivenél mit einem als Olsdure
berechneten Gehalt an freien Fettsiuren von 3,3 g je
100 g.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. November 1992.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992,

Im Namen des Rates
Der Prasident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2048/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 569/76 iiber Sondermafinahmen fiir Leinsamen

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Nach Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 569/
76 (*) wird alljahrlich vor dem 1. August fiir das im
folgenden Jahr beginnende Wirtschaftsjahr ein Zielpreis

fiir Leinsamen festgesetzt. Diese Bestimmung sollte unter
Beriicksichtigung der iiblichen Verfahrensweise angepaft
werden — '

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
In Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 569/76
werden die Worte ,,vor dem 1. August fiir das im folgenden
Jahr beginnende Wirtschaftsjahr“ gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

) ABL. Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, S. 31.
2) ABIL. Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.
) ABL Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.
) ABlL. Nr. L 67 vom 15. 3. 1976, S. 29. Zuletzt geindert durch

die Verordnung (EWG) Nr. 4003/87 (ABl. Nr. L 377 vom

31.12. 1987, S. 46).

Im Namen des Rates
Der Pridsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2049/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung des Zielpreises fiir Leinsamen fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Akte iiber den Beitritt Spaniens und Portu-
gals, insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 und Artikel 234
Absatz 2,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 569/76 des Rates
vom 15. Mirz 1976 uber Sondermafinahmen fiir Lein-
samen (!), insbesondere auf Artikel 1 Absitze 1 und 3,

auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europaiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (4),

in Erwiagung nachstehender Griinde:

Bei der jihrlichen Festsetzung des Zielpreises fiir Leinsamen
ist den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik Rechnung zu
tragen. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere
darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevolkerung eine ange-
messene Lebenshaltung zu gewihrleisten, die Versorgung
sicherzustellen und fiir die Belieferung der Verbraucher zu
angemessenen Preisen Sorge zu tragen.

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 569/76 bestimmt insbesondere, daff dieser ‘Preis auf
einer fiir die Erzeuger angemessenen Héhe unter Beriicksich-
tigung der Notwendigkeiten der Versorgung der Gemein-
schaft festgesetzt wird.

Die Anwendung dieser Kriterien fithrt dazu, den Zielpreis auf
der in der vorliegenden Verordnung genannten Héhe festzu-
setzen.

Die Anwendung von Artikel 68 der Beitrittsakte hat in
Spanien zu Preisen gefiihrt, die von den gemeinsamen Preisen

() ABL Nr. L 67 vom 15. 3. 1976, S. 29. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2048/92 (siche Seite 5 dieses
Amutsblatts).

(2) ABL Nr. C 119 vom 11. S. 1992, S. 33.

(%) ABIL. Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(%) ABL Nr. C169 vom 6. 7. 1992.

abweichen. Gemaf$ Artikel 70 Absatz 1 der Beitrittsakte sind
die spanischen Preise den gemeinsamen Preisen jihrlich zu
Beginn des Wirtschaftsjahres anzunihern. Die Kriterien fiir
dies Annaherung fiihren zur Festsetzung der spanischen
Preise in nachstehender Hohe.

Der Zielpreis muff fiir eine Standardqualitat festgesetzt
werden, bei deren Bestimmung die Durchschnittsqualitat der
in der Gemeinschaft geernteten Saaten zu beriicksichtigen ist.
Die fiirr das Wirtschaftsjahr 1991/92 festgelegte Qualitit
entspricht diesem Erfordernis und kann demnach fir das
folgende Wirtschaftsjahr beibehalten werden —

HAT FOLGENDE VER,ORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird der Zielpreis fiir
Leinsamen wie folgt festgesetzt:

a) fiir Spanien auf 51,67 ECU je 100 kg;

b) fiir die ibrigen Mitgliedstaaten auf 54,49 ECU je
100 kg.

Artikel 2

Der in Artikel 1 genannte Preis gilt fiir Saaten:

— lose und von gesunder und handelsiiblicher Beschaffen-
heit sowie

— mit 2 v. H. Fremdbestandteilen und — in den unverin-
derten Samen — mit 9 v. H. Feuchtigkeitsgehalt und
38 v. H. Olgehalt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschafter in Kraft.

Sie gilt ab 1. August 1992.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2050/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3698/88 iiber Sondermafinahmen fiir Hanf-

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Nach Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWC) Nr. 3698/
88 (4) wird alljahrlich vor dem 1. August fiir Hanfsaaten eine

Beihilfe festgesetzt, die fiir das jeweils folgende Wirtschafts-
jahr gilt. Diese Bestimmung sollte unter Beriicksichtigung der
iiblichen Verfahrensweise angepaf8t werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3698/88
werden die Worte ,vor dem 1. August fiir das folgende

. Wirtschaftsjahr* gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

1

() ABL. Nr. C119 vom 11. 5. 1992, S. 34.
(2) ABL. Nr. C 150 vom 15, 6. 1992,
(3) ABL. Nr. C 169 vom 6. 7. 1992,

(4) ABL Nr. L 325 vom 29. 11. 1988, S. 2.

4

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2051/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung der Beihilfe fiir Hanfsaaten fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3698/88 des Rates
vom 24. November 1988 iiber Sondermafinahmen fiir
Hanfsaaten (1), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (*),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Gemifl Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 3698/88 wird die Beihilfe fir Hanfsaaten jahrlich unter
Beriicksichtigung der Erfordernisse der Versorgung der
Gemeinschaft auf einer fiir den Erzeuger angemessenen Héhe
festgesetzt.

Die Anwendung dieser Kriterien fiihrt zur Festsetzung der
Beihilfe in nachstehender Hohe —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird die Beihilfe fiir
Hanfsaaten auf 24,59 ECU je 100 kg festgesetzt.

Artikel 2
Die in Artikel 1 genannte Beihilfe betrifft lose Ware von
gesunder und handelsiblicher Qualitit.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. August 1992.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

() ABL Nr.L 325 vom 29. 11. 1988, S. 2. Zuletzt gedndert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2050/92 (siehe Seite 8 dieses
Amutsblatts).

(2) ABL Nr. C119 vom 11. 5. 1992, S. 35.

(3) ABL. Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(*) ABL Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
- Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2052/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur zweiten Anpassung der mit dem Protokoll Nr. 4 im Anhang zur Akte iiber den Beitritt
Griechenlands eingefiihrten Beihilferegelung fiir Baumwolle

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN — -

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Akte {iber den Beitritt Griechenlands,
insbesondere auf Absatz 11 des Protokolls Nr. 4 iiber
Baumwolle, geandert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 4006/87 (1),

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1964/87 des Rates
vom 2. Juli 1987 zur Anpassung der durch das Protokoll
Nr. 4 im Anhang zur Akte Giber den Beitritt Griechenlands
eingefiihrten Beihilferegelung fiir Baumwolle (2), insbeson-
dere auf Artikel 3 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (3),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (4),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (%),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die nach Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 1964/87 durchgefithrte Priifung des Funktionierens der
mit dem Protokoll Nr. 4 fiir Baumwolle eingefiihrten Rege-
lung hat ergeben, daff eine Anpassung dieser Regelung
erforderlich ist.

Die Baumwollerzeugung ist fiir die Landwirtschaft in
bestimmten Gebieten der Gemeinschaft von besonderer
Bedeutung. Um den Baumwollerzeugern hinsichtlich ihres
Einkommens eine grofere Sicherheit zu geben, sollte die
garantierte Hochstmenge nicht mehr jihrlich, sondern fiir
einen lingeren Zeitraum festgesetzt werden.

Die geltende garantierte Héchstmenge reicht aus, um die
Baumwollerzeugung in der Gemeinschaft in einem gewissen
Umfang zu erhalten. Es sollte deshalb die Menge Baumwolle
beibehalten werden, fir welche die Beihilfe vollstindig
gewihrt wird. Dieses Ziel 1iflt sich erreichen, wenn die
garantierte Hochstmenge auf eine in der Gemeinschaft
erzeugte Menge von 701 000 Tonnen der nicht entkérnten
Baumwolle mit durchschnittlicher Qualitat festgesetzt
wird.

Damit sich die Beihilfekiirzung nicht zu stark dndert, emp-
fiehlt es sich, diese Kiirzung auf 15% des Zielpreises zu
begrenzen und — ohne Anwendung dieser Begrenzung —

(') ABL. Nr. L 377 vom 31. 12, 1987, S. 49.

(2) ABL Nr. L 187 vom 3. 7. 1987, S. 14. Geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1357/90 (ABI. Nr. L 134 vom 28. 5.
1990, S. 22).

(3) ABL Nr. C119 vom 11. 5. 1992, S. 24.

(*) ABIL. Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(5) ABL. Nr..C 169 vom 6. 7. 1992.

den Teil, um den diese Héchstgrenze tberschritten wird,
sowie die etwaige Differenz zwischen der tatsichlichen und
der geschitzten Erzeugung auf das folgende Wirtschaftsjahr
zu {ibertragen.

Es konnte sich herausstellen, daff die mit dem genannten
Protokoll vorgesehene Regelung noch weiterer Anderungen

bedarf. Es sollte deshalb ein Verfahren vorgesehen werden,
nach dem der Rat diese Regelung anpassen kann —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

. Diese Verordnung betrifft die Anpassung der mit den

Absitzen 3 und 8 des Protokolls Nr. 4 im Anhang zur Akte
tiber den Beitritt Griechenlands vorgesehenen und durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1964/87 angepafiten Beihilferege-
lung fir Baumwolle.

Artikel 2

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1964/87
erhilt folgende Fassung:

»(1)  Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission fiir einen bestimmten Zeit-
raum die garantierte Hochstmenge fest. Diese Menge
wird unter Beriicksichtigung der Erzeugung wihrend
eines Referenzzeitraums sowie der zu erwartenden Ent-
wicklung der Nachfrage bestimmt. '

Fir jedes der Wirtschaftsjahre 1992/93 bis 1995/96
betrigt die garantierte Hochstmenge jedoch 701 000
Tonnen nicht entkornte Baumwolle.*

Artikel 3

Im Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1964 /87 erhalten
die Unterabsitze 2 und 3 folgende Fassung:

»Betrigt jedoch — unbeschadet des Unterabsatzes 3 —
die Kiirzung des Beihilfebetrags mehr als 15% des
Zielpreises, so wird sie fiir das betreffende Wirtschafts-
jahr auf 15 % begrenzt. Der diesen Prozentsatz iiberstei-
gende Teil der Kiirzung wird innerhalb einer Begrenzung
von 5 % auf den Zielpreis des nachfolgenden Wirtschafts-
jahres iibertragen.

Der Beihilfebetrag fiir das betreffende Wirtschaftsjahr
wird ferner fiir den eine Freigrenze von 3 % iibersteigen-
den Betrag angepafit, wobei das Verhiltnis der Differenz
zwischen der geschitzten und der tatsichlichen Erzeu-
gung einerseits und der garantierten Hochstmenge fiir das
vorangegangene Wirtschaftsjahr andererseits zugrunde
gelegt wird.
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Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 darf die Kiirzung des
Zielpreises jedoch keinesfalls mehr als 15 % betragen.“

Artikel 4

In Absatz 8 des Protokolls Nr. 4 werden die Worte »vor dem
1. August fiir das im folgenden Jahr beginnende Vermark-
tungsjahr“ gestrichen.

Artikel 5

Die Kommission erstattet dem Rat bis zum Beginn des
Wirtschaftsjahres 1996/97 Bericht iiber das Funktionieren
der Beihilferegelung fiir Baumwolle.

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften
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Erweist es sich aufgrund dieses Berichts als notwendig, so
beschlieSt der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission nach Anhorung des Europaischen Parla-
ments, wie die Regelung gegebenenfalls unter Beriicksichti-
gung der mit dieser Regelung einerseits und mit der Beihil-
feregelung fiir landwirtschaftliche Kulturpflanzen anderer-
seits gewonnenen Erfahrung anzupassen ist.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Verdffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem Wirtschaftsjahr 1992/93.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2053/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 zur Festlegung der allgemeinen
Vorschriften der Beihilferegelung fiir Baumwolle

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestlitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen

Wirtschaftsgemeinschaft,

gestitzt auf die Akte Uber den Beitritt Griechenlands,
insbesondere auf Absatz 9 des Protokolls Nr. 4 iiber
Baumwolle, zuletzt geindert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 2052/92 (1),

auf Vorschlag der Kommission (2),
in Erwigung nachstehender Griinde:

Infolge der Anpassung der mit dem Protokoll Nr. 4 im
Anhang zur Akte iiber den Beitritt Griechenlands eingefiihr-
ten Beihilferegelung fiir Baumwolle gemif§ den Verordnun-
gen (EWG) Nr. 1964/87 (3) und (EWG) Nr. 2052/92 sollte
Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 (4)
angepaflt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2169/81
erhilt folgende Fassung:

»(2) In dem in Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 1 der
Verordnung (EWG) Nr. 1964/87 genannten Fall und
unbeschadet der Anwendung der Begrenzung von 15 %
des Zielpreises berechnet sich die Beihilfekiirzung nach
folgender Formel:

k =27ZP x EEG_I-I%{M x 0,50
Davon ist:
k = der Kiirzungsbetrag,
ZP = der Zielpreis,
GE = die geschitzte Erzeugungsmenge,

GHM = die garantierte Hochstmenge.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem Wirtschaftsjahr 1992/93.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992,

(1) Siehe Seite 10 dieses Amtsblatts.

() ABL. Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, S. 26.

(3) ABL. Nr. L 184 vom 3. 7. 1987, S. 14.

(4) ABL. Nr. L 211 vom 31. 7. 1981, S. 2. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 791/89 (ABI. Nr. L 85 vom 30. 3.
1989, S. 7).

Im Namen des Rates
Deér Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2054/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1152/90 zur Einfithrung einer Beihilferegelung fiir
Baumwoll-Kleinerzeuger

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der ‘Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2052/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 zur zweiten Anpassung der mit dem
Protokoll Nr.4 im Anhang zur Akte iiber den Beitritt
Griechenlands eingefiihrten Beihilferegelung fiir Baumwol-
le (1), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (2},
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (*),

in Erwiagung nachstehender Griinde:

Um die Einkommensverluste von Erzeugern auszugleichen,
die nur eine kleine Anbaufliche mit Baumwolle bestellen,
wird diesen gemif$ der Verordnung (EWG) Nr, 1152/90 (3)
eine Beihilfe gewihrt. Diese Regelung gilt jedoch nur in den
Wirtschaftsjahren 1989/90,1990/91und 1991/92 bzw. bis
zur Anpassung der mit dem genannten Protokoll Nr. 4
eingefiihrten Beihilferegelung.

Nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 2052/92 beschliefft der Rat vor dem Wirtschaftsjahr
1996/97, ob die betreffende Regelung gegebenenfalls anzu-
passen ist. Die Giiltigkeitsdauer der mit der Verordnung

(EWG) Nr. 1152/90 eingefiihrten Beihilferegelung sollte
deshalb bis zum Erlaf eines entsprechenden Beschlusses bis
zu dem betreffenden Wirtschaftsjahr verlingert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1152/90 wird wie folgt gedn-
dert:

1. In Artikel 2 werden die Wirtschaftsjahre ,,1989/90,
1990/91 und 1991/92% durch die Wirtschaftsjahre
»1989/90 bis 1995/96“ ersetzt.

2. In Artikel 3 Absatz 1 werden die Worte ,fiir jedes der
drei Wirtschaftsjahre“ durch ,fiir die Wirtschaftsjahre
1992/93 bis 1995/96“ ersetzt.

3. In Artikel 3 Absatz2 wird ,drei® durch ,sieben®
ersetzt.

4. In Artikel 4 werden die Jahre ,1989, 1990 und 1991
durch die Jahre ,,1989 bis 1995“ ersetzt.
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Vertffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem Wirtschaftsjahr 1992/93.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

(1) Siehe Seite 10 dieses Amtsblatts.

() ABIL. Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, §S. 27.
(3) ABIL Nr. C 150 vom 15. 6. 1992,

(4) ABL. Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

(5) ABl. Nr. L 116 vom 8. 5. 1990, S. 1.

Im Namen des Rates
Der Prasident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2055/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung des Zielpreisés fiir nicht entkérnte Baumwolle fiir das Wirtschaftsjahr
1992/93

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestitzt auf die Akte iber den Beitritt Griechenlands,
insbesondere auf Absatz 8 des Protokolls Nr. 4 iiber Baum-
wolle, zuletzt geiandert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 2052/92 (1),

auf Vorschlag der Kommission (2),

nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (4), '

in Erwigung nachstehender Griinde:
Das Protokoll Nr. 4 bestimmt in Absatz 8, dafd der Zielpreis

fir nicht entkérnte Baumwolle jahrlich gemif den Kriterien
des Absatzes 2 festzusetzen ist.

Die Anwendung der genannten Kriterien fiihrt zur Fest-

setzung des Zielpreises in der nachstehend aufgefiihrten
Hohe —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Im Wirtschaftsjahr 1992/93 wird der Zielpreis fiir

“nicht entkdrnte Baumwolle auf 102,79 ECU/100 kg festge-

setzt. :

(2) Der in Absatz 1 genannte Preis bezieht sich auf
Baumwolle

— von einwandfreier und handelsiiblicher Qualitat,

— die einen Feuchtigkeitsgehalt von 10 v. H. und mit
3 v. H. Fremdbestandteilen aufweist,

— die die erforderlichen Merkmale aufweist, um nach
Entkornung 54 v. H. Kérner und 32 v. H. Fasern der
Qualitit Nr. § (white middling) mit einer Linge von
28 mm (1—3/32"") zu ergeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. September 1992.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

(1) Siehe Seite 10 dieses Amtsblatts.

() ABL Nr. C119 vom 11. §. 1992, S. 28.
(*) ABL. Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(*) ABI. Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

Im Namen des Rates

Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA
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Nr. L 215/15

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2056/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung des Mindestpreises fiir nicht entkérnte Baumwolle fiir das Wirtschaftsjahr
1992/93

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Akte tber den Beitritt. Griechenlands,
insbesondere auf das Protokoll Nr. 4 iiber Baumwolle,
zuletzt gedndert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2052/
92(),

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 des Rates
vom 27. Juli 1981 zur Festlegung der allgemeinen Vorschrif-
ten der Beihilferegelung fiir Baumwolle (2), insbesondere auf
Artikel 9 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (3),
in Erwigung nachstehender Griinde:

Gemifl Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 2169/81 setzt der Rat jihrlich einen Mindestpreis fiir
nicht entkérnte Baumwolle in einer Hohe fest, die den
Erzeugern einen Verkaufspreis erméglicht, der dem Zielpreis
moglichst nahekommt. Dieser Preis tragt den Marktschwan-
kungen und den Kosten fiir die Verbringung der nicht
entkérnten Baumwolle aus dem Erzeugungsgebiet in die
Entkérnungsgebiete Rechnung. Aufferdem muf dieser Preis
fiir die Qualitat, auf die sich der Zielpreis bezieht, und ab
landwirtschaftlichem Betrieb gelten.

Die Anwendung der vorstehenden Kriterien hat die Festset-
zung des Mindestpreises in der nachstehenden Hohe zur
Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird der in Artikel 9
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 genannte
Mindestpreis fiir nicht entkérnte Baumwolle auf 97,65
ECU/100 kg festgesetzt, Dieser Preis gilt fiir eine Ware ab
dem landwirtschaftlichen Betrieb.

Artikel 2

Der in Artikel 1 genannte Preis gilt fiir nicht entkornte
Baumwolle, die der in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2055/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur .
Festsetzung des Zielpreises fiir nicht entkérnte Baumwolle
fir das Wirtschaftsjahr 1992/93 (*) bezeichneten Qualitit
entspricht.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amitsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. September 1992.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

(1) Siehe Seite 10 dieses Amtsblatts.

(2) ABL. Nr. L 211 vom 31. 7. 1981, S. 2. Zuletzt geiandert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2053/92 (siche Seite 12 dieses
Amutsblatts).

(3) ABL Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, 8. 29.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA

(4) Siehe Seite 14 dieses Amtsblatts.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2057/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 iiber die gemeinsame Marktorganisation.
, firr Flachs und Hanf

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Grindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 1308/70 (#) wird die Beihilfe fiir Flachs und
Hanf alljahrlich vor dem 1. August fiir das im folgenden Jahr
beginnende Wirtschaftsjahr festgesetzt. Diese Bestimmung

sollte unter Beriicksichtigung der iiblichen Verfahrensweise
angepaflt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70
erhilt der dritte Unterabsatz folgende Fassung;:

»Diese Beihilfe ist in der Gemeinschaft fiir jedes Erzeugnis
gleich. Sie wird jahrlich festgesetzt. '

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amitsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

1

(*} ABL Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, S. 30.

(2) ABIL Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(3) ABIL. Nr. C 169 vom 6. 7. 1992,

() ABL. Nr.L 146 vom4.7.1970,S. 1. Zuletzt geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 3995/87 (ABl. Nr. L 377 vom 31. 12.
1987, S. 34).

Im Namen des Rates

Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA
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Nr. L 215/17

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2058/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung der Beihilfe fiir Faserlein und Hanf sowie des fiir die Finanzierung der
Mafnahmen zur Férderung der Verwendung von Flachsfasern einzubehaltenden Betrags im
: Wirtschaftsjahr 1992/93

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den VVertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Akte Uiber den Beitritt Spaniens und Portu-
gals, insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 und Artikel 234
Absatz 2,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 des Rates
vom 29. Juni 1970 Gber die gemeinsame Marktorganisation
fiir Flachs und Hanf (1), insbesondere auf Artikel 2 Absatz 3
und Artikel 4 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (4),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 bestimmt,
dafl die Beihilfe fiir Gberwiegend zur Fasererzeugung
bestimmten Flachs und fir Hanf, die in der Gemeinschaft
erzeugt werden, jihrlich festgesetzt wird.

Nach Artikel 4 Absatz 2 derselben Verordnung wird diese
Beihilfe je Hektar Anbau- und Erntefliche so festgesetzt, daf$
ein Gleichgewicht zwischen dem fiir die Gemeinschaft erfor-
derlichen Produktionsumfang und den Absatzméglichkéiten
fiir diese Erzeugung sichergestellt wird. Bei ihrer Festsetzung
sind der Weltmarkepreis fiir Fasern von Flachs und Hanf und
fiir Saaten von Hanf, der Preis der anderen konkurrierenden
natiirlichen Erzeugnisse sowie der Zielpreis fiir Leinsaaten zu
beriicksichtigen.

Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70
sieht vor, dafd der zur Finanzierung der Gemeinschaftsmafi-

(1) ABIL Nr.L 146 vom 4.7.1970,S. 1. Zuletzt geandert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 2057/92 (siehe Seite 16 dieses Amts-
blatts).

(2) ABIL. Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, S. 32.

(3) ABIL. Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(*) ABL Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

nahmen zur Forderung der Verwendung von Flachsfasern
bestimmte Teil der Beihilfe anlidfllich der Festsetzung der
Beihilfe fiir das betreffende Wirtschaftsjahr nach den Krite-
rien desselben Absatzes festgesetzt wird. Dabei ist der
Entwicklung der Marktlage bei Flachs, der Hohe der Beihilfe
firr Flachs und den Kosten der vorzusehenden Mafinahmen
Rechnung zu tragen.

Die Anwendung der vorstehend genannten Kriterien fihrt
zur Festsetzung der Beihilfe und des zur Finanzierung der
Maflnahmen zur Férderung der Verwendung von Flachs-
fasern bestimmten Teils der Beihilfe in nachstehender
Hohe —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird die in Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 vorgesehene Beihilfe wie
folgt festgelegt:

a) fir Faserlein auf 374,36 ECU je Hektar;

b) fiir Hanf auf 339,42 ECU je Hektar.

Artikel 2

Fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 wird der von der Beihilfe
fir Faserlein einzubehaltende Betrag, der fiir die Finanzie-
rung der in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70
genannten MafSnahmen zur Férderung der Verwendung von
Flachsfasern bestimmt ist, auf 37,44 ECU je Hekrtar fest-
gesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. August 1992.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA
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Nr. L 215/19

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2059/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 845/72 iiber Sondermafinahmen zur Férderung
der Seidenraupenzucht

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

- Nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 845/
72 (*) wird alljahrlich vor dem 1. August eine Beihilfe fiir
die Seidenraupenzucht festgesetzt, die fiir das jeweils fol-
gende Wirtschaftsjahr gilt. Diese Bestimmung sollte unter
Beriicksichtigung der tiblichen Verfahrensweise angepafit
werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/72 erhilt
Absatz 1 folgende Fassung:

1) Ab dem Wirtschaftsjahr 1972/73 wird fir in
der Gemeinschaft erzeugte Seidenraupen eine Beihilfe
gewihrt.

Diese Beihilfe, die in der gesamten Gemeinschaft einheit-
lich ist, wird jahrlich festgesetzt.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veréffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

(') ABL Nr. C 119 vom 11. §. 1992, S. 36.

(2) ABL Nr. C150 vom 15. 6. 1992.

(3) ABL Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

(*) ABL Nr. L 100 vom 27. 4. 1972, S. 1. Geiindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 4005/87 (ABIL. Nr. L 377 vom 31. 12.
1987, S. 48).

Im Namen des Rates

Der Prasident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2060/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung der Hohe der Beihilfe fiir Seidenraupen fiir das Zuchtjahr 1992/93

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 845/72 des Rates
vom 24. April 1972 iiber Sondermafinahmen zur Férderung

der Seidenraupenzucht (1), insbesondere auf Artikel 2
Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (4),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Nach Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/72 muf die
" Beihilfe fir in der Gemeinschaft geziichtete Seidenraupen
jahrlich so festgesetzt werden, daff den Ziichtern unter
Berticksichtigung der Marktlage bei Kokons und Grege,

deren voraussichtlicher Entwicklung und der Einfuhrpolitik
ein angemessenes Einkommen gewihrleistet wird.

Die Anwendung der vorstehend genannten Kriterien fihrt
zur Festsetzung der Beihilfe in nachstehender Hohe —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ho6he der in Artikel 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 845/72 genannten Beihilfe fiirr Seidenraupen wird fiir
das Zuchtjahr 1992/93 je in Betrieb genommene Samen-
schachtel auf 111,81 ECU festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Véréffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. April 1992.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

(1) ABL Nr. L 100 vom 27. 4. 1972, S. 1. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2059/92 (siehe Seite 19 dieses
Amtsblatts). i

(2) ABL Nr. C 119 vom 11. 5. 1992, S. 37.

(3) ABL Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(*) ABL Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

" Im Namen des Rates

Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2061/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zum Erlafl besonderer Mafinahmen fiir bestimmte Rohtabaksorten der Ernte 1992

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates
vom 21. April 1970 iiber die Errichtung einer gemeinsamen

Marktorganisation fiir Rohtabak (1), insbesondere auf Arti-
kel 13 Absatz 8 Unterabsatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (2),
in Erwigung nachstehender Griinde:

Der Bericht der Kommission gemafd Artikel 13 Absatz 1 der
Verordnung (EWG) Nr. 727/70 verzeichnet bei den Ernten
1988 .und 1989 eine merkliche Zunahme der von den
Interventionsstellen tibernommenen Tabakmengen der Sor-
ten Nr. 11 a) Forchheimer Havanna II ¢, b) Nostrano del
Brenta, c) Resistente 142, d) Gojano, e) Hybriden von Badi-
schem Geudertheimer, Nr. 23 Tsebelia und Nr. 24 Mavra.
Die Mengen dieser Sorten iiberschreiten entweder wegen der
Vergroflerung der Anbauflache bei nur einer Ernte und sogar
bei zwei aufeinanderfolgenden Ernten einen bestimmten
Hundertsatz der Erzeugung, jedenfalls aber die in der

Verordnung (EWG) Nr. 1469/70 (3) festgesetzten Men-
gen.

Gemifl Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 727/70 empfiehlt es sich deshalb, besondere Mafinah-
men zu erlassen; insbesondere sind die Interventionspreise
fiir die betreffenden Sorten, wie schon fiir die vorigen Ernten,
erneut zu senken —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

- Fiir die Ernte 1992 wird der Interventionspreis fiir Tabak der

Sorten Nr. 11 a) Forchheimer Havanna Il ¢, b) Nostrano del
Brenta, c) Resistente 142, d) Gojano, e¢) Hybriden vom
Badischen Geudertheimer, Nr. 23 Tsebelia und Nr. 24
Mavra auf 75 v.H. des entsprechenden Zielpreises
gesenkt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veré6ffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.°

() ABL Nr.L 94 vom 28. 4. 1970, S. 1. Zuletzt geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 860/92(ABL. Nr.L 91 vom7.4.1992,
S. 1).

(2) ABL Nr. C119 vom 11. 5. 1992, S. 70.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA

(3) ABL Nr. L 164 vom 27.7.1970,S. 35. Zuletzt gedndert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1332/90 (ABI. Nr. L 132 vom
23. 5. 1990, S. 52).
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2062/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung der fiir die Ernte 1992 geltenden Zielpreise, der Interventionspreise und der
Kiufern von Tabakblattern gewihrten Primien sowie der abgeleiteten Interventionspreise fiir
Tabakballen, der Bezugsqualitiaten und der Anbaugebiete

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates
vom 21. April 1970 tber die Errichtung einer gemeinsamen
Marktorganisation fiir Rohtabak (), insbesondere auf Arti-
kel 2 Absatz 5, Artikel 4 Absitze 4 und 5 und der Artikel 6
Absatz 8,

auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (4),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die Kommission hat vorgeschlagen, die gemeinsame Markt-
organisation fiir Tabak ab der Ernte 1993 zu reformieren,
Fiir die Ernte 1992 sollten deshalb weiterhin die Bestimmun-
gen gelten, die bereits fiir die vorherige Ernte angewandt
wurden, vorbehaltlich jedoch der fiir den Ubergang auf die
Neuregelung notwendigen Anderungen. Fiir die Ernte 1993
ist deshalb eine Festsetzung von garantierten Hochstmengen
je Sorte und Sortengruppe gemif$ Artikel 4 Absatz 5 Unter-
absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 nicht mehr
erforderlich. -

Bei der Festsetzung der Preise fur Rohtabak ist den Zielen der
gemeinsamen Agrarpolitik Rechnung zu tragen. Ziel der
gemeinsamen Agrarpolitik ist es insbesondere, der landwirt-
schaftlichen Bevolkerung eine angemessene Lebenshaltung
zu gewihrleisten, die Versorgung sicherzustellen und fiir die
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge
zu tragen.

Die Ziel- und die Interventionspreise fiir Tabakblitter sind
nach den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 727/70 genannten Regeln festzusetzen, damit die Aus-
richtung der Erzeugung insbesondere im Sinne der Umstel-
lung des Anbaus auf die meistgefragten, wettbewerbsfihig-
sten und am wenigsten gesundheitsschadlichen Sorten gefor-
dert wird.

() ABI. Nr.L 94 vom 28. 4. 1970, S. 1. Zuletzt geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 860/92(ABl. Nr.L 91 vom7.4.1992,
S. 1). :

(2) ABL Nr. C 119 vom 11. 5. 1992,S. 71.

(3) ABlL. Nr. C150 vom 15. 6. 1992.

() ABL. Nr. C 169 vom 6. 7. 1992,

Es empfiehlt sich, auch fiir die Ernte 1992 abgeleitete
Interventionspreise fir die Sorten festzusetzen, fiir welche
vor Inkrafttreten der gemeinsamen Marktorganisation —
oder, im Falle der in Griechenland, Spanien und Portugal
angebauten Sorten, vor dem Beitritt — eine Preisgarantie fir
Tabakballen gewihrt wurde; dies gilt auch fiir die haupt-
sachlich in Deutschland angebauten Sorten, damit den
dortigen Handelsgepflogenheiten Rechnung getragen wird.

Bei Anwendung der die Preise, die Primien und die mengen-
miflige Kontrolle der Erzeugung betreffenden Regelung
sollten Qualitdtsunterschiede aufgrund von Bodeneigen-
schaften und Witterungsverhiltnissen beriicksichtigt wer-
den. Diese Voraussetzungen sind bei den Sorten Badischer
Burley und Paraguay erfiillt. Im Falle dieser Sorten sollten
deshalb Preise, Primien und Héchstgarantiemengen fiir
besondere Anbaugebiete festgelegt werden.

Mit der den Kiufern von Gemeinschaftstabak gewihrten
Priamie soll erméglicht werden, daf die Kiufer den Erzeu-
gern von Tabakblittern einen dem Zielpreis entsprechenden
Preis unter Beriicksichtigung der Preisentwicklung auf dem
Weltmarkt sowie der sich aus Angebot und Nachfrage auf
dem Gemeinschaftsmarkt ergebenden Preise zahlen.

Fiir den gesamten Tabak der betreffenden Sorte wird unab-
hingig von seiner Qualitit eine bestimmte Pramie gewihrt.
Dies hat jedoch zur Erzeugung geringerwertigen Tabaks
angereizt. Fiir den Ankauf von Tabak schlechterer Qualitit
durch einen Verarbeiter muff deshalb die Pramie entspre-
chend der Menge gekiirzt werden, um welche die im
Verhiltnis zur Gesamtmenge der Ernte normale Menge
dieses Tabaks tiberschritten wird.

Die vorstehend genannte Preise sowie die Pramie miissen fiir
jede in einem anerkannten Anbaugebiet erzeugte Sorte im
Verhiltnis zu einer Bezugsqualitit festgesetzt werden, die
eine moéglichst objektive Bewertung der Tabakqualitit
erméglicht. ‘

Fiir die Ernte 1992 sind die anerkannten Anbaugebiete aller
Tabaksorten anzugeben und die Definition der Bezugsqua-

lititen. zu ibernehmen, die mit der Verordnung (EWG)
Nr. 1738/91 (%) festgelegt worden sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

’ Artikel 1

Fiir die Ernte 1992 werden die Bezugsqualititen und die
anerkannten Anbaugebiete fiir jede in Artikel 2 Absatz 3

(*) ABL. Nr.L 163 vom 26. 6. 1991, S. 13.
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Buchstaben b) und ¢) der Verordnung (EWG) Nr. 727/70
genannte Tabakblittersorte der Gemeinschaftserzeugung in
Anhang I bzw. Anhang Il der vorliegenden Verordnung
festgesetzt.

Artikel 2

Fiir die Ernte 1992 werden die in Artikel 6 Absatz 3 Buch-
staben b) und c) der Verordnung (EWG) Nr.727/70
genannten Bezugsqualititen und anerkannten Anbaugebiete
fiir jede Tabakballensorte der Gemeinschaftsérzeugung, fiir
die ein abgeleiteter Interventionspreis festgesetzt wird, in
Anhang II bzw. Anhang Il der vorliegenden Verordnung
festgesetzt. :

Artikel 3
(1)  Fiir die Ernte 1992 werden die in den Artikeln 2 und 3

der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 genannten Ziel- und
Interventionspreise und Betrige der den Kéufern von Tabak-
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blittern gewihrten Primie sowie die in Artikel 6 derselben
Verordnung genannten abgeleiteten Interventionspreise fiir
Tabakballen in Anhang IV der vorliegenden: Verordnung
festgesetzt.

(2)  Unbeschadet des Artikels 7a der Verordnung (EWG)
Nr. 727/70 gelten die Preise und Primien nur fiir Sorten, die
in den entsprechenden, in AnhangIll der vorliegenden
Verordnung aufgefiihrten Anbaugebieten angebaut worden
sind.

(3)  Uberschreitet die von einem Kiufer erworbene Menge
Tabak niedrigerer Klasse, Giite und Qualitit, gemessen an
der von derselben Sorte gekauften Gesamtmenge, den in
Anhang IV genannten Prozentsatz, wird die Priamie fir die
Menge um 30 % gesenkt, um die der betreffende Prozentsatz
iiberschritten wird.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veréffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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ANHANG 1

Tabakblatter: Sorten und deren Bezugsqualititen fiir die Ernte 1992

Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualitit
1 Badischer Geudertheimer, Pereg, »Hauptgut* (Leaves) der Klasse 1
Korso Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschiadigte Blitter von dunkelbrauner bis
dunkelmelierter Farbe, ausgeglichene Blattgrofie
Aufmachung: Sortierter Tabak, gebiischelt, in vorlidufigen Ballen oder in anderer
Verpackung, mit oder ohne fremde Bindung
Feuchtigkeit: 26 v. H.
2 Badischer Burley E w~Hauptgut“ (Leaves) der Klasse 1
und Hybriden Klasse 1: Reife, gesunde, unBeschﬁdigte, schnittfeste Blatter von rétlich-
brauner bis hellgrauer Farbe, ausgeglichene Blattgrofe
Aufmachung: Sortierter Tabak, gebiischelt, in vorldufigen Ballen oder in anderer .
Verpackung, mit oder ohne fremde Bindung
Feuchtigkeit: 25v. H.
3 Virginia D und Hybriden Blatter der Klasse 1
Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschidigte Blitter von gelber bis gelbroter
Farbe. Abweichungen als briunliche bis griinlichgelbe Verfirbun-
gen sind bis zu einem Drittel der Blattfliche zulissig
Aufmachung: Sortierter Tabak, gebiischelt, in vorliufigen Ballen oder in anderer
Verpackung, mit oder ohne fremde Bindung
Feuchtigkeit: 19v. H.
4 a) Paraguay und Hybriden Mittlere Blatter (Leaves) der Klasse 2
b) Dragon vert und Hybriden, Klasse 2: Gesunde Blarter, mit geringfiigigen Fehlern hinsichtlich der Farbe,
Philippin, Petit Grammont der Art des Blattgewebes oder der Reife, aber von befriedigender
(Flobecq), Semois, Appelterre Brennfihigkeit
Aufmachung: Sortierter und gebiischelter oder in Lagen gelegter (capsé)
- Tabak
Feuchtigkeit: 27 v. H.
5 Nijkerk Obere Blatter (Tips) der Klasse 2

Klasse 2: — Entweder Blitter zweiter Linge (45 cm oder weniger), sehr
zugfest, fleischig, unbeschidigt, widerstandsfihig und ela-
stisch, mit nicht herausragender Aderung, von guter Reife, die
sich durch braune bis dunkelbraune Farbe lebhaften Tons

ausdriickt

— oder Blitter erster Linge (iiber 45 cm), noch zugfest, fleischig,
noch unbeschidigt, widerstandsfihig, mit mehr oder weniger
auffallender Aderung, mit Farbabweichungen aufler flaschen-
grin

Sortierter und gebiischelter oder in Lagen gelegter (capsé)

Tabak

27 v. H.

Aufmachung;:

Feuchtigkeit:
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Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualitit
6 a) Misionero und Hybriden Blatter der 2. Qualitit
b) Rio Grande und Hybriden 2. Qualitat: Voll entwickelte Blitter von mehr als 45 cm Linge, kein grobes
Blattgewebe, helle, etwas gelbliche Farbe, lebhafte oder ziemlich
lebhafte Ténung, ausreichend fest und ziemlich unbeschidigt, von
einigermaflen guter Brennfihigkeit ’

Aufmachung: Sortierter und gebischelter oder in Lagen gelegter (capsé)
Tabak

Feuchtigkeit: 27 v. H.

7 Bright Blitter der Klasse A

Klasse A: Blatter geniigender Reife, sorgfaltig getrocknet, mit offener Textur
und nicht zu auffilligen Rippen und Adern, gesund, von gelber
Farbe in verschiedenen Ténen

Aufmachung: In vorlaufigen Ballen zu 30 bis 40 kg

Feuchtigkeit: 16 v. H.

8 Burley I Blatter der Klasse A _

Klasse A: Blatter geniigender Reife, sorgfaltig getrocknet, mit offener Tex-
tur, auch fest, mit nicht zu auffilligen Rippen und Adern, gesund,
von mehr oder weniger lebhafter nufSbrauner Farbe

Aufmachung: In vorldufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in Biischeln mit fremder
Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 Blattern

Feuchtigkeit: 19v. H.

9 Maryland Blatter der Klasse A

Klasse A: Blatter geniigender Reife, mit leichten Trocknungsfehlern, sehr
wenig meliert, mit einem Blattgewebe mittlerer Textur, mit nicht
zu auffilligen Rippen und Adern, von rétlichbrauner, eher
lebhafter Farbe

Aufmachung: In vorlaufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in Biischeln mit fremder
Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 Blittern

Feuchtigkeit: 19v. H.

10 a) Kentucky und Hybriden Blatter der Klasse B

b) Moro di Cori

c) Salento

Klasse B: Vollreife Blatter mit festem Blattgewebe, ohne Trocknungsfehler
und ohne Lagerschiden, von brauner Farbe, mit einigen Beschi-
digungen, von guter Brennfihigkeit

Aufmachung;: In Bischeln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30
Blittern

Feuchtigkeit: 23 v. H.
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Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualitit
11 a) Forchheimer Havanna Il ¢ Blitter der Klasse B

)
b) Nostrano del Brenta
¢) Resistente 142
d) Gojano
)

e) Hybriden von
Badischem Geudertheimer

Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter mit festem oder lichtem Blattgewebe, gesund, ohne Trock-
nungsfehler, von brauner bis griinlicher Farbe, mit Beschadigun-
gen; reife Blitter, gesund von dunkelbrauner bis dunkelmelierter
Farbe, ausgeglichene Blattgrofe (Badischer Geudertheimer und
Hybriden) '

Sortierter Tabak, gebiischelt oder in vorldufigen Ballen, mit
fremder Bindung

26 v. H.

12 a) Beneventano Blitter der Klasse B
b) Brasile Selvaggio und Klasse B: Blitter geniigender Reife, mit festem oder auch grobem oder
dhnliche Sorten magerem Blattgewebe, mit unbedeutenden Bearbeitungs- und
Fermentierungsfehlern und Beschiadigungen
Aufmachung: In Biischeln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30
Bléittern
Feuchtigkeit: 24 v. H.
13 Xanti-Yaka Blatter der Klasse B
Klasse B: Hinreichend gesunde und reife Blatter, stiellos, von oval-ellipti-
scher Form, mit wenig auffilligen Rippen und Nebenadern mit
eher offener Kante, die einige Trocknungsfehler aufweisen kon-
nen, mit meist leichtem Blattgewebe, von gelber bis brauner Farbe,
mit auffallenden Beschidigungen, aber gut erhalten, aus allen
Blattstufen stammend, von diskretem Geschmack, ausreichendem
Aroma und guter Brennfihigkeit
Die Lange der mittleren Blatter betragt hochstens 20 cm
Aufmachung: In vorliufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder in Kisten mit
,Girlanden* von Blittern zu 30 bis 40 kg
Feuchtigkeit: 17 v. H.
14 a) Perustitza Blatter der Klasse B

b) Samsun

Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

l

Hinreichend gesunde und reife Blitter, stiellos (Perustitza) oder
gestielt (Samsun), von elliptisch-lanzettartiger Form mit ausge-
franster (Perustitza) oder elliptisch abgerundeter Spitze (Samsun),
mit wenig auffilligen Rippen und Nebenadern mit eher scharfer
Kante, die einige Trocknungsfehler aufweisen konnen, von meist
leichtem Blattgewebe, von gelber bis brauner Farbe (Perustitza)
oder zu rétlicher Farbe neigend (Samsun), mit auffallenden
Beschidigungen, aber gut erhalten, aus allen Blattstufen stam-
mend, von diskretem Geschmack, ausreichendem Aroma und
guter Brennfihigkeit

Die Linge der mittleren Blatter betrigt hochstens 25 cm

In vorlidufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder in Kisten mit
L,Girlanden“ von Blittern zu 30 bis 40 kg

17 v. H.
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Lfd. Nr.

Sorte

Bezugsqualitit

15

Erzegovina und ihnliche
Sorten

Blatter der Klasse
Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

B

. Hinreichend gesunde und reife Blatter, stiellos, von ovaler oder

elliptischer Form, mit durchschnittlich ausgepragten Rippen und
Nebenadern mit eher offener Kante, die einige Trocknungsfehler
aufweisen kénnen, von meist leichtem Blattgewebe, von gelber bis
brauner Farbe, mit auffallenden Beschidigungen, aber gut erhal-
ten, aus allen Blattstufen stammend, von diskretem Geschmack
ausreichendem Aroma und guter Brennfihigkeit

Die Linge der mittleren Blitter betrigt hdchstens '35 cm

In vorlaufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder in Kisten mit
»Girlanden“ von Blattern zu 30 bis 40 kg

17 v. H.

16

a) Round Tip
b) Scafati

¢} Sumatra I

Blatter der Klasse
Klasse B:

Aufmachung;:
Feuchtigkeit:

B

Mittlere untere Blitter, nach ihrer Linge in folgendem Verhaltnis
sortiert:

erste Linge (38 ¢cm und mehr) 60 v. H.
zweite Linge (32 bis unter 38 cm) 35v.H.
dritte Lange (25 bis unter 32 cm) Sv.H.

Gut proportionierte Blatter, vollreif und einheitlich gefirbt,
gesund, unbeschidigt, von feinem Blattgewebe, elastisch und
widerstandsfahig, ohne herausragende Rippen oder Adern, voll- -
fermentiert und gut erhalten, von guter Brennfahigkeit, typischem
Geschmack und Aroma, als Zigarrendeckblatt geeignet, mit etwa
25 v. H. beschidigten Blittern

In Biischeln mit fremder Bindung (fascicoli)

22v. H.

17

Basmas

Qualitae I/11:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter der Qualitit I/111

Reife, unbeschidigte, gesunde Blatter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen aufler der ersten (protomana), bis 15 cm
lang, goldgelb, orange bis gelbrot, biegsam und glinzend, ausrei-
chend schnittfest, offenporig, von gutem Blattgewebe, mit typi-
schem und ausgeprigtem Aroma, gut glimmfahig

Die hier beschriebenen Blitter machen 45 v. H. der Qualitat 1/111
aus

Reife Blitter, mit einigen leichten Beschadigungen und/oder
Trocknungsfehlern, mit leichten Krankheitszeichen, aus allen
Erntestufen, bis 20 cm lang, hellgelb, gelbgriin, rotlich oder
hellbraun; ziemlich offenporig und von gutem Gewebe; von
durchschnittlicher Biegsamkeit; mifig glinzend, mafig fleischig;
mit typischem und ausgepragtem Aroma, sehr gut glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter machen 55 v. H. der Qualicat I/111
aus

Pflanzerballen von 15 bis 25 kg, in herkommlicher Weise in zwei
Reihen (Pastali, mit ausgerichteten Blittern). (Zu bemerken ist,
dafl in den Bezirken Astakos und Chrysoupolis die Aufmachung in
w»armathodema* erfolgt)

17 v. H.
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Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualit'a’t
18 Katerini und zhnliche Sorten Blatter der Qualitat I/111

Qualitat I/11I:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Reife, unbeschidigte, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen aufler der ersten (protomana), bis zu 20 cm
lang, hellgelb oder orange bis rétlich, offenporig, gut biegsam,
glinzend, ziemlich fleischig, von gutem Gewebe, sehr glimm-
fihig

Die hier beschriebenen Blatter machen 45 v. H. der Qualitat I/1
aus

Reife Blatter, mit einigen Beschidigungen und/oder Trocknungs-
fehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen Erntestufen, bis
zu 25 cm lang, gelb, orange, gelbgriin, rétlich oder hellbraun,
offenporig, mifig fleischig, miflig biegsam und glinzend, von
gutem Gewebe, sehr glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter machen 55 v. H. der Qualitﬁt I7H1
aus

Die Girlanden werden vor dem Verpacken gewdhnlich nach dem
Baski-Verfahren gestapelt. Ballen von 25 bis 35 kg im herkémm-
lichen Kalup-Verfahren

16 v. H.

19

a) Klassischer Kaba Koulak

b) Elassona

Qualitat I/111:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter der Qualitat 1/111 N

Reife, unbeschidigte, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen aufler dem Obergut, bei Kaba Koulak
Macedonia bis zu 25 c¢cm und bei Elassona, Karatzova und
Kontoula bis zu 20 cm lang, mittel- bis dunkelgelb, gut biegsam,
glinzend; offenporig, von gutem Gewebe, hervorragend glimm-
fahig

Die hier beschriebenen Blatter machen 47 v. H. der Qualitat I/HI
aus

Reife Blitter, mit einigen leichten Beschadigungen und/oder
Trocknungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen
Erntestufen, bei Kaba Koulak Macedonia bis zu 30 cm und bei
Elassona, Karatzova und Kontoula bis zu 25 c¢m ‘lang, gelb,
gelbgriin, rétlich, ziemlich offenporig und von recht gutem
Gewebe, mittelmifig biegsam und mifig glinzend, hervorragend
glimmfzihig

Die hier beschriebenen Blitter machen 53 v. H. der Qualitét I/111
aus

Pflanzerballen von 15 bis 30 kg, in den herkdmmlichen zwei
Armathodema-Reihen angeordnet

17 v. H.

20

a) Nicht klassischer Kaba
Koulak

b) Myrodata Smyrna,
Trapezous und Phi I

Qualitat I/111:

Blatter der Qualitie I/1H

Reife, unbeschadigte, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen aufler dem Obergut, bei Kaba Koulak
Macedonia und Trapezous bis zu 30 cm lang, bei Phi I bis zu 20 cm
und bei Myrodata Smyrna bis zu 15 cm, hellgelb bis rétlich, gut
biegsam und glinzend, ziemlich offenporig, von gutem Gewebe,
hervorragend glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter machen 47 v. H. der Qualitat I/11I
aus )

Reife und geniigend unbeschidigte Blitter, mit einigen leichten
Trocknungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen
Erntestufen, bei Kaba Koulak Macedonia und Trapezous bis zu
35 cm lang, bei Phi I bis zu 25 cm und bei Myrodata Smyrna bis zu
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Lfd. Nr.

Sorte

Bezugsqualitat

20
(Fort-
setzung)

a) Nicht klassischer Kaba
Koulak

b) Myrodata Smyrna,
Trapezous und Phi |

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

21

Myrodata Agrinion

Qualitit I/111:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

22

Zichnomyrodata

Qualitit 1/111:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

23

Tsebelia

Qualitit I/111:

20 cm, gelb, gelbgriin oder hellbraun, ziemlich offenporig, von
ziemlich gutem Gewebe, recht biegsam und glinzend, sehr glimm-
fahig )

Die hier beschriebenen Blatter machen §3 v. H. der Qualitat 1/11I
aus

Pflanzerballen von 25 bis 35 kg, in den herkémmlichen Armatho-
dema-Reihen angeordnet, oder von 35 bis 50 kg in Form von
Kalup

17 v. H.

Blitter der Qualitar 1/111

Reife, unbeschidigte, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen, aufler der ersten (protomana), bis zu 25 cm
lang, gelb bis dunkelorange, gut biegsam und glinzend; offen-
porig, von gutem Gewebe, hervorragend glimmfahig

Die hier beschriebenen Blitter machen 47 v. H. der Qualitat I/111
aus

Reife und ausreichend unbeschadigte Blitter, mit leichten Trock-
nungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen Ernte-
stufen, bis zu 30 cm lang, gelbgriin oder hellrétlich, ziem-
lich offenporig, von recht gutem Gewebe, ziemlich biegsam und
glanzend, hervorragend glimmfzhig

Die hier beschriebenen Blitter machen 53 v. H. der Qualitat 17111
aus

Pflanzerballen von 15 bis 30 kg, in den herkommlichen zwei
Armathodema-Reihen angeordnet

15v. H.

Blatter der Qualitac 1/111

Reife, unbeschidigte, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen aufler dem Obergut, bis 20 cm lang, hellgelb
bis hellorange, gut biegsam und glinzend, offenporig, von gutem
Gewebe, hervorragend glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter machen 47 v. H. der Qualitac1/111
aus

Reife, ausreichend unbeschidigte Blitter, mit einigen leichten
Trocknungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen
Erntestufen, bis zu 25 cm lang, gelb, gelbgriin oder hellrétlich,
ziemlich offenporig, von recht gutem Gewebe, ziemlich biegsam
und ziemlich glinzend, hervorragend glimmfahig

Die hier beschriebenen Blatter machen 53 v. H. der Qualitat I/1II
aus

Pflanzerballen von 15 bis 30 kg, in den herkommlichen zwei
Armathodema-Reihen angeordnet

17 v. H.

Blatter der Qualitae 1/111

Reife, unbeschidigte, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen aufler der ersten, bis zu 35 cm lang, gelbrot,
orange bis rétlich, offenporig, biegsam und glinzend, ziemlich
fleischig, von gutem Gewebe, sehr glimmfihig

Die hier beschriebenen Blatter machen 45 v. H. der Qualitae I/111
aus
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Lfd. Nr. Sorte
23 Tsebelia
(Fort-
setzung)
24 Mavra
25 Burley EL
26 Virginia EL
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Bezugsqualitat

Reife, ausreichend unbeschidigte Blitter, mit einigen leichten
Trocknungsfehlern, aus allen Erntestufen, bis zu 40 cm lang,
hellgelb, gelbgriin, rétlich oder hellbraun, ziemlich offenporig,
ziemlich biegsam und mittelmifig glinzend, recht fleischig, sehr
glimmfahig. Zu dieser Qualitit gehéren auch leicht beeintrichtigte
Blitter, auch mit leichten Beschiadigungen

Die hier beschriebenen Blitter machen 55 v. H. der Qualitit I/111
aus

Aufmachung: Pflanzerballen von 30 bis 40 kg, in zwei Armathodema-Reihen
angeordnet :

Feuchtigkeit: 14 v. H.

Blatter der Qualitit I/111

Qualitat I/111: Reife, unbeschidigte, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler,
aus allen Erntestufen aufer der ersten (protomana), bis zu 30 cm
lang, Farbe von gelbrétlich bis orange und rétlich, offenporig, von
gutem Gewebe, biegsam und glinzend, ziemlich fleischig und gut
glimmfihig '

Die hier beschriebenen Blitter machen 45 v. H. der Qualitat I/111
aus

Reife, ausreichend unbeschidigte Blatter, mit leichten Trock-
nungsfehlern, aus allen Erntestufen, bis zu 40 cm lang, gelblich,
gelbgriin (zitronengelb), rotlich oder hellbraun, ziemlich offenpo-
rig, von gutem Gewebe, recht biegsam und glanzend, ziemlich
fleischig, gut glimmfahig. Zu dieser Qualitit gehoren auch leicht
beeintrichtigte Blatter, auch mit leichten Beschadigungen

Die hier beschriebenen Blitter machen 55 v. H. der Qualitat I/111
aus

Aufmachung: Pflanzerballen von 30 bis 50 kg, in zwei Armathodema-Reihen
angeordnet

Feuchtigkeit: 14 v. H.

Blitter der Qualitit A

Qualitit A: Vollreife, voll entwickelte, unbeschidigte, gesunde Blatter, ohne
. Trocknungsfehler, aus dem Mittelgut, Farbe einheitlich mittelnuf-
braun bis nulbraunrot, offenporig, von gutem Gewebe, hervor-
ragend glimmfihig
Aufmachung: Pflanzerballen von 50 bis 70 kg, in zwei Armathodema-Reihen
angeordnet, Schnur entfernt (lose Blitter)

Feuchtigkeit:’ 22v.H.

Blitter der Qualitit A

Qualitit A: Vollreife, voll entwickelte, gesunde, unbeschidigte Blatter, ohne
Trocknungsfehler, Farbe einheitlich zitronengelb bis mittelorange,
fleischig, von gutem Gewebe, gut glimmfihig, vor allem aus dem
Mittelgut

Aufmachung: Pflanzerballen von 30 bis 40 kg, in zwei Armathodema-Reihen
angeordnet, Schnur entfernt (lose Blitter)

Feuchtigkeit: 19 v. H.
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Lfd. Nr.

Sorte

27

Santa Fé

28

Fermentierter Burley

29

Havanna E

Blitter der Klasse
Klasse 1:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blatter der Klasse
Klasse 1:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter der Klasse
Klasse 1:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

30

Round Scafati

31

Virginia E

32

Burley E

Blatter der Klasse
Klasse 1:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter der Klasse
Klasse 1:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter der Klasse
Klasse 1:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Bezugsqualitat
1

Reife, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler, mit vollkommen
ausgetrockneter Rippe, von brauner Farbe, mit einigen Beschidi-
gungen

Sortierter Tabak in vorliufigen homogenen Ballen
18 v. H.

1

Reife, gesunde Blitter, ohne Trocknungsfehler, mit vollkommen
ausgetrockneter Rippe, von guter Brennfihigkeit, von nuffbrauner
bis zimtbrauner Farbe, mit einigen Beschidigungen

Sortierter Tabak in vorldufigen homogenen Ballen

18 v. H.

1

Reife, gesunde Blitter, mit feinem Blattgewebe, mit wenig auffal-
ligen Rippen und Adern, ohne Trocknungsfehler, mit vollstandig
ausgetrockneter Rippe, von brauner, hellbrauner oder griinlicher
Farbe, mit einigen Beschiadigungen

. Sortierter Tabak in vorlaufigen Ballen

18 v. H.

1

Blitter geniigender Grofle, von einheitlicher Farbe, gesund, ohne
Beschidigungen, mit feinem Blattgewebe, elastisch und wider-
standsfihig, mit feinen Rippen und Adern, gut erhalten, von
typischem Geschmack und Aroma, als Zigarrendeckblatt geeignet.
Eine Toleranz von rund-25 % beschadigten Blittern kann zuge-
lassen werden

In vorliufigen homogenen Ballen, die Biischel mit fremder Bin-
dung enthalten

18 v. H.

1

Blatter geniigender Reife, ohne Trocknungsfehler, mit offenem
Blattgewebe, mit wenig auffilligen Rippen und Adern, gesund,
von zitronengelber oder orangener Farbe

In vorliufigen homogenen Ballen von 35 bis 45 kg nicht gebii-
scheltem Tabak, nach Erntestufen getrennt

16 v. H.

1

Blitter geniigender Reife, ohne Trocknungsfehler, mit offenem
Blattgewebe, mit wenig auffilligen Rippen und Adern, gesund,
von zimtbrauner Farbe in verschiedenen Ténen

In vorldufigen homogenen Ballen von 35 bis 45 kg nicht gebii-
scheltem Tabak, nach Erntestufen getrennt

18 v. H.
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Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualitat
33 Virginia P Blitter der Klasse 1
Klasse 1: Reife Blitter, mit offenem und elastischem Blattgewebe, 6lig, von
zitronengelber bis orangener Farbe, glinzend, iiber 40 cm lang,
ohne erste und letzte Erntestufe
Aufmachung;: In vorliufigen homogenen Ballen von 45 kg mit geordneten
Blittern
Feuchtigkeit: 17 v. H.
34 Burley P Blatter der Klasse 1
Klasse 1: Reife Blatter, mit offenem und elastischem Blattgewebe, von
glanzender Farbe, iiber 40 cm lang, ohne erste und letzte Ernte-
stufe
Aufmachung; In vorlaufigen Ballen von 35 kg mit geordneten Blittern
Feuchtigkeit: 22v.H.
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ANHANG II
Tabakballen: Sorten und deren Bezugsqualititen fiir die Ernte 1992
Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualitit
1 Badischer Geudertheimer, Pereg, Hauptgut (Leaves) der Klasse 1
Korso Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschidigte Blitter von melierter bis dunkel-
v brauner Farbe; ausgeglichene Blattgréfle; normal fermentiert
Aufmachung: In Ballen, Kisten oder Kartons von etwa 75 bis 220 kg oder in
Fassern von etwa 225 bis 450 kg
Feuchtigkeit: 16 v. H.
2 Badischer Burley E Hauptgut (Leaves) der Klasse 1
und Hybriden Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschidigte, schnittfeste Blitter von hellbrau-
ner, rotlichbrauner bis dunkelbrauner Farbe; ausgeglichene Blatt-
grofle; normal fermentiert
Aufmachung: In Ballen, Kisten oder Kartons von etwa 75 bis 220 kg oder in
Fissern von etwa 225 bis 450 kg
Feuchtigkeit: 1S5v.H.
3 Virginia D und Hybriden Blatter der Klasse 1
Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschidigte Blitter von gelber, gelbroter bis
. gelbbraunlicher Farbe; normal fermentiert :
Aufmachung: In Ballen, Kisten oder Kartons von etwa 75 bis 220 kg oder in
Fissern von etwa 225 bis 450 kg
Feuchtigkeit: 13v. H.
7 Bright Blitter der Klasse A
Klasse A: Blitter geniigender Reife, sorgfiltig bearbeitet, mit offener Textur,
mit nicht zu auffalligen Rippen und Adern, gesund, von gelber
Farbe in verschiedenen Ténen
Aufmachung: In Fassern von etwa 280 bis 450 kg oder in Kartons von etwa 150
bis 210 kg
Feuchtigkeit: 13v. H.
8 Burley 1 Blatter der Klasse A

Klasse A:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter geniigender Reife, sorgfiltig bearbeitet, mit offener Textur,
auch fest, mit nicht zu auffalligen Rippen und Adern, gesund, von
mehr oder weniger lebhafter nuffbrauner Farbe

In Fissern von etwa 280 bis 450 kg oder in Kartons von etwa 150
bis 210 kg

13v. H.
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Lfd. Nr. Sorte - Bezugsqualitat
9 Maryland Blitter der Klasse A
Klasse A: Blatter geniigender Reife, mit leichten Trocknungsfehlern, auch
leicht meliert, mit einem Blattgewebe von mittlerer Textur und
nicht zu auffilligen Rippen und Adern, gesund, von mehr oder
weniger lebhafter rétlichbrauner Farbe
Aufmachung: In Fassern von etwa 280 bis 450 kg oder in Kartons von etwa 150
bis 210 kg
Feuchtigkeit: 13v. H.
10 a) Kentucky und Hybriden Blatter der Klasse B

b) Moro di Cori

¢) Salento

a) Forchheimer Havanna Il ¢

Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

11 ) Blitter der Klasse
b) Nostrano del Brenta Klasse B:
¢) Resistente 142
d) Gojano
e) Hybriden von Badischem
Geudertheimer Aufmachung:
Feuchtigkeit:
12 a) Beneventano Blatter der Klasse
b) Brasile Selvaggio und Klasse B:
ahnliche Sorten
Aufmachung:
Feuchtigkeit:
13 Xanti-Yaka Blatter der Klasse

Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Vollreife Blatter, mit festem Blattgewebe, ohne Trocknungsfehler
und Lagerschiden, von brauner Farbe, mit einigen Beschidigun-
gen, von guter .Brennfahigkeit

In Fassern von etwa 280 bis 450 kg oder in Ballen von etwa 170 bis
200 kg oder in Kartons von 150 bis 200 kg

16 v. H.

B

Blitter mit festem oder lichtem Blattgewebe, gesund, ohne Trock-
nungsfehler, von brauner bis griinlicher Farbe, mit Beschadigun-
gen; reife, gesunde Blitter von dunkelbrauner bis dunkelmelierter
Farbe; normal fermentiert (Badischer Geudertheimer und Hybri-
den)

In Ballen, Kisten oder Kartons von etwa 75 bis 200 kg oder in
Fassern von etwa 225 bis 450 kg

16 v. H.

B

Blatter gentigender Reife, mit festem oder auch grobem oder
magerem Blattgewebe, mit unbedeutenden Bearbeitungs- und
Fermentierungsfehlern und Beschidigungen

In Ballen von etwa 120 kg oder in Fissern von etwa 330 kg
16 v. H.

B

Hinreichend gesunde und reife Blitter, stiellos, von ovalellipti-
scher Form, mit wenig auffilligen Rippen und Nebenadern mit
eher offener Kante, die einige Trocknungsfehler aufweisen kon-
nen, mit meist lichtem Blattgewebe, von gelber bis brauner Farbe,
mit auffallenden Beschiadigungen, aber gut erhalten, aus allen
Blattstufen stammend, von diskretem Geschmack, ausreichendem
Aroma und guter Brennfihigkeit

Die Lange der mittleren Blatter betrage hochstens 20 cm
Kleine Ballen von etwa 18 bis 50 kg
13 v. H.
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Lfd. Nr.

Sorte

Bezugsqualitit

14

a) Perustitza

b) Samsun

Blitter der Klasse
Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

B

Hinreichend gesunde und reife Blitter, stiellos (Perustitza) oder
gestielt (Samsun), von elliptisch-lanzettartiger Form mit ausge-
franster (Perustitza) oder elliptisch abgerundeter Spitze (Samsun),
mit wenig auffilligen Rippen und Nebenadern mit eher spitzer
Kante, die einige Trocknungsfehler aufweisen kénnen, von meist

leichtem Blattgewebe, von gelber bis brauner Farbe (Perustitza)

oder zu roétlicher Farbe neigend (Samsun), mit auffallenden
Beschidigungen, aber gut erhalten, aus allen Blattstufen stam-
mend, von diskretem Geschmack, ausreichendem Aroma und
guter Brennfihigkeit

Die Linge der mittleren Blitter betragt héchstens 25 cm
Kleine Ballen von etwa 18 bis 50 kg
13v. H.

15

Erzegovina und dhnliche

Sorten

Blatter der Klasse
Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

B

Hinreichend gesunde und reife Blatter, stiellos, von ovaler oder
elliptischer Form, mit durchschnittlich ausgeprigten Rippen und
Nebenadern mit eher offener Kante, die einige Trocknungsfehler
aufweisen kénnen, von meist leichtem Blattgewebe, von gelber bis
brauner Farbe, mit auffallenden Beschidigungen, aber gut erhal-
ten, aus allen Blattstufen stammend, von diskretem Geschmack,
ausreichendem Aroma und guter Brennfihigkeit

Die Linge der mittleren Blitter betragt héchstens 35 cm
Kleine Ballen von etwa 18 bis 50 kg
13v.H.

16

a) Round Tip
b) Scafati

¢) Sumatra |

Blatter der Klasse
Klasse B:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

B

Mittlere untere Blitter, nach ihrer Linge in folgendem Verhiltnis
sortiert:

erste Lénge‘ (38 cm oder mehr) 60 v. H.
zweite Linge (32 bis unter 38 cm) 35v.H.
dritte Linge (25 bis unter 32 cm) Sv.H.

Gut proportionierte Blitter, vollreif und einheitlich gefarbt,
gesund, unbeschidigt, von feinem Blattgewebe, elastisch und
widerstandsfihig, ohne herausragende Rippen und Adern, voll
fermentiert und gut erhalten, von guter Brennfihigkeit mit typi-
schem Geschmack und Aroma, als Zigarrendeckblatt geeignet, mit
etwa 25 v. H. beschidigten Blittern

In Ballen von etwa 70 bis 90 kg oder in Kartons von etwa 180 bis
210 kg

16 v. H.

17

Basmas

Qualitae I/111:

Blitter der Qualitir /11

Reife, unbeschidigte, gesunde Blitter, gut getrocknet; aus allen
Erntestufen aufler der ersten (protomana), bis 15 cm lang, gold-
gelb, orange bis gelbrot; gut biegsam und glinzend, ziemlich
fleischig, offenporig und von gutem Blattgewebe, mit typischem
und ausgeprigtem Aroma, gut glimmfihig
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Bezugsqualitit

Die hier beschriebenen Blatter (I/11) machen 45 v. H. der Qualitat
171 aus

Reife, hinreichend unbeschidigte Blitter, mit einigen leichten
Trocknungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen; bis 20 cm
lang, hellgelb, rétlich oder hellbraun; ziemlich offenporig und von
gutem Gewebe; durchschnittlich biegsam und glinzend, mifig
fleischig, mit typischem und ausgeprigtem Aroma, sehr gut
glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter (III) machen 55 v. H. der Qualitit
I7HI aus

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg
13v. H.

Nr. L 215/36
Lfd. Nr. Sorte
17 Basmas
(Fort-
setzung)
Aufmachung:
Feuchtigkeit:
18 Katerini und shnliche Sorten Blatter der Qualitdc 17111

Qualitit I/11:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Reife, unbeschidigte, gesunde Blatter, gut getrocknet, aus allen
Erntestufen aufler der ersten (protomana), bis zu 20 cm lang,
hellgelb oder orange bis rotlich, offenporig, gut biegsam und
glanzend, ziemlich fleischig, von gutem Gewebe, sehr glimm-
fahig

Die hier beschriebenen Blitter (I/1I) machen 45 v. H. der Quali-
tat I/11I1 aus

Reife Blatter, mit einigen leichten Beschidigungen und Trock-
nungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen Erntestu-
fen, bis 25 cm lang, gelb, orange, gelb-griin, rétlich oder hell-
braun; offenporig, ziemlich fleischig, maig biegsam und glin-
zend

Die hier beschriebenen Blitter (III) machen 55 v. H. der Qualitat
17111 aus

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg
13v.H.

19

a) Klassischer Kaba Koulak

b) Elassona

Blitter der Qualitdt I/111

Qualitae I/111:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Reife, unbeschidigte, gesunde, sorgfiltig gewartete Blatter, aus
allen Erntestufen aufler dem Obergut, bei Kaba Koulak Macedo-
nia bis zu 25 cm und bei Elassona, Karatzova und Kontoula bis
20 cm lang; mittel- bis dunkelgelb, gut biegsam, glinzend;
offenporig, von gutem Gewebe, hervorragend glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter machen 47 v. H. der Qualitat I/1II
aus

Reife Blitter, mit einigen leichten Beschidigungen und/oder
Trocknungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen
Erntestufen, bei Kaba Koulak Macedonia bis zu 30 cm und bei
Elassona, Karatzova und Kontoula bis zu 25 c¢m lang, gelb bis
rétlich, ziemlich offenporig und von recht gutem Gewebe, mittel-
mifig biegsam und glinzend, hervorragend glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter (III) machen 53 v. H. der Qualitit
I/11I aus

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg

13v.H.
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Bezugsqualitit

Reife, unbeschidigte, gesunde, gut getrocknete Blatter, aus allen
Erntestufen aufler dem Obergut, bei Kaba Koulak Macedonia und-
Trapezous bis zu 30 cm lang, bei Phi I bis zu 20 cm und bei
Myrodata Smyrna bis zu 15 cm, hellgelb bis rétlich, gut biegsam
und glanzend, ziemlich offenporig, von gutem Gewebe, hervorra-
gend glimmfahig

Die hier beschriebenen Blitter (I/11) machen 47 v. H. der Qualitit

Reife und geniigend unbeschidigte Blitter, mit einigen leichten
Trocknungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen
Erntestufen, bei Kaba Koulak Macedonia und Trapezous bis zu
35 cm lang, bei Phi I bis zu 25 cm und bei Myrodata Smyrna bis
zu 20 cm, gelb bis hellbraun, ziemlich offenporig, von ziemlich
gutem Gewebe, recht biegsam und glinzend, sehr glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter (III) machen 53 v. H. der Qualitit

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg

Reife, unbeschidigte, gesunde, sorgfiltig gewartete Blatter, aus
allen Erntestufen aufler der ersten {protomana), bis zu 25 cm lang,
gelb bis dunkelorange, gut biegsam und glanzend, offenporig, von
gutem Gewebe und hervorragend glimmfahig

Die hier beschriebenen Blirtter (1/1I) machen 47 v. H. der Qualitit
171 aus

Reife und ausreichend unbeschidigte Blitter, mit leichten Trock-
nungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen Erntestu-
fen, bis zu 30 cm lang, gelb bis hellratlich, ziemlich offenporig, von
recht gutem Gewebe, ziemlich biegsam und glinzend, hervorra-
gend glimmfahig

Die hier beschriebenen Blitter (III) machen 53 v. H. der dualitéit

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg
14v.H.

'30.7.92
Lfd. Nr. Sorte
20 a) Nicht klassischer Kaba Blitter der Qualitit I/1II
Koulak Qualicat I/11I:
b) Myrodata Smyrna,
Trapezous und Phi 1
I/111 aus
I/7111 aus
Aufmachung;:
Feuchtigkeit: 13v.H.
21 Myrodata Agrinion Blatter der Qualitac 1/111
Qualitat I/11:
I/11I aus
Aufmachung:
Feuchtigkeit:
22 Zichnofnyrodata Blitter der Qualitie 1/111

Qualitae I/1E:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Reife, unbeschidigte, gesunde, sorgfiltig gewartete Blatter, aus
allen Erntestufen aufler dem Obergut, bis zu 20 cm lang, hellgelb
bis hellorange, gut biegsam und glinzend, offenporig, von gutem
Gewebe, hervorragend glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter machen 47 v. H. der Qualitat I/111
aus

Reife, ausreichend unbeschidigte Blitter, mit leichten Trock-
nungsfehlern, mit einigen Krankheitszeichen, aus allen Erntestu-
fen, bis zu 25 cm lang, gelb bis hellrstlich, ziemlich offenporig, von
recht gutem Gewebe, ziemlich biegsam und glinzend, hervorra-
gend glimmfihig

Die hier beschriebenen Blatter (III) machen 53 v. H. der Qualitat
I7HI aus A

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg
13v.H.
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Lfd. Nr.

23 Tsebelia

Qualitat 17111

Aufmachung:
Feuchtigkeit:

24 Mavra

25 Burley EL

26 Virginia EL

Bezugsqualitit

Blitter der Qualitae I/111

Reife, unbeschadigte, gesunde, gut gewartete Blatter, aus allen
Erntestufen aufler der ersten (protomana), bis zu 30 cm lang,
gelbrot, orange bis rotlich, offenporig, biegsam und glinzend,
ziemlich fleischig, von gutem Gewebe, sehr glimmfihig

Die hier beschriebenen Blitter (I/1I) machen 45 v. H. der Qualitit
I71IT aus

Reife, ausreichend unbeschidigte Blitter, mit leichten Trock-
nungsfehlern, aus allen Erntestufen, bis zu 40 cm lang, hellgelb bis
rotlich oder hellbraun, ziemlich offenporig, ziemlich biegsam und
mittelmifig glinzend, recht fleischig, von ziemlich gutem Gewebe
und sehr glimmfihig. Zu dieser Qualitit gehdren auch Blitter mit
!eichten,Krankheitszeichen und/oder leichten Beschidigungen

Die hier beschriebenen Blatter (111) machen §5 v. H. der Qualitit
I/1I aus

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg
13v. H.

Qualitat 1/1HI:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blatter der Qualitac I/111

Reife, unbeschidigte, gesunde, sorgfiltig getrocknete Blitter, aus
allen Erntestufen aufler der ersten (protomana), bis zu 30 cm lang,
Farbe von gelbrot oder orange bis rétlich, offenporig, von gutem
Gewebe, biegsam und glanzend, ziemlich fleischig und gut glimm-
fahig

Die hier beschriebenen Blatter machen 45 v. H. der Qualitic 1/111
aus ~

Reife, ausreichend unbeschidigte Blitter, mit leichten Trock-
nungsfehlern, aus allen Erntestufen, bis zu 40 cm lang, gelblich bis
rotlich oder hellbraun, ziemlich offenporig, von gutem Gewebe,
recht biegsam und glinzend, ziemlich fleischig, gut glimmfahig.
Zu dieser Qualitat gehdren auch Blitter mit leichten Krankheits-
zeichen und/oder leichten Beschadigungen

Die hier beschriebenen Blitter machen 55 v. H. der Qualitét I/111
aus

Sogenannte Tonga-Ballen von etwa 30 kg
13v.H.

Qualitit A:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blatter der Qualitat A

Vollreife, voll entwickelte, unbeschidigte, gesunde, gut getrock-
nete Blatter, aus dem Mittelgut, Farbe einheitlich mittelnubraun

- bis nufbraunrot, offenporig, von gutem Gewebe, hervorragend

glimmfahig

Ballen von rund 100 kg oder Kisten von etwa 200 kg oder Fasser
von etwa 240 bis 280 kg

13v.H.

Qualitat A:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blatter der Qualitiat A

Vollreife, voll entwickelte, gesunde, unbeschidigte, sorgfaltig
gewartete Blitter, aus dem Mittelgut, Farbe einheitlich zitronen-
gelb bis mittelorange, von gutem Gewebe, gut glimmfihig

Ballen von etwa 100 kg
13v. H.
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Lfd. Nr. Sorte Bezugsqualitit
27 Santa Fé Blatter der Klasse 1

Klasse 1: Reife, gesunde Blitter, gut fermentiert, von brauner oder dunkel-
brauner Farbe, mit einigen Beschiadigungen :

Aufmachung: In Ballen von 80 bis 100 kg oder in Kartons von 150 bis
210 kg

Feuchtigkeit: 14 v. H.

28 Fermentierter Burley " Blitter der Klasse 1

Klasse 1: Reife, gesunde Blitter, gut fermentiert, von brauner Farbe, mit
einigen Beschadigungen

Aufmachung: In Ballen von 80 bis 100 kg oder in Kartons von 150 bis
210 kg

Feuchtigkeit: 14 v. H.

29 Havanna E Blatter der Klasse 1

Klasse 1: Reife, gesunde Blatter, mit feinem Blattgewebe, mit wenig auffal-
ligen Rippen und Adern, gut fermentiert, von brauner, hellbrauner
oder griinlicher Farbe, mit einigen Beschidigungen

Aufmachung: In Ballen von 80 bis 100 kg oder in Kartons von 150 bis
210 kg

Feuchtigkeit: 14 v. H.

30 Round Scafati Blatter der Klasse 1

Klasse 1: Blitter geniigender Grofle, ausgereift, von einheitlicher Farbe,
gesund, ohne erhebliche Beschidigungen, mit feinem Blattgewebe,
elastisch und widerstandsfihig, mit feinen Rippen und Adern, gut
erhalten, von guter Brennfihigkeit, von typischem Geschmack und
Aroma, gut fermentiert, als Zigarrendeckblatt geeignet. Eine
Toleranz von 25 % beschadigten Blattern kann zugelassen wer-
den

Aufmachung;: In Ballen von 70 bis 100 kg oder in Kartons von 180 bis
210 kg

Feuchtigkeit: 14 v. H.

31 Virginia E Blatter der Klasse 1 .

Klasse 1: Blitter geniigender Reife, mit offenem Blattgewebe, mit wenig
auffalligen Rippen und Adern, gesund, von gelber Farbe mit
verschiedenen Tonen von zitronengelb bis orange

Aufmachung;: In Kartons von 170 bis 210 kg

Feuchtigkeit: 14 v. H.

32 Burley E Blatter der Klasse 1

Klasse 1:

Aufmachung:

Feuchtigkeit:

Blitter mit gentigender Reife, mit offenem Blattgewebe, mit wenig
auffilligen Rippen und Adern, gesund, von zimtbrauner Farbe in
verschiedenen Ténen

In Kartons von 150 bis 210 kg
14 v. H.
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Lfd. Nr. Sorte
33 Virginia P
34 Burley P
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Bezugsqualitit

Blitter der Klasse 1

Klasse 1: Reife, sorgfiltig gewartete Blatter, mit offenem und elastischem
Blattgewebe, 6lig, von zitronengelber bis orangener Farbe, glin-
zend, Gber 40 cm lang, ohne erste und letzte Erntestufe

Aufmachung: In Kartons von 200 kg nicht gebiischeltem Tabak
Feuchtigkeit: 12,5 v. H. '

Blitter der Klasse 1

Klasse 1: Reife, sorgfiltig gewartete Blatter, mit offenem und elastischem
Blattgewebe, von glinzender Farbe, iiber 40 cm lang, ohne erste
und letzte Erntestufe

Aufmachung: In Kartons von 180 kg nicht gebiischeltem Tabak
Feuchtigkeit: 13v. H.
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Anerkannte Anbaugebiete fiir alle Tabaksorten der Gemeinschaftserzeugung

Nr. L 215/41

Sorte Land Anbaugebiete
1. Badischer Geudertheimer, Deutschland Rheinebene und angrenzende Tiler, Mittelfranken, Brandenburg, Mecklen-
Pereg, Korso burg-Vorpommern '
Frankreich Nord-Pas-de-Calais, Picardie, Champagne-Ardennes, Alsace-Lorraine,
Val-de-Loire, Poitou-Bretagne und Centre
2. Badischer Burley E Deutschland Rheinebene und angrenzende Tiler, Mittelfranken, Brandenburg,
und Hybriden Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen
Frankreich A(*) {Aquitaine, Midi-Pyrénées, Auvergne-Limousin, Alsace-Lorraine,
Rhoéne-Alpes, Franche-Comté, Val-de-Loire, Centre, Poitou-Bre-
(tagne, Bourgogne, Charente und Languedoc-Roussillon
Italien B(*) Piemont, Lombardei, Venetien, Emilia-Romagna
3. Virginia D und Hybriden Deutschland Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Franken und Rheinebene und angren-
zende Tiler, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Thiringen
Frankreich Aquitaine, Midi-Pyrénées, Auvergne-Limousin, Champagne-Ardennes, Al-
sace-Lorraine, Rhone-Alpes, Franche-Comté, Provence, Val-de-Loire, Cen-
tre, Poitou-Bretagne, Charente, Languedoc-Roussillon, Normandie, Bour-
gogne, Nord-Pas-de-Calais, Picardie und Ile-de-France
4. a) Paraguay und Hybriden Frankreich ‘Aquitaine, Midi-Pyrénées, Languedoc-Roussillon, Auvergne-Limou-
A(*) sin, Poitou-Bretagne, Charente, Val-de-Loire, Centre, Rhéne-Alpes,
Provence, Franche-Comté, Alsace-Lorraine, Champagne-Ardennes,
Picardie, Nord-Pas-de-Calais, Normandie und Bourgogne
Italien B(*) Molise und Kampanien
Belgien C(*) Flandern
b) Dragon vert und Hybriden, Frankreich A(*) Nord-Pas-de-Calais, Picardie, Champagne-Ardennes, Val-de-Loire
Philippin, Petit Grammont und Alsace-Lorraine
(Flobecq), Semois, Appel-
ter
Belgien C(*) Flandern, Hennegau, Namur, Luxemburg
s. Niikerk Frankreich Departements Lot und Aveyron
6. Misionero Frankreich Insel Réunion
7. Bright Italien Friaul, Venetien, Lombardei, Piemont, Toskana, Marken, Umbrien,
Latium, Abruzzen, Molise, Kampanien, Basilikata, Apulien und Kalabrien
8. Burley | Italien Venetien, Lombardei, Piemont, Umbrien, Emilia-Romagna, Latium, Abruz-
zen, Molise, Kampanien, Basilikata, Apulien und Kalabrien
9. Maryland Italien Friaul, Lombardei, Toskana, Marken, Umbrien, Latium, Molise und
Kampanien
10. Kentucky Italien Venetien, Toskana, Umbrien, Latium, Kampanien
Spanien Estremadura, Andalusien
11. a) F. Havanna Il c Italien Friaul, Trentino, Venetien, Toskana, Latium, Molise und Kampanien
b) Nostrano del Brenta
c) Resistente 142
d) Gojano
e) Hybriden von Badischem Italien Venetien, Toskana, Molise, Kampanien, Latium und Apulien
Geudertheimer
12. Beneventano Italien Kampanien
Brasile Selvaggio Sizilien
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13. Xanti-Yaka Italien Abruzzen, Kampanien, Basilikata und Apulien
14. a) Perustitza Italien Latium, Abruzzen, Molise, Kampanien, Apulien und Sizilien
b} Samsun
15. Erzegovina Italien Latium, Abruzzen und Apulien
-16. Round Tip Griechenland Mittelmakedonien
Italien Kampanien
17. Basmas Griechenland Thrakien, Makedonien, Mittelgriechenland und Thessalien
18. a) Katerini Griechenland Makedonien
b) ahnliche Sorten . Makedonien, Miuelgriechenland, Epirus und Thessalien
19. a) Klassischer Kaba Koulak Griechenland Makedonien
b) Elassona Griechenland Thessalien
20. Nicht klassischer Kaba Koulak Griechenland Makedonien, Thessalien, Mittelgriechenland, Thrakien, Epirus, Peloponnes
und Inseln
21. Myrodata Agrinion Griechenland Mittelgriechenland
22. Zichnomyrodata Griechenland Thessalien
23. Tsebelia Griechenland Epirus und Mittelgriechenland
24. Mavra Griechenland Thessalien, Peloponnes und Mittelgriechenland
25. Burley EL Griechenland Makedonien und Thessalien
26. Virginia EL Griechenland Mittelgriechenland, Thessalien, Makedonien, Thrakien, Peloponnes und
Epirus
27. Santa Fé Spanien Andalusien
28. Fermentierter Burley Spanien Estremadura, Andalusien, Leén/Kastilien, Mancha/Kastilien, Gemeinde
Valencia, Navarra, Rioja, Katalonien und Madrid
29. Havanna E Spanien Léon/Kastilien, Navarra, Galicien, Asturien, Kantabria, Gebiet von Cam-
pezo im Baskenland
30. Round $cafati Spanien Galicien, Asturien, Navarra, Léon/Kastilien, Kantabria
31. Virginia E Spanien Estremadura, Andalusien, Léon/Kastilien, Mancha/Kastilien
32. Burley E Spanien Estremadura, Andalusien, Leén/Kastilien, Mancha/Kastilien
33. Virginia P Portugal Beira Interior, Ribatejo Oeste, Alentejo, Regido Auténoma dos Agores
34. Burley P Portugal Beiras, Ribatejo Oeste, Entre Douro e Minho, Tras-os-Montes, Regido

Auténoma dos Agores

(*) Besonderes Anbaugebiet gemif} Artikel 4 Absatz S der Verordnung (EWG) Nr. 727/70.
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ANHANG IV
Zielpreise, Interventionspreise und Priamien fiir Tabakblitter der Ernte 1992
Abgeleitete Interventionspreise fiir Tabakballen der Ernte 1992
(in ECU/kg)
i Abgeleiteter [Hochstanteil
Lfd. Nr. Sorte Zielpreis nterven- Primie Interven- | (Artikel 3
tionspreis tionspreis Absatz 3)
1 Badischer Geudertheimer, Pereg, Korso 3,637 3,091 2,530 4,636 30 (2)
2 Badischer Burley E und Hybriden 4,504 3,829 2,956 5,417 45 (3)
3 | Virgin D und Hybriden 4,618 3,925 2,922 5,171 30 (%)
4 a) Paraguay und Hybriden (Zonen A und C)
b) Dragon vert und Hybriden, Philippin, } 3,394 2,885 2,348 — 20 (%)
Petit Grammont (Flobecq), Semois, Appelterre )
¢) Paraguay und Hybriden (Zone B) 2,953 2,510 2,043 —_ 30 (%)
5 Nijkerk 3,351 2,849 2,128 — 20 (%)
6 a) Misionero und Hybriden v
— 30¢(
b) Rio Grande und Hybriden 3,123 2,654 2,155 )
7 Bright 4,063 3,454 2,457 4,756 30 (¢)
8 Burley I 2,474 2,102 1,748 3,202 30 ¢(s
9 Maryland 3,307 2,811 1,872 4,007 30 (%)
10 a) Kentucky und Hybriden
b) Moro di Cori 2,791 2,373 1,902 3,341 30 ()
¢) Salento
11 a) Forchheimer Havanna Il ¢
b) Nostrano del Brenta
¢) Resistente 142 2,351 1,763 ()| 1,658 2,957 (V)| 30¢(¢)
d) Gojano )
e) Hybriden von Badischem Geudertheimer
12 a) Beneventano
2 1,079 0,935 1,825 30¢(s
b) Brasile Selvaggio und dhnliche Sorten } 1,270 0 ©
13 Xanti-Yaka 3,056 2,598 2,251 4,324 45 (¢)
14 a) Perustitza } 2,893 2.459 2,142 3,737 | 45 %)
b) Samsun » 2,085 3,761
15 Erzegovina und dhnliche Sorten 2,599 2,209 1,930 3,371 45 (¢)
16 a) Round Tip
b) Scafati } 13,816 11,744 8,345 18,731 30 (%)
¢) Sumatra |
17 Basmas 6,080 5,168 3,067 6,902 20(7)
18 Katerini und dhnliche Sorten 5,064 4,305 2,729 6,185 20 (7)
19 a) Klassischer Kaba Koulak } 3,774 3,208 1,950 4,687 200)
b) Elassona ’
20 a) Nicht klassischer Kaba Koulak
2,843 2,417 1,335 3,799 20(7
b) Myrodata Smyrna, Trapezous und Phi I } ’ )
21 Myrodata Agrinion 3,752 3,189 1,970 4,608 20(7)
22 Zichnomyrodata 3,898 3,313 2,078 4,805 20(7)
23 Tsebelia 2,359 1,769 ()| 1,914 3,072 (1) 20(7)
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L ] e || Abgeleteter [Hochstaneeit
Lfd. Nr. Sorte Zielpreis tionspreis Priamie [nterver}- (Artikel 3
tionspreis | Absatz 3)
24 Mavra 2;303 1,727 (;) 7”17:565 A 3,025 (1)) 20(7)
25 Burley EL 2,247 .1,910(Y) 1’49'6' | 3,031 (;) "‘;6‘(“_‘:)""'
26 Virginia EL 3,572 3,036 2,951 4’240"“”—;8(:')“'
27 Santa Fé 1,381 1,174 0,300 2,031 30 (%)
28 Fermentierter Burley 2,236 77771 ,901 R 0,929 2,918 o ;(7)7(‘)77
29 Havanna E 2,873 2,442 1,949 3,627 30 (%)
30 Round Scafati 7,529 6,400 5,134 V 11,408 e gok@;;
31 Virginia E 4,252 3,614 2,209 5,031 30 (%)
32 Burley E 2,960 2,516 1,717 3,782 30 ()
33 Virginia P 4,256 3,617 2,350 4,944 30 (%)
34 Burley P 3,067 2,6077 1,717 3890 | - 3(;(T')7 )

(*) Unter Berticksichtigung der Anwendung von Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70.

(2) Klasse III, Obergut.

(%) Klasse III.

(*) Klasse 3.

(%) Dritte und vierte Qualitit.
(¢} Kategorie C.

(7) Grad IV.

(%) Klassen 3 und 4.
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_ VERORDNUNG (EWG) Nr. 2063/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung des im Wirtschaftsjahr 1993 anwendbaren Grundpreises fiir Schaffleisch
’ sowie seiner jahreszeitlichen Anpassung

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Grindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 des Rates
vom 25. September 1989 iiber die gemeinsame Marktorga-
nisation fiir Schaf- und Ziegenfleisch (1), insbesondere auf
Artikel 3 Absitze 1 und 2,

auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (*),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Der Grundpreis ist nach den Kriterien des Artikels 3 Absatz 2
der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 festzusetzen.

Bei der Festsetzung des Grundpreises fiir Tierkérper von
Schafen ist den Zielsetzungen der gemeinsamen Agrarpolitik
Rechnung zu tragen. Die gemeinsame Agrarpolitik hat
insbesondere zum Ziel, der landwirtschaftlichen Bevolke-
rung eine angemessene Lebenshaltung zu gewihrleisten, die
Versorgung sicherzustellen und fir die Belieferung der
Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu tragen. Unter

Beriicksichtigung dieser Faktoren wird der Grundpreis fiir
das Wirtschaftsjahr 1993 in der nachstehenden Héhe festge-
setzt. '

Die auf den Grundpreis anzuwendenden, jahreszeitlich ange-
pafften Wochenbetrige werden unter Beriicksichtigung der
in den Wirtschaftsjahren 1990 und 1991 bei der privaten
Lagerhaltung gewonnenen Erfahrung festgesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:’

Artikel 1

Fiir das Wirtschaftsjahr 1993 wird im Schaffleischsektor der
Grundpreis auf 422,95 ECU/100 kg Schlachtkorpergewicht
festgesetzt.

Artikel 2

Der in Artikel 1 genannte Grundpreis wird entsprechend der
Tabelle im Anhang der vorliegenden Verordnung jahreszeit-
lich angepafit.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab Beginn des Wirtschaftsjahres 1993,

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

() ABL Nr. L 289 vom 7. 10. 1989, S. 1. Zuletzt geiandert durch
Verordnung (EWG) Nr. 1741/91 (ABI. Nr. L 163 vom 26. 6.
1991, S. 41.)

(2) ABL. Nr. C119 vom 11. §. 1992, S. 51.

(3) ABL Nr. C 150 vom 15. 6. 1992.

(*) ABL Nr. C 169 vom 6. 7. 1992.

Im Namen des Rates
Der Président
Arlindo MARQUES CUNHA
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ANHANG

Wirtschaftsjahr 1993

Am . . . beginnende Woche

4. Januar 1993
11. Januar 1993
18. Januar 1993
25. Januar 1993

1.
8.
15.
22.

1.
8.
15.
22,
29.

S.
12.
19.
26.

3.
10.
17.
24,

31

7.
14.

21

28.

5.
12.
19.
26.

2,
9.
16.
23,
30.

6.

13

20.
27.

4.

11

18.
25.

Februar 1993
Februar 1993
Februar 1993
Februar 1993

Mairz 1993
Mirz 1993
Mairz 1993
Mairz 1993
Mairz 1993

April 1993
April 1993
April 1993
April 1993

Mai 1993
Mai 1993
Mai 1993
Mai 1993
. Mai 1993

Juni 1993
Juni 1993
. Juni 1993
Juni 1993

Juli 1993
Juli 1993
Juli 1993
Juli 1993

August 1993
August 1993
August 1993
August 1993
August 1993

September 1993
. September 1993
September 1993
September 1993

Oktober 1993
. Oktober 1993
Oktober 1993
Oktober 1993

. November 1993
. November 1993
. November 1993
. November 1993
. November 1993

. Dezember 1993
. Dezember 1993
. Dezember 1993
. Dezember 1993

!

.

30.7.92

(in ECU/100 kg Schlachtkérpergewicht)

Woche ‘Grundpreis
1 432,17
2 . 435,12
3 438,55
4 441,00
N 443,45
6 445,90
7 448,35
8 450,80
9 452,76

10 454,72
11 455,70
12 455,70
13 454,72
14 453,35
15 451,49
16 448,84
17 446,88
18 443,94
19 441,00
20 437,08
21 432,18
22 427,28
23 421,40
24 416,50
25 412,58
26 408,66
27 405,72
28 403,76
29 402,78
30 402,29
31 401,77
32 401,77
33 401,77
34 401,77
35 401,77
36 401,77
37 401,77
38 401,77
39 401,80
40 401,90
41 402,00
42 402,09
43 402,19
44 402,78
45 403,56
46 404,45
47 405,43
48 407,88
49 411,80
50 416,70
51 422,78
52 429,21
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2064/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 762/89 zur Einfiihrung einer Sondermafinahme
zugunsten der Erzeugung bestimmter Koérnerhiilsenfriichte

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 762/89 (*) wurde eine
Sondermafinahme zugunsten bestimmter Kérnerhiilsen-
friichte eingefithrt. Die Geltungsdauer jener Verordnung
endet am 30. Juni 1993.

Die Erhaltung der Kulturen von Kornerhiilsenfriichten wie
Linsen, Kichererbsen und Wicken liegt im Gemeinschaftsin-
teresse. Die fiir diese Kulturen erlassenen Sondermaf$nahmen
sollten daher bis zum 30. Juni 1996 verlingert werden.

Die Durchfithrungsbestimmungen sollten nach dem Verfah-
ren des Artikels 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1117/78 des

Rates vom 22. Mai 1978 iiber die gemeinsame Marktorga-
nisation fiir Trockenfutter () festgelegt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
In Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 762/89 wird die
Angabe ,1992/93“ durch die Angabe ,,1995/96 ersetzt.
Artikel 2

In Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 762/89 erhilt

- Satz 1 folgende Fassung;:

+Die Kommission erlifit die Durchfithrungsverordnung
nach dem Verfahren des Artikels 12 der Verordnung
(EWG) Nr. 1117/78.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

) ABL Nr. C 303 vom 22. 11. 1991.
2) ABL Nr. C 125 vom 18. 5. 1992.
) ABlL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992.
) ABL. Nr. L 80 vom 23. 3. 1989, S. 76.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA

(5) ABIL. Nr. L 142 vom 30. 5. 1978, S. 2. Zuletzt gedndert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2275/89 (ABlL. Nr. L 218 vom
28.7. 1989, S. 1).
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2065/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festlegung des fiir dic Berechnung der Beihilfe fiir Trockenfutter im Wirtschaftsjahr
1993/94 zugrundezulegenden Prozentsatzes

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitze auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

gestiitzt auf die Akte iiber den Beitritt Spaniens und Portu-
gals, insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung . (EWG)

Nr. 1117/78 des Rates vom 22. Mai 1978 iiber die gemein-
same Marktorganisation fiir Trockenfutter (*) wird der fiir
die Berechnung der Beihilfe zugrundezulegende Prozentsatz
nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages
festgelegt.

Nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 1117/78 muf die Beihilfe gemaf Absatz 1 jenes Artikels
einem Prozentsatz der Differenz zwischen dem Zielpreis und
dem durchschnittlichen Weltmarktpreis der betreffenden
Erzeugnisse entsprechen.

In Anbetracht der Eigenheiten des betreffenden Marktes
sollte dieser Prozentsatz fiir das Wirtschaftsjahr 1993/94 auf
70% festgesetzt werden.

Die Beihilferegelung fiir Trockenfutter muff gegebenenfalls

< ab 1. Mai 1994 angepaflt werden. Der Rat muff demnach

tiber die zukiinftige Regelung rechtzeitig beschlieffen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der fiir die Berechnung der Beihilfen nach Artikel 5 der
Verordnung (EWG) Nr. 1117/78 zugrundezulegende Pro-
zentsatz wird fiir das Wirtschaftsjahr 1993/94 auf 70%
festgesetzt.

Artikel 2

Nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages
beschlieft der Rat bis spitestens zum 31. Mirz 1994
dariiber, ob ab 1994/95 die Unterstiitzung der Erzeuger
dieser Erzeugnisse auf der Grundlage einer Weiterfithrung
dieser besonderen Beihilfe erfolgt oder durch Einfiigung
dieser Erzeugnisse in den allgemeinen Rahmen der Bejhilfen
fiir landwirtschaftliche Kulturpflanzen.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Verdffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Mai 1993. .

Diese Verordnung ist in allen jhren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

1

(*) ABIL. Nr. C 303 vom 22. 11. 1991.

(2) ABL Nr. C 125 vom 18. 5. 1992,

(3) ABL Nr. C 98 vom 21. 4. 1992.

(*) ABIL Nr. L 142 vom 30. §. 1978, S. 1. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2275/89 (ABL. Nr. L 218 vom
28.7.1989,S5.1).

Im Namen des Rates
Der Prasident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2066/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 iiber die gemeinsame Marktorganisation

fir Rindfleisch und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 468/87 mit aligemeinen

Bestimmungen zur Regelung der Sonderprimie fiir Rindfleischerzeuger sowie der Verordnung

(EWG) Nr. 1357/80 zur Einfithrung einer Primienregelung fiir die Erhaltung des Mutter-
kuhbestandes

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission ('),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Der Rindfleischsektor unterliegt wirtschaftlichen Einfliissen,
die — selbst in Anbetracht der Ausfuhrméglichkeiten nach
Drittlindern — zu einem strukturellen Ungleichgewicht
zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Gemeinschafts-
marke fithren.

Im Hinblick auf die angestrebte Stabilisierung der Lage der
Landwirtschaft miissen sowohl in den Sektoren, die die
Rohstoffe fiir die Rinderhaltung liefern, als auch im Rind-
fleischsektor selbst Maffnahmen ergriffen werden. Die Aus-
wirkungen dieser MafSnahmen fiihren zusammen zu einer
Senkung des Interventionspreises fiir Rindfleisch.

Fiir die sich daraus ergebenden Konsequenzen sollten die
Erzeuger durch Gewihrung bestimmter Primien einen weit-
gehenden Ausgleich erhalten, wobei jedoch die Zahl der
primienfihigen mannlichen Tiere auf die fiir einen wirt-
schaftlich lebensfihigen Betrieb erforderliche Héhe zu
begrenzen ist. In Anbetracht der unterschiedlichen Produk-
tionsformen der Rinderhaltungsbetriebe sollten die Sonder-
pramie fir Rindfleischerzeuger und die Primie fir die
Erhaltung des Mutterkuhbestandes beibehalten werden.
Dabei sind diese Pramienregelungen jedoch an die verinderte
Lage anzupassen und die Voraussetzungen fiir die Pramien-
gewihrung neu festzulegen.

Die Neuorientierung der Primien darf nicht zu einer Zunah-
me der Gesamterzeugung fithren. Die Zahl der pramienfihi-
gen Tiere ist daher durch die Anwendung regionaler oder
individueller Hochstgrenzen, die aufgrund von Bezugsjahren
festgelegt werden, zu begrenzen. Fiir die Sonderprimienre-
gelung verfiigen die meisten Mitgliedstaaten nicht iiber die
erforderlichen Angaben, um fiir jeden Erzeuger individuelle
Referenzobergrenzen festlegen zu kdnnen. Solche detaillierte
Bewertungen wiirden dariiber hinaus eine Reihe verwal-
(1) ABL Nr. C 303 vom 22. 11. 1991, S. 29.

(2) ABL Nr. C 125 vom 18. 5. 1992.

(%) ABIL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 20.

tungstechnischer Schwierigkeiten aufwerfen. Es ist den Mit-
gliedstaaten daher freizustellen, ob sie individuelle oder
regionale Obergrenzen festlegen.

Die Schlachtung einer zu groffen Zahl von Tieren wihrend
der Schlachtzeit kann zu Marktstérungen und iibermifSigen
Interventionskiufen fiihren. Um die Schlachtung mannlicher
Tiere auflerhalb des Zeitraums des jahrlichen Weideabtriebs
zu férdern, sollte unter bestimmten Bedingungen fiir Tiere,
die wihrend der ersten vier Monate des Jahres aufSerhalb der
Schlachtzeit geschlachtet werden, eine Zusatzprimie zu der
Sonderpramie gewihrt werden.

Bei der. Pramienregelung fiir Mutterkiihe ist dagegen die
Festsetzung individueller Hochstgrenzen sinnvoll. Hier
erweisen sich aufgrund méglicher Verinderungen des
Bestands oder der Produktionskapazitit der Begiinstigten
bestimmte Entwicklungen auf der Ebene der Erzeugung als
erforderlich. Es ist daher sinnvoll, die Méglichkeit vorzuse-
hen, dafl erworbene Rechte betreffend individuelle Ober-
grenzen unter bestimmten Bedingungen auf andere Erzeuger
iibertragen werden kénnen, und zwar entweder zusammen
mit dem jeweiligen Betrieb oder auch ohne Aufrechterhal-
tung der Verbindung zwischen den Primienanspriichen und
den entsprechenden landwirtschaftlichen Fliachen.

Neue Betriebe sowie bestehende Betriebe, bei denen jedoch -
die individuelle Obergrenze aus verschiedenen Griinden
nicht der normalen Entwicklung des Mutterkuhbestandes
entspricht, sollten nicht vom Pramienanspruch ausgeschlos-
sen werden. Es ist daher die Einrichtung einzelstaatlicher
Reserven vorzusehen, deren Errichtung mittels eines Pau-
schalabschlags auf die individuellen Obergrenzen samtlicher
Betriebe erfolgt und die dann nach Gemeinschaftskriterien
aufgefullt und verwaltet wird. Aus dem gleichen Grund
sollten fiir die Ubertragung von Primienanspriichen, bei der
der Betrieb nicht mitiibertragen wird, Vorschriften gelten,
nach denen ein Teil der Gibertragenen Primienanspriiche
ohne Ausgleichszahlung einbehalten werden kann; die ein-
behaltenen Primienanspriiche sollten der einzelstaatlichen
Reserve zugeschlagen werden.

Zur Unterstitzung der Erzeuger in benachteiligten Gebieten
empfiehlt sich die Schaffung einer Zusatzreserve, die aus-
schliefflich auf diese Erzeuger aufzuteilen ist.

Es ist sinnvoll, eine Verkniipfung zwischen empfindlichen
Gebieten oder Orten und der Erzeugung von Mutterkithen
herzustellen, damit diese Erzeugung insbesondere in Gebie-
ten ohne Alternative weiterhin sichergestellt ist.

Bei der Festsetzung der Priamien fiir die Rinderhaltung sind
aufgrund des immer deutlicheren Trends zur Intensivierung
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der Erzeugung auch die verschiedenen Verwendungsmég-
lichkeiten des Futtermittelpotentials der einzelnen Betriebe
im Verhaltnis zu Anzah!l und Art der gehaltenen Tiere zu
beriicksichtigen. Insbesondere zur Férderung der Extensivie-
rung sollte einerseits die Gewihrung dieser Primien durch
Anwendung eines Faktors der maximalen Besatzdichte
begrenzt werden und andererseits Betrieben, die einen Min-
destbesatz nicht iberschreiten, ein zusitzlicher Betrag
gezahlt werden. Dabei ist jedoch der besonderen Lage der
kleinen Betriebe Rechnung zu tragen.

Einer der Griinde fiir die Destabilisierung der Marktlage ist
die Tatsache, daf§ es in der Rinderhaltung eine hohe Anzahl
minnlicher Kilber von Milchrassen gibt. Angesichts der
unterschiedlichen Produktionsstrukturen in den Mitglied-
staaten ist es angebracht, den Mitgliedstaaten die Wahl
zwischen der Zahlung einer Schlachtprimie fiir diese Kalber

und dem Einsatz eines neuen Interventionsmechanismus fiir |

leichte Schlachtkérper minnlicher Rinder zu lassen.

Die Betriige der Sonder- und Mutterkuhprimien miissen in
mehreren Stufen angepafft werden. Um das gewiinschte
wirtschaftliche Ziel zu erreichen, sind sie in einer bestimmten
Frist zu gewahren.

Die Landwirtschaft in den neuen deutschen Lindern befindet
sich im Vergleich zur restlichen Gemeinschaft noch in einer
besonderen Situation. Sie unterliegt einem fortschreitenden
und tiefgreifenden Umstrukturierungsprozef, der fiir zahl-
reiche Betriebe eine Anderung der Grofle und Bewirtschaf-
tung sowie der Erzeugungsstrukturen mit sich bringen wird.
Diese besonderen Umstiinde miissen beriicksichtigt werden,
indem spezifische Ubergangsmafinahmen vorgesehen wer-
den. Esist daher erforderlich, besondere regionale Obergren-
zen fiir die Sonderprimienregelung und fiir die Mutterkuh-
priamienregelung festzusetzen sowie Deutschland zu gestat-
ten, die Durchfiihrung dieser Mafinahmen im einzelnen zu
regeln. Der Rat wird anhand eines Berichts der Kommission
iiber die Einbeziehung der neuen deutschen Linder in die
Gemeinschaftsregelung entscheiden.

Bei der Primie zur Erhaltung des Mutterkuhbestandes sind
besondere Bestimmungen fiir den Ubergang von der alten zur
neuen Regelung vorzusehen.

-Um die Kohirenz des gemeinschaftlichen Agrarrechts zu

wabhren, ist bei der Durchfithrung der Bestimmungen tiber die -

Extensivierung der Erzeugung auf bestehende Rechtsakte
zuriickzugreifen. Dies sind die Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 des Rates vom 15. Juli 1991 zur Verbesserung
der Effizienz der Agrarstruktur (!) und die Richtlinie
75/268/EWG des Rates vom 28. April 1975 tiber die Land-
wirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten
Gebieten (2).

Zur Kontrolle der primienbegiinstigten Produktionsformen
ist ein System der Kennzeichnung und Bestandsregistrierung
nach gemeinschaftsweit einheitlichen Kriterien erforder-
lich.

(t) ABIL. Nr. L 218 vom 6. 8. 1991, S. 1.

(2) ABL. Nr.L 128 vom 19. 5. 1975, S. 1. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 797/85 (ABl. Nr. L 93 vom 30. 3.
1985, 5. 1). .

In dem Bestreben um Vereinfachung der Agrarvorschriften
sind die Pramienregelungen und die Interventionsmafinah-
men in zwei getrennten Abschnitten der Verordnung (EWG)
Nr. 805/68 (3) zusammenzufassen.

Die Verordnungen (EWG). Nr. 468/87 (*) und (EWG)
Nr. 1357/80 () sind aufzuheben —

1

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 wird wie folgt gedn-
dert:

1. Vor Artikel 4a wird folgende Angabe eingefiigt:

»Abschnitt 1 — Pramienregelung®.

2. Artikel 4a erhilt folgende Fassung:
»Artikel 4a

Im Sinne dieses Abschnitts sind

— Erzeuger: der landwirtschaftliche Betriebsleiter als
natiirliche oder juristische Person oder Gemeinschaft
natiirlicher oder juristischer Personen — unabhingig
von der Rechtsform dieser Gemeinschaft und ihrer
Mitglieder nach einzelstaatlichem Recht —, dessen
Betrieb sich in der Gemeinschaft befindet und der die
Rinderhaltung betreibt;

— Betrieb: die Gesamtheit der von dem Erzeuger ver-
walteten, im Gebiet eines Mitgliedstaats gelegenen
Produktionseinheiten;

— Mutterkuh:

i) eine Kuh, die einer Fleischrasse angehort oder
aus der Kreuzung mit einer dieser Rassen hervor-
gegangen ist und zu einem Bestand gehért, der
zur Aufzucht von Kilbern fiir die Fleischerzeu-
gung dient,

und

ii) eine trachtige Firse, die dieselben Voraussetzun-
gen erfiillt und eine Mutterkuh ersetzt.

Artikel 4b

(1)  Erzeuger, die in ihrem Betrieb ménnliche Rinder
halten, kénnen auf Antrag eine Sonderpramie erhalten.
Diese Primie wird im Rahmen der regionalen Hochst-
grenzen je Kalenderjahr und Betrieb fiir héchstens
90 Tiere jeder einzelnen der in Absatz 2 genannten
Altersklassen gezahlt.

(2) Die Pramie wird hochstens zweimal im Leben.
jedes miannlichen Rindes gezahlt,

ABI. Nr. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 24. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1628/91 (ABL. Nr. L 150 vom
15. 6. 1991, S. 16). .

(*) ABL. Nr. L 48 vom 17. 2. 1987, S. 4.

(*) ABIL Nr. L 140 vom §. 6. 1980, S. 1.

—
w
~
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— zum ersten Mal nach Erreichen eines Alters von
10 Monaten,

.— zum zweiten Mal nach Erreichen eines Alters von
22 Monaten.

Tiere, fiir die ein Antrag gestellt wurde, sind nur dann
pramienfihig, wenn sie vom Erzeuger iiber einen noch
festzulegenden Zeitraum zur Mistung gehalten wur-
den.

(3)  Ubersteigt in einer Region die Gesamtzahl der
Tiere, fiir die ein Antrag gestellt wurde und die die
Bedingungen fiir die Gewihrung der Sonderprimie
erfillen, die regionale Hochstgrenze, so wird die Zahl
der pro Betrieb primienfihigen Tiere in dem betreffen-
den Jahr proportional gekiirzt.

Bei der Berechnung der Gesamtzahl werden nur die Tiere
beriicksichtigt, fiir die aufgrund ihrer Zugehérigkeit zur
Altersklasse von 10 bis 21 Monaten ein Antrag gestellt
wurde.

Im Sinne dieses Artikels gelten als

a) Region: nach Wahl des betreffenden Mitgliedstaats
der Mitgliedstaat insgesamt oder eine Region inner-
halb des Mitgliedstaats;

b) regionale Hochstgrenze: die Zahl der Tiere, fiir die in
einer Region und fiir ein Bezugsjahr die Sonderpri-
mie gezahlt wurde; die Mitgliedstaaten kénnen als
Bezugsjahr fiir ihr gesamtes Hoheitsgebiet das Jahr
1990 oder das Jahr 1991 oder das Jahr 1992
festlegen. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission
vor dem 31. Januar 1993 mit, welches Jahr sie als
Bezugsjahr gewihlt haben.

(4)  Soweit die Mitgliedstaaten iiber die erforderlichen
Informationen verfiigen, konnen sie innerhalb des Rah-
mens der regionalen Hochstgrenzen anhand objektiver
Kriterien allen Erzeugern individuelle Hochstgrenzen
Zuweisen.

In diesem Fall

a) ist der Primienanspruch jedes Erzeugers auf dessen
individuelle Hochstgrenze beschrinkt;

b) findet die proportionale Verringerung keine Anwen-
dung;

c) legen die Mitgliedstaaten besondere Verwaltungsbe-
dingungen fest, die sich an die in den Artikeln 4e und
4f vorgesehenen Grundsitze anlehnen.

(5) Die Mitgliedstaaten kénnen beschlieflen, die Pri-
mie zum Zeitpunkt der Schlachtung der Rinder zu
gewihren. Sie wird jedoch nicht gewihrt, wenn das
Schlachtkorpergewicht weniger als 200 kg betrigt.

Die Pramie wird an den Erzeuger gezahlt bzw. zuriick-
gezahlt.

Dem Vereinigten Konigreich wird gestattet, in Nord-
irland fiir die Gewihrung der Sonderpriamie ein anderes
System anzuwenden als in seinem iibrigen Hoheitsge-
biet.
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(6) Der Betrag der Primie je priamienfihiges Tier
belduft sich auf

— 60 ECU fir das Kalenderjahr 1993;
— 75 ECU fiir das Kalenderjahr 1994;

. — 90 ECU ab dem Kalenderjahr 1995.

Aufler in hinreichend begriindeten Ausnahmefillen
erfolgt die Zahlung sofort nach Durchfithrung der
entsprechenden Kontrollen, spiatestens jedoch bis
30. Juni des Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, fiir
das die Pramie beantragt wurde.

(7)  Jedes minnliche Rind mufl spitestens ab dem
ersten Primienantrag bis zum Zeitpunkt der Schlachtung
von einem Verwaltungspapier begleitet werden.

(8) Die Kommission erlifft die Durchfithrungsbestim-
mungen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des

- Artikels 27.

Artikel 4c

(1)  Ubersteigt in einem Mitgliedstaat die Zahl minn-
licher Rinder, die im Zeitraum 1. September bis 30.
November eines Jahres geschlachtet werden, 40 v. H.
der gesamten jihrlichen Schlachtungen mannlicher Rin-
der, so kénnen die Erzeuger vom Kalenderjahr 1993 an
auf Antrag eine Primie erhalten, die zu der nach
Artikel 4b gewihrten Sonderprimie hinzukommt (Sai-
sonentzerrungspramie).

Fiir die Feststellung, ob der Satz von 40 v. H. iiberschrit-
ten ist, werden die Schlachtungen beriicksichtigt, die im
zweiten Jahr vor dem Jahr der Schlachtung des pramien-
berechtigten Tieres erfolgten.

Bei der Anwendung dieses Artikels im Vereinigten
Kénigreich ‘wird Nordirland als getrennte Einheit
betrachtet.

(2)  Der Betrag dieser Pramie beliuft sich auf 60 ECU
pro minnliches Rind, fiir das bereits die Sonderprimie
gewihrt wurde und das im Zeitraum 1. Januar bis 30.
April des folgenden Jahres geschlachtet wird.

(3) Die Kommission legt dem Rat vor Ende des Jahres -
1995 einen Bericht iiber die Auswirkungen dieser Pri-
mienregelung vor, dem sie gegebenenfalls geeignete
Vorschlige beifiigt.

(4) Die Kommission erlifit die Durchfiihrungsbestim-
mungen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des
Artikels 27.

Artikel 4d

(1)  Erzeuger, die in ihrem Betrieb Mutterkiihe halten,
erhalten auf Antrag eine Primie fiir die Erhaltung des
Mutterkuhbestandes (Mutterkuhprimie).

(2)  Firden Primienanspruch jedes Erzeugers gilt eine
individuelle Hochstgrenze. Diese Hochstgrenze ent-
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_spricht der Zahl der Tiere, fiir die fiir ein Bezugsjahr eine

Primie gewihrt worden ist, abziiglich eines zur Bildung
der nationalen Reserve nach Artikel 4f erforderlichen
Betrages. Als Bezugsjahr konnen die Mitgliedstaaten das
Jahr 1990 oder das Jahr 1991 oder das Jahr 1992
festlegen. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis-
sion vor dem 31. Januar 1993 dariiber, welches Jahr sie
als Bezugsjahr gewihlt haben.

(3) Istim Bezugsjahr aufgrund natiirlicher Umstinde
keine oder eine geringere Primie gezahlt worden, so
kann als Hochstgrenze die Zahl beriicksichtigt werden,
die den Pramienzahlungen wihrend des zeitlich niachsten
Bezugsjahres entspricht.

Ist im Bezugsjahr infolge der Anwendung der hierfiir
vorgesehenen Sanktionen keine oder eine geringere Pra-
mie gezahlt worden, so wird als Héchstgrenze die Zahl
beriicksichtigt, die bei der Kontrolle, die Anlafl zu den
‘Sanktionen gegeben hat, festgestellt wurde.

(4) - Anspruch auf die Primie haben nur Erzeuger, die
die Primie fiir das Bezugsjahr erhalten haben und einen
Primienantrag auch fiir die Jahre bis 1992 einschliefSlich
gestellt haben.

(5)  DiePramie wird Erzeugern gewihrt, die wihrend
zwolf Monaten vom Tag des Pramienantrags an weder
Milch noch Milcherzeugnisse aus ihrem Betrieb abliefern
und in diesem Zeitraum wihrend mindestens sechs
aufeinanderfolgenden Monaten mindestens die in dem
Antrag angemeldete Zahi von Mutterkiihen halten.

Die Pramie kann jedoch gewihrt werden, wenn Milch
oder Milcherzeugnisse direkt ab Hof an den Verbraucher
abgegeben werden.

(6) Die Primie wird auch Erzeugern gewihrt, die
Milch oder Milcherzeugnisse abliefern und deren Einzel-
referenzmenge gemafS Artikel Sc der Verordnung (EWG)
Nr. 804/68 (1) hochstens.60 000 Kilogramm betragt.

In diesem Fall wird die Primie je Jahr und Betrieb fiir
hochstens 10 Mutterkithe gewiéhrt, die vom Tag der
Antragstellung an wihrend eines Zeitraums von minde-
stens sechs aufeinanderfolgenden Monaten im Betrieb
gehalten werden. :

Die Zugehorigkeit der Kiithe zum Mutterkuh- bzw.
Milchkuhbestand wird insbesondere anhand der vorge-
nannten Referenzmenge des Beglinstigten und eines nach
dem Verfahren des Artikels 27 festzusetzenden durch-
schnittlichen Milchertrags iberpriift.

(7) Der Betrag der Primie je primienfihiges Tier
beliuft sich auf

— 70 ECU fir das Kalenderjahr 1993;
- 95 ECU fir das Kalenderjahr 1994,
— 120 ECU ab dem Kalenderjahr 1995.

Aufler in begriindeten Ausnahmefillen erfolgt die Zah-
lung der Primie sofort nach Durchfithrung der

entsprechenden Kontrollen, spitestens aber bis 30. Juni
des Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, fiir das die
Priamie beantragt wurde.

Die Mitgliedstaaten kénnen eine zusitzliche einzelstaat-
liche Pramie von bis zu 25 ECU je Kuh gewihren, sofern
dies nicht zu Diskriminierungen zwischen den Erzeugern
ein und desselben Mitgliedstaats fithrt.

Hinsichtlich der Betriebe, die in einem der im Anhang zur
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 (2) genannten Gebiete
belegen sind, werden die ersten 20 ECU je Kuh dieser
Zusatzprimie vom Europiischen Ausrichtungs- und
Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EAGFL), .Abtei-
lung Garantie, ibernommen.

(8) Die Kommission erlifSt nach dem Verfahren des
Artikels 27 die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem
Artikel,

— insbesondere Bestimmungen, nach denen die Mit-
gliedstaaten unter Beriicksichtigung der Struktur
ihrer Mutterkuhbestinde den in Absatz 2 vorgesehe-
nen Abzug festlegen konnen;

— Bestimmungen zur Definition der Mutterkuh nach
Artikel 4a.

Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 27.

Juni 1968 iiber die gemeinsame Marktorganisation
fiir Milch und Milcherzeugnisse (ABl. Nr. L 148 vom
28. 6. 1968, S. 13). Zuletzt geiandert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 816/92 (ABL. Nr. L 86 vom
1. 4. 1992, S. 83).
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates vom 24.
Juni 1988 iiber Aufgaben und Effizienz der Struktur-
fonds und tiber die Koordinierung ihrer Interventio-
nen untereinander sowie mit denen der Europdischen
Entwicklungsbank und der anderen vorhandenen
Finanzinstrumente (ABl. Nr.L 185 vom 15.7.1988,
S.9).

—
-
~—
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Artikel 4e

(1) Wenn ein Erzeuger seinen landwirtschaftlichen
Betrieb verkauft oder auf andere Art veriauflert, kann er
alle seine Mutterkuhprimienanspriiche auf seinen Nach-
folger tibertragen. Er kann seine Anspriiche auch insge-
samt oder teilweise auf andere Erzeuger ubertragen,
ohne seinen landwirtschaftlichen Betrieb zu veriduflern.
Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti-
kels 27 Bestimmungen zur Festlegung einer Mindestzahl
im Falle einer Teiliibertragung erlassen.

Werden die Primienanspriiche ohne den Betrieb iibertra-
gen, so wird ein Teil der iibertragenen Anspriiche, der 15
v. H. nicht iiberschreitet, ohne Ausgleichszahlung in die
nationale Reserve des Mitgliedstaats, in dem der Betrieb
gelegen ist, zur unentgeltlichen Zuteilung an neue Erzeu-
ger oder andere prioritire Erzeuger im Sinne des Arti-
kels 4f Absatz 2 iiberfiihrt. '

(2)  Die Mitgliedstaaten

a) ergreifen die erforderlichen Mafinahmen, um zu
verhindern, daff Primienanspriiche an Erzeuger
aufSerhalb der empfindlichen Zonen oder der
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Gebiete iibertragen werden, in denen die Rinder-
zucht von besonderer Bedeutung fiir die ortsansissi-
ge Wirtschaft ist;

b) konnen vorsehen, daf die Ubertragung von Pramien-
anspriichen in Fillen, in denen der landwirtschaftli-
che Betrieb nicht mitiibertragen wird, direkt zwi-
schen den Erzeugern oder tiber die nationale Reserve
erfolgt.

(3) Die Mitgliedstaaten kénnen bis zu einem festzu-
legenden Zeitpunkt die voriibergehende Abtretung des
Teils der Pramienanspriiche gestatten, den der Erzeuger,
der iiber sie verfiigt, nicht selbst in Anspruch nehmen
will.

(4)  Die auf einen Erzeuger iibertragenen und/oder an
ihn voriibergehend abgetretenen Primienanspriiche
kommen zu den ihm urspriinglich im Rahmen seiner
individuellen Hochstgrenze zugeteilten Anspriichen hin-
zu. :

(5) DieKommission erlif8t die Durchfiihrungsbestim-

mungen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des

Artikels 27.

Hierbei wird insbesondere auf Bestimmungen abgestellt,
welche den Mitgliedstaaten die Losung der Probleme
ermoglichen sollen, die mit der Ubertragung von.-Pri-
mienanspriichen durch Erzeuger zusammenhiangen, die
nicht Eigentiimer ihrer Betriebsflichen sind.

Artikel 4f

(1)  Jeder Mitgliedstaat bildet eine einzelstaatliche
Ausgangsreserve in Hohe von mindestens 1 v. H. und
hochstens 3 v. H. der Gesamtzahl der Tiere, fir die
Erzeugern, deren Betriebe in seinem Hobheitsgebiet lie-
gen, eine Mutterkuhpramie fir das Bezugsjahr gewahrt
wurde. Dieser einzelstaatlichen Reserve werden auch die
Primienanspriiche zugeschlagen, die nach Artikel 4e
Absatz 1 entzogen worden sind.

Fiir Deutschland wird die einzelstaatliche Ausgangs-
reserve anhand der Gesamtzahl der Tiere berechnet, fiir
die Erzeugern, deren Betriebe in den alten Bundeslindern
liegen, eine Mutterkuhprimie fir das Bezugsjahr
gewihrt wurde. Diese Reserve betrifft nur diese Erzeu-
ger.

(2) Die Mitgliedstaaten verwenden ihre einzelstaatli-
chen Reserven, um — in den Grenzen dieser Reserven —
insbesondere den nachstehend bezeichneten Erzeugern
Primienanspriiche einzurdumen: :

a) Erzeugern, die vor dem 1. Januar 1993 einen
Priamienantrag gestellt und der zustindigen Behorde
hinreichend nachgewiesen haben, daff durch die
Anwendung der individuellen Hochstgrenzen gemifS
Artikel 4d Absatz 2 die Lebensfahigkeit ihres Betrie-
bes gefihrdet wiirde, und zwar aufgrund der Aus-
fithrung eines vor dem 1. Januar 1993 aufgestellten
Investitionsprogramms im Rindfleischsektor;

b) Erzeugern, die einen Pramienantrag auf der Grund-
lage des Bezugsjahres gestellt haben, der infolge
auflergewohnlicher Umstiande nicht der tatsachli-
chen, nach Mafligabe der vorangegangenen Jahre
ermittelten Lage entspricht;

¢) Erzeugern, die — abgesehen von dem Bezugsjahr —
regelmifig einen Primienantrag gestellt haben;

d) Erzeugern, die erstmals im Laufe des Jahres, das auf
das Referenzjahr folgt, oder im Laufe der folgenden
Jahre einen Pramienantrag stellen;

e) Erzeugern, die einen Teil der Flichen erworben
haben, die zuvor von anderen Erzeugern zur Rinder-
zucht genutzt wurden.

(3) Es wird eine zusitzliche Reserve geschaffen, die
sich auf 1 v. H. der Summe der individuellen Hochst-
grenzen der Erzeuger in den benachteiligten Gebieten
eines jeden Mitgliedstaats beliuft; diese Reserve wird
ausschliefSlich Erzeugern in jenen Gebieten nach von den
Mitgliedstaaten festzulegenden Kriterien vergeben.

Fiir Deutschland betrigt die zusitzliche Reserve 1 v. H.
der Summe der fiir die Erzeuger geltenden individuellen
Héchstgrenzen, deren Betriebe in den benachteiligten
Gebieten der alten Bundeslander liegen. Diese Reserve
betrifft nur diese Erzeuger.

(4)  Die Kommission erldfdt die Durchfiithrungsbestim-
mungen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des
Artikels 27.

Nach dem gleichen Verfahren wird folgendes erlassen:

— die Maflnahmen, die anzuwenden sind, falls die
einzelstaatliche Reserve in einem Mitgliedstaat nicht
in Anspruch genommen wird;

— die Ubergangsmafnahmen, die erforderlich sind, um
den Ubergang von der bisherigen Regelung zu der mit
dieser Verordnung vorgesehenen Regelung zu
erleichtern, insbesondere im Falle von Erzeugern, die
die Mutterkuhprimie erstmals fiir das Jahr 1991
oder 1992 erhalten haben, falls dieses Jahr auf das
von dem betreffenden Mitgliedstaat gewihlte
Bezugsjahr unmittelbar folgt.

(5) Die Kommission legt dem Rat vor dem 1. Juli
1996 einen Bericht iiber die Anwendung der in Artikel 4e
und im vorliegenden Artikel vorgesehenen Regelung —
gegebenenfalls zusammen mit den erforderlichen Vor-
schligen — vor.

Artikel 4g

(1)  Die Gesamtzahl der Tiere, fiir die die Sonderpra-
mie und die Mutterkuhprimie gewihrt werden kann,
wird unter Anwendung eines Besatzdichtefaktors
begrenzt. Dieser Faktor wird als Verhiltnis zwischen der
Zahl der Groflvieheinheiten (GVE) und der fir die
Ernahrung der Tiere des Betriebs bestimmten innerbe-
trieblichen Futterfliche ausgedriickt. Der Faktor gilt
jedoch nicht fiir einen Erzeuger, wenn die Zahl der in
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seinem Betrieb gehaltenen und fiir die Bestimmung der
Besatzdichte zu beriicksichtigenden Tiere 15 GVE nicht
ubersteigt.

(2)  Der Besatzdichtefaktor wird festgesetzt auf:
— 3,5 GVE/ha fiir das Kalenderjahr 1993,
— 3 GVE/ha fir das Kalenderjahr 1994,
— 2,5 GVE/ha fiir das Kalenderjahr 1995,
— 2 GVE/ha ab dem Kalenderjahr 1996.

(3) Fur die Festlegung des Besatzdichtefaktors des
jeweiligen Betriebs wird folgendes beriicksichtigt:

- minnliche Rinder, Milchkithe, Schafe und/oder
Ziegen, fir die Primienantrage eingereicht worden
sind, sowie die zur Erzeugung der dem Erzeuger
zugeteilten  Milchreferenzmenge  erforderlichen
Milchkiihe. Die Umrechnung der Bestandszahlen in
GVE erfolgt anhand der Umrechnungstabelle in
Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91;

— die Futterflache: dies ist die wihrend des gesamten
Kalenderjahres fiir die Rinder-, Schaf- und/oder
Ziegenhaltung zur Verfiigung stehende Fliche des
Betriebs. Dazu gehoren nicht: Gebiude, Wilder,
Teiche, Wege sowie Flichen, die fiir andere gemein-
schaftsbeihilfebegiinstigte Erzeugungen, fiir Dauer-
kulturen oder den Gartenbau oder Kulturen genutzt
werden, die nach der gleichen Regelung wie der fiir
die Erzeuger bestimmter Ackerkulturen geltenden
gefordert werden, oder unter ein anderes als das in
Artikel 2 Absatz 3 Unterabsatz 3 Buchstabe a) der
Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 genanntes natio-
nales oder gemeinschaftliches Flichenstillegungs-
programm fallen. Zur Futterfliche gehoren auch die
gemeinsam genutzten Flichen und die Mischkultur-
flichen, wobei die Regeln hierfiir nach dem Verfah-
ren des Artikels 27 festgelegt werden.

(4)  Rinder, fiir die die Sonder- oder die Mutterkuh-_

primie beantragt wird, miissen durch eine geeignete
Markierung identifiziert sein. Diese Identifizierung ist in
einem vom Erzeuger gefithrten besonderen Register zu
vermerken. '

(5) Die Kommission erlifst nach dem Verfahren des
Artikels 27 die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem
Artikel, insbesondere diejenigen, mit denen eine Umge-
hung des Besatzdichtefaktors vermieden werden soll.

Artikel 4b

(1)  Erzeuger, die die Sonder- und/oder Mutterkuh-
pramie erhalten, konnen einen Ergianzungsbetrag von 30
ECU je gewihrte Primie erhalten, sofern der in ihrem
Betrieb im Laufe des Kalenderjahres festgestellte Besatz-
dichtefaktor geringer als 1,4 GVE/ha ist.

(2) Die Kommission erlifdt die Durchfiihrungsbestim-
mungen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des
Artikels 27.
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Artikel 4i

(1)  Die Marktbeteiligten kénnen eine Pramie fiir die
Verarbeitung mannlicher Kilber von Milchrassen erhal-
ten, die in den ersten zehn Lebenstagen aus der Produk-
tion genommen werden (Verarbeitungsprimie). -

(2) Die Pramie belauft sich auf 100 ECU je aus der
Produktion genommenes Kalb. Aufler in ordnungsge-
mifl begriindeten Ausnahmefillen wird sie innerhalb
einer Frist von hochstens vier Monaten ab dem Tag des
Eingangs des Antrags ausgezahlt.

(3)  Jeder Mitgliedstaat kann unter Beriicksichtigung
seiner Produktionsstruktur beschlieffen, die Verarbei-
tungspramie nicht anzuwenden. In diesem Fall beteiligt
er sich an der besonderen Interventionsregelung fiir
leichte Schlachtkérper gemafS Artikel 6a.

(4) Nach dem Verfahren des Artikels 27

— erlafit die Kommission die Durchfithrungsbestim-
mungen zu diesem Artikel;

— kann die Kommission den Primienbetrag dndern
oder die Gewidhrung der Primie aussetzen.

Artikel 4

Wird eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 2 der Richt-
linie 88/146/EWG (1) festgestellt, so wird das betreffen-
de Tier von den in diesem Abschnitt vorgesehenen
Primien ausgeschlossen.

(*) Richtlinie 88/146/EWG des Rates vom 7. Miarz
1988 zum Verbot des Gebrauchs von bestimmten

Stoffen mit hormonaler Wirkung im Tierbereich
(ABIL. Nr. L 70 vom 16. 3. 1988, S. 16).

Artikel 4k

(1) Abweichend von den Bestimmungen dieses
Abschnitts gelten fiir das Gebiet der neuen Linder der
Bundesrepublik Deutschland folgende Regeln:

a) Es werden besondere regionale Hochstgrenzen fest-
gesetzt, die sich belaufen auf

780 000 miannliche Rinder fiir die Sonderpramie,
180 000 Mutterkiihe fiir die Mutterkuhprimie.

Unter diese Hochstgrenzen fallen sowohl die am
Anfang zu verteilenden Pramienanspriiche als auch
alle Reserven fiir dieses Gebiet.

b) Deutschland kann die Ubertragung von Primienan-

spriichen zwischen den beiden besonderen Hochst-
mengen bis zu 15 v. H. der Gesamtsumme dieser
Hochstmengen zulassen.

¢) Deutschland legt die Bedingungen fir die Verteilung
dieser besonderen Hochstmengen fest und kann
insbesondere ihre regionale Aufteilung vorsehen.

(2) Die Kommission kann nach dem Verfahren des
Artikels 27 Durchfiihrungsbestimmungen zu diesem
Artikel erlassen.
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(3) DieKommission legt dem Rat vor Ende des Jahres
1995 einen Bericht mit Vorschlagen fiir die Anwendung
der in der restlichen Gemeinschaft geltenden Bestimmun-
gen im Gebiet der neuen Bundeslinder vor.

Der Rat befindet iiber diese Vorschlige vor Ende des
Jahres 1996.

Artikel 41

Die Ausgaben im Zusammenhang mit der Gewihrung
der in diesem Abschnitt vorgesehenen Pramien gelten als
Interventionsmafinahmen im Sinne des Artikels 3
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70.“

Vor Artikel 5 wird folgende Angabe eingefiigt:

»Abschnitt 2 — Interventionsregelung®.

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 wird
durch die nachstehenden Artikel ersetzt:

LArtikel 6

(1) Wenn die Bedingungen nach Absatz 2 erfiillt sind,
kann der Ankauf einer oder mehrerer noch festzulegen-
der Kategorien, Qualititen oder Qualititsklassen von
frischem oder gekiihltem Fleisch der KN-Codes 0201 10
und 0201 20 11 bis 0201 20 59 mit Ursprung in der
Gemeinschaft durch die Interventionsstellen in einem
oder mehreren Mitgliedstaaten oder in einem Teilgebiet
eines Mitgliedstaats im Rahmen von Ausschreibungen
beschlossen werden, die im Hinblick auf eine angemes-
sene Marktstiitzung unter Beriicksichtigung der saisona-
len Entwicklung der Schlachtungen eroffnet werden.

Diese Ankaufe diirfen bezogen auf die gesamte Gemein-
schaft die folgenden Jahresmengen nicht iberschrei-
ten:

— 750 000 Tonnen im Jahr 1993;
— 650 000 Tonnen im Jahr 1994;
— 550 000 Tonnen im Jahr 1995;
-— 400 000 Tonnen im Jahr 1996;
— 350 000 Tonnen ab dem Jahr 1997.

(2) Die Ausschreibungen kénnen fiir jede interven-
tionsfihige Qualitit oder Qualititsklasse nach dem im
Absatz 7 genannten Verfahren erdffnet werden, wenn in
einem Mitgliedstaat oder Teilgebiet eines Mitgliedstaats
wihrend zweier aufeinanderfolgender Wochen die bei-
den folgenden Voraussetzungen gleichzeitig erfiillt
sind:

— der aufgrund des gemeinschaftlichen Handelsklas-
senschemas fiir Schlachtkoérper ausgewachsener Rin-
der festgestellte durchschnittliche Marktpreis in der
Gemeinschaft liegt unter 84 v. H. des Interventions-
preises;

— der aufgrund des genannten Handelsklassenschemas
festgestellte durchschnittliche Marktpreis in dem

Mitgliedstaat oder den Mitgliedstaaten oder in Teil-
gebieten eines Mitgliedstaats liegt unter 80 v. H. des
Interventionspreises.

Der Interventionspreis wird jeweils vor Beginn eines
Wirtschaftsjahres nach dem Verfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages festgesetzt.

(3) Die Aussetzung der Ausschreibungen fiir eine oder
mehrere Qualititen oder Qualititsklassen wird beschlos-
sen, wenn eine der beiden folgenden Situationen ein-
tritt:

— die beiden Voraussetzungen nach Absatz 2 sind
wiihrend zweier aufeinanderfolgender Wochen nicht
mehr gleichzeitig erfiillt;

— die Intérventionskiufe sind unter Berucksichtigung
der in Absatz 1 genannten Kriterien nicht mehr
angebracht.

(4)  Ferner wird die Intervention erdffnet, wenn fiir
nicht kastrierte minnliche Jungtiere unter zwei Jahren
oder kastrierte minnliche Tiere wihrend zweier -aufein-
anderfolgender Wochen der anhand des gemeinschaftli-
chen Handelsklassenschemas fir Schlachtkérper ausge-
wachsener Rinder festgestellte durchschnittliche Markte-
preis der Gemeinschaft unter 78 v. H. des Interventions-
preises liegt und wenn in einem Mitgliedstaat oder in
Teilgebieten eines Mitgliedstaats der anhand des gemein-
schaftlichen Handelsklassenschemas fiir Schlachtkorper
ausgewachsener Rinder festgestellte durchschnittliche
Marktpreis fiir nicht kastrierte mannliche Jungtiere unter
zwei Jahren oder fiir kastrierte miannliche Jungtiere unter
60 v. H. des Interventionspreises liegt; in diesem Fall
werden die Ankiufe in bezug auf die betreffende Kate-
gorie in den Mitgliedstaaten oder Teilgebieten eines
Mitgliedstaats vorgenommen, in denen das Preisniveau
unter dieser Preisgrenze liegt.

Bei diesen Ankiufen werden vorbehaltlich des Absat-
zes 5 alle Angebote akzeptiert.

Die gemaf} diesem Absatz angekauften Mengen werden
bei der Anwendung der in Absatz 1 genannten Ankaufs-
héchstmengen nicht in Betracht gezogen.

(5) .Im Rahmen der Ankaufsregelungen nach den
Absitzen 1 und 4 koénnen nur Angebote akzeptiert
werden, deren Preis ebenso hoch oder niedriger als der in
einem Mitgliedstaat oder einem Teilgebiet eines Mit-
gliedstaats festgestellte durchschnittliche Marktpreis ist,
auf den ein Zuschlag angewandt wird, dessen Betrag
anhand objektiver Kriterien festgesetzt wird.

(6)  Fir jede interventionsfihige Qualitit oder Quali-
tatsklasse werden die Ankaufspreise sowie die zur Inter-
vention angenommenen Mengen im Rahmen der Aus-
schreibung bestimmt und kénnen unter besonderen
Umstanden entsprechend den festgestellten durch-
schnittlichen Marktpreisen nach Mitgliedstaaten oder
Teilgebieten eines Mitgliedstaats festgesetzt werden. Die
Ausschreibungen miissen gleichen Zugang fiir alle Inter-
essenten gewihrleisten. Sie werden auf der Grundlage
eines Lastenheftes erdffnet, bei dessen Festlegung die
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Handelsstrukturen soweit erforderlich beriicksichtigt
werden.

(7)  Nach dem Verfahren des Artikels 27

— werden die Kategorien, Qualititen oder Qualitits-
klassen der interventionsfihigen Erzeugnisse festge-
legt;

— werden die Er6ffnung oder Wiedereréffnung der
Ausschreibungen sowie deren Aussetzung in dem in
Absatz 3 letzter Gedankenstrich genannten Fall
beschlossen;

— werden die Ankaufspreise sowie die zur Intervention
angenommenen Mengen festgesetzt;

— wird der Betrag des in Absatz 5 genannten Zuschlags
festgelegt;

— werden die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem
Artikel erlassen, insbesondere zur Vermeidung einer
riickldufigen Marktpreisspirale;

— werden gegebenenfalls die fir die Anwendung dieser
Regelung erforderlichen Ubergangsbestimmungen
. erlassen.

Von der Kommission wird folgendes beschlossen:

— die Eroffnung der Ankiufe gemafl Absatz 4 sowie
deren Aussetzung bei Wegfall einer oder mehrerer der
dort vorgesehenen Bedingungen;

— die Aussetzung der Ankiufe gemifd Absatz 3 erster
Gedankenstrich.

Artikel 6a

(1) Zwischen dem 1. Januar 1993 und dem 31.
Dezember 1995 konnen die in Absatz 2 vorgesehenen
besonderen Interventionsmafnahmen ergriffen werden.
Diese Mafinahmen sind ausschlieflich in den Mitglied-
staaten anwendbar, die die Verarbeitungsprimie gemaf§
Artikel 4i nicht anwenden.

(2)  Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 kann der
Ankauf von bestimmtem frischem oder gekithitem
Fleisch mit Ursprung in der Gemeinschaft, das von
minnlichen Rindern mit einem Schlachtkérpergewicht
von 150 bis 200 kg stammt, durch die Interventionsstel-

len in einem oder mehreren Mitgliedstaaten oder in
einem Teilgebiet eines Mitgliedstaats im Rahmen von
Ausschreibungsverfahren beschlossen werden.

(3) Die im Rahmen der besonderen Mafnahmen
aufgekauften Fleischmengen werden bei der Anwendung
der in Artikel 6 Absatz 1 genannten Ankaufshdchstmen-
gen beriicksichtigt.

(4) Die Kommission legt die Durchfiihrungsbestim-
mungen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des
Artikels 27 fest.”

5. Folgender Artikel wird eingefiigt:
»Artikel 30a

Die nach Mafigabe dieser Verordnung zu zahlenden
Betrige werden in voller Hohe an die Begiinstigten
ausgezahlt.“

Artikel 2

(1)  Die fir das Kalenderjahr 1992 eingereichten Antrige
auf Gewihrung der Sonderprimie fallen weiterhin unter den
bisherigen Artikel 4a der Verordnung (EWG) Nr. 805/68.

Die Verordnung (EWG) Nr. 468/87 wird mit Wirkung vom
1. Januar 1993 aufgehoben. Sie gilt jedoch weiterhin fiir bis
zum 31. Dezember 1992 eingereichte Antrige.

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 1357/80 wird mit Wir-
kung vom 1. Januar 1993 aufgehoben. Sie gilt jedoch
weiterhin fir bis zum 31. Dezember 1992 eingereichte
Antrige.

Artikel 3
Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Verdffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in
Kraft.
Sie gilt ab 1. Januar 1993.

Artikel 1 Nummer 4 ist jedoch ab der ersten im Jahr 1993
eroffneten Ausschreibung anwendbar.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2067/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

iiber Maffnahmen zur Forderung des Absatzes und des Verbrauchs von hochwertigem
Rindfleisch

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Grindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),
in Erwigung nachstehender Griinde:

Der Rindfleischmarkt ist durch einen anhaltenden Ver-
brauchsriickgang in der Gemeinschaft gekennzeichnet.
Wegen der unbedingten Notwendigkeit, das Gleichgewicht
zwischen Angebot und Nachfrage zu verbessern, mufiten der
Interventionspreis fiir Rindfleisch im Rahmen der gemeinsa-
men Marktorganisation gesenkt, die Praimienregelung ange-
paflt und eine neue Primie zur Herausnahme junger minn-
licher Kilber von Milchrassen aus der Produktion eingefiihrt
werden.

Spezifische, von den Berufs- und Branchenverbinden durch-
gefiithrte Aktionen zur Forderung von Absatz und Verbrauch
hochwertigen Rindfleischs in der Gemeinschaft kénnen
ebenfalls durch eine Stimulierung der Nachfrage zu einem
ausgewogeneren Verhaltnis zwischen Angebot und Nachfra-
ge beitragen. Auf diese Weise kann auch die Bildung von
Uberschiissen gebremst werden; daher sollte die Méglichkeit
geschaffen werden, daf§ sich die Gemeinschaft an der Finan-
zierung derartiger Aktionen beteiligt.

Es ist festzulegen, fir welche Aktionen eine finanzielle
Beteiligung der Gemeinschaft in Frage kommt.

Durch diese Bestimmungen soll ein besseres Gleichgewicht
auf dem Rindfleischmarkt geschaffen werden. Die durch die
Kofinanzierung der Gemeinschaft verursachten Ausgaben
sind daher als Intervention im Sinne von Artikel 3 der
"Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April
1970 uber die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik (3) anzusehen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Die Gemeinschaft kann sich an der Finanzierung von
Aktionen zur Forderung des Absatzes und des Verbrauchs
von hochwertigem Rindfleisch beteiligen, die von Berufs-
oder Branchenverbinden durchgefiihrt werden. Die Beteili-
gung darf 40 % der tatsichlichen Kosten dieser Aktion nicht
iberschreiten.

(2)  Die Aktionen zur Absatz- und Verbrauchsférderung,
die eine umfassende Kontrolle der Fleischqualitit vom
Erzeuger bis zum Verbraucher vorsehen, kénnen Vorrang
haben. In diesem Fall belauft sich die finanzielle Beteiligung
der Gemeinschaft auf 60% der tatsichlichen Kosten der
Aktion.

Artikel 2

Die Aktionen und Programme zur Absatz- und Verbrauchs-
forderung diirfen weder auf bestimmte Handelsmarken
gerichtet sein noch die Erzeugnisse aus einem bestimmten
Mitgliedstaat begiinstigen.

Artikel 3

Die Ausgaben fiir die finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft sind als Interventionen im Sinne von Artikel 3
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 anzusehen.

Artikel 4

Die Kommission erlafSt die Durchfithrungsbestimmungen zu
dieser Verordnung und ‘insbesondere die Bestimmungen
betreffend Art und Inhalt der Aktionen zur Absatz- und
Verbrauchsférderung nach dem Verfahren des Artikels 27
der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 (*).

Artikel 5

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

() ABL. Nr. C 303 vom 22, 11. 1991, S. 34.

(2) ABIL. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.

(3) ABL.Nr.L 94vom 28.4.1970,5.13. Zuletztgeandertdurch die
Verordnung (EWG) Nr. 2048/88 (ABI. Nr. L 185 vom 15. 7.
1988, S.1).

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA

(*) ABL Nr. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 24. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2066/92 (siche Seite 49 dieses
Amtsblatts).
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2068/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung des Interventionspreises fiir ausgewachsene Rinder im Zeitraum vom 1. Juli
1993 bis 30. Juni 1996

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europaischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Der Rindfleischsektor unterliegt wirts¢haftlichen Einfliissen,
die selbst in Anbetracht der Ausfuhrmoglichkeiten nach
Drittlindern zu einem strukturellen Ungleichgewicht zwi-
schen Angebot und Nachfrage auf dem Gemeinschaftsmarkt
fithren.

Im Hinblick auf die angestrebte Stabilisierung der Lage der
Landwirtschaft wurden in den Futtermittel liefernden Sekto-
ren, insbesondere im Getreidesektor, Mafinahmen getroffen,
zu denen unter anderem die Senkung der institutionellen
Preise gehort. Daraus ergibt sich im Bereich der tierischen

Erzeugung eine Verringerung des durchschnittlichen Erzeu- -

gerpreises um 10 %.

Die wirtschaftlichen Auswirkungen dieser neuen Produk-
tionsbedingungen miissen ihren Niederschlag im Interven-
tionspreis in gleicher Gréflenordnung finden. Wegen des
konstanten Verhiltnisses zwischen dem Erzeugerpreis fir
Rindfleisch und den Erzeugerpreisen fiir Schweine- und fir
Gefliigelfleisch sowie zur Vermeidung von Stérungen im
Wettbewerbsgleichgewicht zwischen diesen Sektoren ist fiir
Rindfleisch eine zusitzliche Senkung des Interventionspreises
um 5 % erforderlich.

Bei der Anpassung des Interventionspreises sind die fiir den
Getreidesektor beschlossenen Ubergangsbestimmungen zu

beriicksichtigen. Es empfiehlt sich daher, diese Maf¥nahme in
drei Stufen durchzufiihren.

Waihrend dieses Ubergangszeitraumes ist von der Festsetzung
des Interventionspreises vor Beginn des jeweiligen Wirt-
schaftsjahres abzuweichen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Abweichend von Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968
iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Rindfleisch (4)
wird der Interventionspreis fiir Schlachtkérper mannlicher
Rinder der Qualitit R3 des gemeinschaftlichen Handelsklas-
senschemas fiir Schlachtkérper ausgewachsener Rinder
gemifd der Verordnung (EWG) Nr. 1208/81 () wie folgt
festgesetzt: .

— 325,85 ECU je 100 kg Schlachtkorpergewicht im Zeit-
raum 1. Juli 1993 bis 30. Juni 1994;

— 308,70 ECU je 100 kg Schlachtkérpergewicht im Zeit-
raum 1. Juli 1994 bis 30. Juni 1995;

— 291,55 ECU je 100 kg Schlachtkérpergewicht im Zeit-
raum 1. Juli 1995 bis 30. Juni 1996.

Diese Preise werden vorbehaltlich spiterer, aufgrund der
Marktentwicklung erforderlich werdender Anderungen fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

(') ABL. Nr. C 303 vom 22. 11. 1991, S. 33.
(2) ABL. Nr. C 125 vom 18. 5. 1992.
(*) ABL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 20.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA

(*) ABL Nr.L 148 vom 28. 6. 1968, S. 24, Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2066/92 (siche Seite 49 dieses
Amtsblatts).

(5) ABL. Nr. L 123 vom 7.5. 1981, S. 3. Geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1026/91 (ABL. Nr. L 106 vom 26. 4.
1991, S. 2).
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* VERORDNUNG (EWG) Nr. 2069/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 iiber die gemeinsame Marktorganisation
fiir Schaf- und Ziegenfleisch

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die bisherigen Erfahrungen machen bestimmte Anderungen
der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 (*) erforderlich.

Aus verwaltungstechnischen Griinden sollte der letzte Ter-
min fiir die Pramienzahlung gemaf Artikel 5 der Verordnung
(EWG) Nr. 3013/89 mit dem Ende des Haushaltsjahres
zusammenfallen.

Der in der Gemeinschaft tendenziell zunehmende Mutter-
schafbestand und der damit verbundene spiirbare Preisriick-
gang wirken sich sehr ungiinstig auf das Marktgleichgewicht
aus. Dieser Entwicklung konnte teilweise mit den Mafinah-
men begegnet werden, die in den letzten Jahren, insbesondere
im Zusammenhang mit den Preisen und Stabilisierungsmaf-
nahmen, getroffen wurden; sie hat dennoch die Erzeugung
und die Ausgaben des EAGFL in den letzten vier Jahren
steigen lassen.

Es miissen deshalb striktere Mafinahmen getroffen werden,
indem — vorbehaltlich besonderer Bestimmungen fiir Erzeu-
gerzusammenschliisse — auf der Grundlage des Gesamtum-
fangs der den einzelnen Erzeugern im Wirtschaftsjahr 1991
gewihrten Primien eine Obergrenze fiir die einzelnen Erzeu-
ger festgelegt wird.

Um den Produktionstendenzen in der Gemeinschaft Rech-
nung zu tragen, sollte der vorgenannte Gesamtumfang
jedoch mit dem fiir den jeweiligen Mitgliedstaat festgesetzten
Koeffizienten multipliziert werden, der das Verhaltnis zwi-
schen der Gesamtzahl der pramienfihigen Tiere zu Beginn
des Jahres 1989, 1990 oder 1991 und der Gesamtzahl der
priamienfihigen Tiere fiir das Wirtschaftsjahr 1991 zum
Ausdruck bringt. Fiir Deutschland miissen zur Beriicksichti-
gung spezifischer Probleme in den neuen Bundeslindern
Sonderbestimmungen erlassen werden.

(*) ABI. Nr. C 303 vom 22, 11. 1991, S. 35.

(2) ABL. Nr. C 125 vom 18. 5. 1992,

(3) ABL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 20.

(*) ABL Nr. L 289 vom 7. 10. 1989, S. 1. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 3246/91 (ABl. Nr. L 307 vom
8. 11. 1991, S. 16).

Neue Erzeuger und bereits etablierte Erzeuger, deren Refe-
renzbestand der normalen Schafherdenentwicklung nicht
entspricht, diirfen von der Primienregelung nicht ausge-
schlossen werden. Daher ist eine nationale Reserve vorzuse-
hen, die zunichst aus einer auf die Obergrenze fiir die
einzelnen Erzeuger erhobenen Pauschalabgabe gebildet
wird. Fiir benachteiligte Gebiete sollte eine hohere Reserve
vorgesehen werden.

Bestimmte Produktionsentwicklungen ergeben sich als not-
wendige Folge etwaiger Anderungen der Vermogenslage
oder der Produktionskapazititen von Primienempfingern. '.
Daher sollte vorgesechen werden, daf die erworbenen
Anspriiche auf erzeugerspezifische Obergrenzen " unter
bestimmten Bedingungen auf andere Erzeuger tbertragen
werden konnen. Um die Ubertragungsregelung so flexibel
wie moglich zu gestalten, sollte die Ubertragung der Ansprii-
che auch ohne Ubertragung der Haltung zulissig sein. Die
Ubertragung sollte Vorschriften unterliegen, nach denen
Anspriiche bis zu einer bestimmten Hohe unentgeltlich an die
nationale Reserve abgegeben werden, damit insbesondere
neue Erzeuger Anspriiche erhalten kénnen.

Angesichts der Zweckmifligkeit, Erzeugern einen Produk-
tionsabbau fiir eine begrenzte Zeit zu erméglichen, sollten
die Mitgliedstaaten die Moglichkeit einer zeitweiligen Uber-
tragung von Primienanspriichen vorsehen konnen.

- Um zu gewihrleisten, daff die Schaf- und Ziegenhaltung vor

allem in Gebieten ohne wirtschaftliche Alternativen erhalten
bleibt, sollte eine Bindung zwischen empfindlichen Zonen
oder Orten und der Schaf- und Ziegenproduktion festgelegt
werden.

Die Einfithrung der vorgenannten Regelung, bei der das
derzeitige Bestandsniveau erhalten bleibt, diirfte dazu beitra-
gen, daf das Risiko der Mitteliiberschreitung in Zukunft
spiirbar verringert wird. Daher ist es angezeigt, den in
Artikel 8 Absatz 2 der vorgenannten Verordnung vorgesehe-
nen Koeffizienten zur Verringerung des Grundpreises auf
dem fir das Wirtschaftsjahr 1990 beschlossenen Niveau
festzusetzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 wird wie folgt gedn-
dert:

1. In Artikel §

— wird in den Absitzen 3 und 5 ,70 v. H.“ durch
»80 v. H.“ ersetzt;

. — erhilt Absatz 6 Unterabsatz 4 folgende Fassung:
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,Unmittelbar nach Ablauf des betreffenden Wirt-
schaftsjahres, spatestens aber am 31. Mirz, wird der
Betrag der endgiiltigen Primie festgesetzt. Ein etwai-
ger Restbetrag wird gegebenenfalls vor dem 15. Ok-
tober desselben Jahres gezahlt.“

2. Folgende Artikel werden eingefiigt:

LArtikel Sa

(1)  Zur Gewihrung der Primie gemif§ Artikel 5 wird
eine erzeugerspezifische Obergrenze eingefiihrt.

Fir Erzeuger, die vor dem Wirtschaftsjahr 1992 pri-
mienbegiinstigt waren, wird der Primienbetrag fiir das
Wirtschaftsjahr 1993 und fiir die darauf folgenden
Wirtschaftsjahre auf die Anzahl Tiere beschrinkt, die im
Wirtschaftsjahr 1991 priamienbegiinstigt waren, wobei
auf diese Anzahl der Koeffizient gemif§ Absatz 5 ange-
wendet wird.

Ist dieser Koeffizient hoher als 1, so konnen die Mitglied-
staaten beschlieflen, die sich daraus ergebende zusitzli-
che Anzahl von Primienanspriichen teilweise oder voll-
stindig zur Auffiillung der Reserve nach Artikel 5b
Absatz 1 zu verwenden.

Diese Grenzen werden so verringert, daff die nationale
Reserve im Sinne des Artikels 5b Absatz 1 gebildet
werden kann.

(2) Wurde die Pramie fiir das Wirtschaftsjahr 1991
infolge natiirlicher Umstinde nicht oder nur gekirzt
gezahlt, so wird die Anzahl Tiere zugrunde gelegt, die im
vorangegangenen Wirtschaftsjahr primienbegiinstigt
war. Wurde die Primie fiir das Wirtschaftsjahr 1991
infolge von Sanktionen nicht oder nur gekiirzt gezahlt, so
wird die Anzahl Tiere zugrunde gelegt, die bei der
sanktionsbegriindenden Kontrolle festgestellt wurde.

(3) Im Falle von Erzeugergemeinschaften oder -verei-
nigungen oder sonstiger Formen der Zusammenarbeit
zwischen Erzeugern werden die in Absatz 1 genannten
Obergrenzen wie folgt auf die einzelnen Erzeugermit-
glieder angewandt:

a) Sofern der in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2385/91 (1) vorgesehene Bestandsver-
teilungsschliissel fiir das Wirtschaftsjahr 1991 der
zustindigen Behorde gemiafl Artikel 4 der vorge-
nannten Verordnung mitgeteilt wurde, werden die
Obergrenzen fiir die einzelnen Erzeugermitglieder
auf der Grundlage dieses Schliissels festgesetzt.

b) Hat die betreffende Erzeugergemeinschaft den unter
Buchstabe a genannten Verteilungsschliissel fiir das
Wirtschaftsjahr 1991 nicht mitgeteilt, so wird die
Primienzahlung an diese gemifl den Vorschriften
von Absatz 1 auf die Anzahl der Tiere beschrinkt,
die im Wirtschaftsjahr 1991 priamienfihig waren.
Die Obergrenzen fiir einzelne Erzeugermitglieder
werden fir das Wirtschaftsjahr 1993 nach dem von
der Erzeugergemeinschaft mitgeteiiten Verteilungs-
schliissel festgesetzt.

(1) ABL Nr. L 219 vom 7. 8. 1991, S. 15..

Im Falle spiterer Anderungen der Mitgliedschaft
einer Erzeugergemeinschaft werden die einzelnen
Obergrenzen neu beigetretener oder ausgetretener
Erzeugermitglieder bei der Zahlung der Priamie an
die Erzeugergemeinschaft berticksichtigt.

(4) a) DerPrimienanspruch steht Erzeugern zu, die die
Primie im Wirtschaftsjahr 1991 erhalten und die
ferner einen Primienantrag fiir das Wirtschafts-
jahr 1992 gestellt haben.

b) Bei einer Veriduflerung oder einer sonstigen
Ubertragung seiner Haltung kann der Erzeuger
alle ihm zustehenden Primienanspriiche an den
Erwerber seiner Haltung tibertragen.

Er kann seine Primienanspriiche auch ganz oder
teilweise an andere Erzeuger tibertragen, ohne
die Haltung mitzuiibertragen. Die Kommission
kann nach dem Verfahren des Artikels 30 beson-
dere Vorschriften iiber die Mindestzahl von
Teilitbertragungen festlegen.

Im Falle einer Ubertragung ohne Ubertragung
der Haltung wird ein Teil der iibertragenen
Primienanspriiche in Hohe von bis zu 15 v. H.
ohne Gegenleistung an die nationale Reserve des
Mitgliedstaats, in dem sich die Haltung befindet,
zur unentgeltlichen Zuteilung an neue Erzeuger
oder nach Artikel 5b Absatz 2 bevorrechtigte
Erzeuger abgegeben.

¢) Die Mitgliedstaaten

— treffen die erforderlichen Mafinahmen, da-
mit Primienanspriiche nicht aus empfindli-
chen Zonen oder aus Regionen abgezogen
werden, in denen die Schafhaltung fiir die
lokale Wirtschaft besonders wichtig ist;

— konnen vorsehen, daff die Ubertragung der
Anspriiche ohne Ubertragung der Haltung
entweder unmittelbar zwischen Erzeugern
oder iiber die nationale Reserve erfolgt.

d) Die Mitgliedstaaten kénnen vor einem festzuset-
zenden Datum zeitlich beschrinkte Abtretungen
des Teils der Primienrechte zulassen, den der
dazu berechtigte Erzeuger nicht zu nutzen beab-
sichtigt.

e) Der einem Erzeuger tibertragene oder zeitweilig
abgetretene Primienanspruch wird den bereits
bestehenden Anspriichen dieses Erzeugers zuge-
rechnet.

Der effektiv zum vollen Satz gezahlte Primien-
betrag darf jedoch die in Artikel 5 Absatz 7
festgelegten Obergrenzen nicht ibersteigen.

f) Die Kommission legt die Durchfiihrungsbestim-
mungen zu diesem Absatz nach dem Verfahren
des Artikels 30 fest, insbesondere die Bestim-
mungen, anhand derer die Mitgliedstaaten unter
Beriicksichtigung der Struktur ihrer Mutter-
schafbestinde die in Absatz 1 vorgesehene Ver-
ringerung bestimmen kénnen sowie ferner die
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Bestimmungen, anhand derer die Mitgliedstaa-
ten die besonderen Probleme bei der Ubertra-
gung von Pramienanspriichen durch Erzeuger,
die nicht Eigentiimer der ihre Haltung bildenden
Flichen sind, 16sen konnen.

(5) Zur Anwendung von Absatz 1 bestimmen die
Mitgliedstaaten den Koeffizienten, der das Verhiltnis
angibt zwischen

a) der Gesamtzahl der anspruchsbegriindenden pri-
mienfihigen und zu Beginn eines der Wirtschaftsjah-
re 1989, 1990 oder 1991 von den Primienempfin-
gern gehaltenen Tiere einerseits und

b) der Gesamtzahl der im Wirtschaftsjahr 1991
anspruchsbegriindenden primienfihigen Tiere an-
dererseits.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission vor
dem 31. Oktober 1992, welches der unter Buchstabe a)
genannten Jahre sie gewihlt haben.

Artikel 5b

(1)  Jeder Mitgliedstaat bildet eine erste nationale

Reserve in Hohe von mindestens 1 v. H. und héchstens 3

v. H. der Summe der Obergrenzen fiir einzelne Erzeuger,
deren Haltung sich in diesem Mitgliedstaat befindet. Der
nationalen Reserve werden auch die Primienanspriiche
nach Artikel 5a Absatz 4 Buchstabe b) zugewiesen.

Fiir Deutschland wird die anfingliche nationale Reserve
anhand der Gesamtzahl und der Summe der Obergren-
zen fiir einzelne Erzeuger berechnet, deren Haltungen
sich in den alten Bundeslidndern befinden. Diese Reserve
bezieht sich nur auf diese Erzeuger.

(2) Die Mitgliedstaaten verwenden ihre nationalen
Reserven innerhalb der Grenzen der Reserven fiir die
Gewihrung von Primienanspriichen insbesondere an
folgende Erzeugerkategorien:

a) Erzeuger, die vor dem Wirtschaftsjahr 1992 einen
Primienantrag gestellt haben und die der zustindi-
gen Behérde den Nachweis erbracht haben, daf die
Anwendung der Obergrenzen gemifl Artikel 5a,
auch unter Beriicksichtigung der Durchfiihrung eines
Investitionsprogramms im Schaf- und Ziegensektor
vor dem 1. Januar 1993 fiir ihren Betrieb existenz-
bedrohlich wire;

b) Erzeuger, die fiir das Wirtschaftsjahr 1991 einen
Primienantrag gestellt haben, der infolge auferge-
wohnlicher Umstinde der in den vorangegangenen
Wirtschaftsjahren festgestellten Lage nicht ent-
spriche;

-c) Erzeuger, die regelmiflig einen Primienantrag
gestellt haben, dies im Wirtschaftsjahr 1991 jedoch
nicht getan haben;

d) - Erzeuger, die im Wirtschaftsjahr 1993 oder in
folgenden Wirtschaftsjahren zum ersten Mal einen
Primienantrag stellen;
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e) Erzeuger, die einen Teil einer Nutzfliche erworben
haben, die zuvor von anderen Erzeugern fir die
Schaf- und/oder Ziegenhaltung genutzt wurde.

(3) In den benachteiligten Gebieten eines jeden Mit-
gliedstaats wird eine zusitzliche Reserve in Hohe von 1
v. H. der Summe der Obergrenzen fiir einzelne Erzeuger
geschaffen; diese Reserve wird ausschliefllich Erzeugern
in demselben Gebiet nach von den Mitgliedstaaten
festzulegenden Kriterien zugeteilt.

Fiir Deutschland betrigt die zusitzliche nationale Reser-
ve 1 v.H. der Summe der Obergrenzen fiir einzelne
Erzeuger, deren Haltung sich in den benachteiligten
Gebieten der alten Bundeslinder befindet. Diese Reserve
bezieht sich nur auf diese Erzeuger.

(4)  Die Durchfithrungsvorschriften zu Artikel 5a und
zudem vorliegenden Artikel werden nach dem Verfahren
des Artikels 30 erlassen.

Nach dem gleichen Verfahren

— werden Maflnahmen fiir den Fall erlassen, dafl die
nationale Reserve in einem Mitgliedstaat nicht ver-
wendet wird;

— werden Ubergangsmafinahmen erlassen, die zur
Erleichterung des Ubergangs von der bestehenden zu
der in dieser Verordnung festgelegten Regelung
erforderlich sind, insbesondere fiir Erzeuger und
Erzeugergemeinschaften, denen die Pramie erstmals
fir das Wirtschaftsjahr 1992 gewihrt wurde.

(5) Die Kommission iibermittelt dem Rat vor dem 1.
Juli 1996 einen Bericht iiber den Stand der Anwendung
der in Artikel 5a und in dem vorliegenden Artikel
festgelegten Regelung und macht, falls erforderlich,
entsprechende Vorschlige.

Artikel 5¢c

(1) Abweichend von Artikel 5a Absatz 1 gilt fir die
neuen Bundeslinder in Deutschland folgendes:

a) Eine regionale Obergrenze von 1 Million primienfi-
higen Tieren wird festgelegt; diese Anzahl umfaflt
sowohl die anfinglich zuzuteilenden Mengen als
auch die fiir dieses Gebiet zu schaffende Reserve.

b) Deutschland legt die Bedingungen fiir die Zuteilung
dieser Obergrenzen als auch ihre regionale Auftei-
lung fest.

(2) Die Kommission erlafft Durchfihrungsvorschrif-
ten zu diesem Artikel nach dem Verfahren des Arti-
kels 30.

(3) Die Kommission unterbreitet dem Rat vor dem
Ende des Wirtschaftsjahres 1995 einen Bericht mit
Vorschligen fiir die Anwendung der fiir das iibrige
Gebiet der Gemeinschaft geltenden Vorschriften in den
neuen Bundeslindern Deutschlands.
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Der Rat befindet iiber diese Vorschlige vor Ende des
Wirtschaftsjahres 1996.«

3. Artikel 8 Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

#(4) Ab dem Wirtschaftsjahr 1993 wird der in
Absatz 2 genannte Koeffizient fiir die Verringerung des
Grundpreises jedoch auf 7 v. H. festgesetzt.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in
Kraft.

Sie gilt ab dem Wirtschaftsjahr 1993, mit Ausnahme des
Artikels 1 Nummer 1 erster Gedankenstrich, der ab dem
Wirtschaftsjahr 1992 gilt. '

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA'
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2070/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3493/90 zur Festlegung der Grundregeln fiir die
Gewihrung der Primie zugunsten der Schaf- und Ziegenfleischerzeuger

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 des Rates
vom 25. September 1989 iiber die gemeinsame Marktorga-
nisation fiir Schaf- und Ziegenfleisch (1), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 8,

auf Vorschlag der Kommission (2),
in Erwigung nachstehender Griinde:

Die Begriffe ,,in Betracht kommendes Mutterschaf“ und ,,in
Betracht kommende Ziege* gemaf$ der Verordnung (EWG)
Nr. 827/84 des Rates vom 31. Mirz 1984 zur Festlegung der
Grundregeln fiir die Gewahrung der Primie zugunsten der
Schaffleischerzeuger und zur Aufhebung der Verordnung
(EWG) Nr. 2643/80 (3) haben Kontrollschwierigkeiten zur
Folge und sind daher neu zu definieren. Da die Ausarbeitung
neuer Definitionen mit verwaltungstechnischen Schwie-
rigkeiten verbunden ist, sieht die Verordnung (EWG)
Nr. 3493/90 des Rates vom 27. November 1990 zur
Festlegung der Grundregeln fir die Gewihrung der Pramie
zugunsten der Schaf- und Ziegenfleischerzeuger (4) vor, daf§
die derzeitigen Definitionen weiterhin auf die far das Wirt-
schaftsjahr 1991 zu zahlenden Primien angewendet wer-
den. :

Durch die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2069/92
des Rates vom 30. Juni 1992 zur Anderung der Verordnung
(EWG) Nr. 3013/89 (5) beschlossenen Mafinahmen, insbe-
sondere die Festlegung erzeugerspezifischer Obergrenzen zur
Gewihrung der Primie, lassen sich die vorgenannten Schwie-
rigkeiten im Wege relativ einfacher Definitionen beheben;
diese Definitionen diirften die Kontrollen erleichtern und

gewihrleisten, daf die Mutterschafe der Fleischrasse beriick-
sichtigt werden.

Aus Griinden der ordnungsmifligen Verwaltung sind die

neuen Begriffsbestimmungen erst mit Beginn des Wirt-

schaftsjahres 1993 anzuwenden, so daf§ fiir das Wirtschafts-

jahr 1992 weiterhin die Begriffsbestimmungen der Verord-
nung (EWG) Nr. 872/84 gelten.

Die Verordnung (EWG) Nr. 3493/90 ist daher entspre-
chend zu dndern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 3493/90 wird wie folgt gein-
dert:

An Artikel 1 Absatz 1 werden folgende Nummern ange-
fiigt:

»4. ‘ Priamienfihiges Mutterschaf: alle weiblichen Schafe,
die mindestens einmal abgelammt haben oder min-
destens ein Jahr alt sind;

5. Priamienfihige Mutterziege: alle Ziegen, die minde-
stens einmal abgelammt haben oder mindestens ein
Jahr alt sind;“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veréffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in
Kraft. :

Artikel 1 Nummer 1 gilt fiir die Primien, die fiir das
Wirtschaftsjahr 1993 und die folgenden Wirtschaftsjahre zu
zahlen sind. '

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. juni 1992.

(*) ABL. Nr. L 289 vom 7. 10. 1989, S. 1. Zuletzt gedndert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2069/92 (sieche Seite 59 dieses
Amtsblatts). ‘

(2) ABL Nr. C 303 vom 22. 11. 1991, S. 39.

(3) ABL Nr.L 90 vom1. 4. 1984, S. 40. Zuletzt geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 3493/90 (ABI. Nr. L 337 vom 27. 11.
1990, S. 7).

(*) ABL Nr. L 337 vom 4. 12. 1990, S. 7.

(5) Siehe Seite 59 dieses Amtsblatts.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2071/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates iiber die gemeinsame Markt-
organisation fiir Milch und Milcherzeugnisse

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestlitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Artikel 5b der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 () sieht die
jahrliche Festsetzung einer Garantiemenge fiir Milch vor. Die
Zusatzabgabenregelung gemif$ Artikel Sc derselben Verord-
nung verfolgt den gleichen Zweck und tritt de facto an die
Stelle des Artikels 5b, der daher aufgehoben werden kann.

Der Einfachheit und Klarheit halber empfiehit es sich aus
Griinden der Rechtssicherheit, die ab 1. April 1993 anwend-
bare Zusatzabgabe in einer eigenstindigen Verordnung
grundlegend zu regeln; Artikel 5c der Verordnung (EWG)
Nr. 804/68 ist daher entsprechend zu dndern.

Im achten Anwendungszeitraum der Zusatzabgabe konnten
die Mitgliedstaaten ermichtigt werden, die voriibergehenden
Uberlassungen der Referenzmenge bis zum 31. Dezember
1991 zu genehmigen und zu erfassen. Diese flexible Gestal-
tung sollte beibehalten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

" Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 wird wie folgt gein-
dert:

1. Artikel 5b wird aufgchobén.

2. Artikel 5¢c Absatz 1a Unterabsatz 3 erhilt folgende Fas-
sung:

~Abweichend von Unterabsatz 1 kodnnen die Mitglied-
staaten die voriibergehenden Uberlassungen bis zum
31. Dezember genehmigen und erfassen.“

3. Artikel 5c erhilt folgende Fassung:

»Die Preisregelung erfolgt unbeschadet der Durchfiih-
rung der Zusatzabgabenregelung.“
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in
Kraft.

Sie gilt ab 1. April 1993 fiir Artikel 1 Nummern 1 und 3.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

1

(1) ABL Nr. C 337 vom 31. 12. 1991, S. 34.

(2) ABL. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.

(3) ABL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 22.

(*) ABL. Nr. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 13. Zuletzt geandert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 816/92 (ABI. Nr. L 86 vom 1. 4.
1992, S. 83).

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2072/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung des Richtpreises fiir Milch und der Interventionspreise fiir Butter, Mager-
milchpulver und die Kisesorten Grana Padano und Parmigiano Reggiano fiir zwei Jahreszeit-
raume vom 1. Juli 1993 bis 30. Juni 1995

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiiczt auf den Vertrag zur Griindung der Europidischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

gestiitzt auf die Akte iiber den Beitritt Spaniens und Portu-
gals, insbesondere auf Artikel 234 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Aufgrund der seit dem Beitritt verfolgten Preispolitik der

Gemeinschaft, insbesondere der dabei eingefiihrten Stabili- .

satorenregelung einerseits und der neuen Leitlinien fiir die
gemeinsame Agrarpolitik andererseits, kann sich der Prozef§
der Anniherung der portugiesischen Magermilchpulver-
preise an den gemeinsamen Preis nicht wie in Artikel 285
der Beitrittsakte vorgesehen vollziehen. Dieser letztge-
nannte Preis wurde fiir das Wirtschaftsjahr 1992/93 auf
172,43 ECU/100 kg festgesetzt, wihrend die portugiesi-
schen Preise fir den gleichen Zeitraum bei 207 ECU/100 kg
liegen. Um den bestehenden Preisunterschied nicht noch
weiter zu vergrofern, sondern die Preise vielmehr einander
anzunihern, sind die betreffenden Modalitiiten der Beitritts-
akte anzupassen; dabei ist der Grundsatz anzuwenden, daf$
die portugiesischen Magermilchpulverpreise stufenweise an
den gemeinsamen Preis angenihert werden.

Zur Erreichung eines unbedingt erforderlichen besseren
Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage hat der
Rat — unbeschadet einer Uberpriifung entsprechend der
Marktlage — beschlossen, ab 1. April 1993 die Zusatzabga-
benregelung im Milchsektor zu verlingern und die im
Rahmen dieser Regelung festgesetzten Gesamtgarantiemen-
gen zu verringern. Die zu erwartenden Kosteneinsparungen

in der Milcherzeugung infolge riickliufiger Getreide- und -

Kraftfutterpreise lassen es ferner angezeigt erscheinen, den
Richtpreis fiir Milch zu senken, um die Wettbewerbssitua-
tion fiir Milcherzeugnisse zu verbessern. Der Richtpreis fiir
Milch sollte daher im Zusammenhang mit den Preisen fiir
andere landwirtschaftliche Erzeugnisse herabgesetzt wer-
den.

Daneben empfiehlt es sich, unter Beriicksichtigung des
Auflenhandels ein langfristiges Gleichgewicht zwischen
Angebot und Nachfrage auf dem Milchmarkt anzustreben;
infolgedessen sollte der Richtpreis fiir Milch innerhalb eines

(1) ABL. Nr. C.337 vom 31. 12. 1991, §. 43.
(2) ABL. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.
(3) ABL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 22.

mehrjahrigen Rahmens festgesetzt werden, der jedoch spi-
tere Anpassungen an die Marktentwicklung nicht aus-

schliefit.

Die Interventionspreise fiir Butter und Magermilchpulver
sollen zur Erzielung des Richtpreises fiir Milch beitragen. Bei
ihrer Festsetzung mufl sowohl der allgemeinen Angebots-
und Nachfragesituation auf dem Milchmarkt der Gemein-

schaft als auch den Absatzméglichkeiten fiir Butter und

Magermilchpulver auf dem Gemeinschafts- und dem Welt-
markt Rechnung getragen werden. Die herrschende Wettbe-
werbssituation rechtfertigt eine stirkere Senkung des Inter-
ventionspreises fiir Butter als des Interventionspreises fiir
Magermilchpulver. i

Es ist zweckmiflig, den Unterschied zwischen den portugie-
sischen Magermilchpulverpreisen und dem gemeinsamen
Preis in drei Stufen abzubauen, die den einzelnen Jahreszeit-
rdumen innerhalb des mehrjihrigen Rahmens fiir die Fest-
setzung des Richtpreises fiir Milch entsprechen. Wie festge-
stellt werden konnte, liegen die Marktpreise fiir Magermilch-
pulver in Portugal auf einer Hohe, bei der eine solche
Anniherung keine nachteiligen Folgen fiir das genannte
Erzeugnis haben wird.

Die Interventionspreise fiir die Kisesorten Grana Padano
und Parmigiano Reggiano sind nach den Kriterien von
Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des
Rates vom 27. Juni 1968 iiber die gemeinsame Markt-
organisation fiir Milch und Milcherzeugnisse (*) festzu-
setzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Unterschied zwischen den Magermilchpulverpreisen in
Portugal und dem gemeinsamen Preis wird abgebaut, indem
die portugiesischen Preise in drei Stufen an den gemeinsamen
Preis angenihert werden.

Die erste Anniherung findet zum 1. Juli 1993 statt.

Der gemeinsame Preis wird in Portugal zum 1. Juli 1995
angewandt.

Artikel 2

Fiir die nachstehenden Zeitriume werden der Richtpreis fiir
Milch und die Interventionspreise fiir Milcherzeugnisse
unbeschadet spiterer Anpassungen wie folgt festgesetzt:

(4) ABL Nr. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 13. Zuletzt geidndert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2071/92 (siehe Seite 64 des Amts-
blatts).
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1. Zeitraum vom 1. Juli 1993 bis 30. Juni 1994

Elfergemeinschaft

a) Richtpreis fiir Milch

b) Interventionspreis

Magermilchpulver

Grana Padano
. — 30 bis 60 Tage alt
— mindestens 6 Monate alt

Parmigiano Reggiano, mindestens 6 Monate alt

26,47

285,46
172,43

372,71
463,21

512,07

(ECU/100 kg)

Portugal

26,47

285,46
195,48

2. Zeitraum vom 1. Juli 1994 bis 30. Juni 1995

(ECU/100 kg)

Elfergemeinschaft Portugal
a) Richtpreis fiir Milch 26,13 26,13
b) Interventionspreis
— 278,14 278,14
— Magermilchpulver 172,43 183,95
— Grana Padano
— 30 bis 60 Tage alt 369,84 —
— mindestens 6 Monate alt 460,18 —
— Parmigiano Reggiano, mindestens 6 Monate alt 509,04 —

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amisblatt der

Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Juli 1993.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates

Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA

30.7.92



30.7.92

Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaften

Nr. L 215/67

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2073/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

iiber die Verbrauchsférderung in der Gemeinschaft und die Erweiterung der Mirkee fiir Milch
und Milcherzeugnisse

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die Marktsituation fir Milch und Milcherzeugnisse ist
insbesondere von einem stindigen Riickgang des Verbrauchs
bestimmter Milcherzeugnisse in der Gemeinschaft gekenn-
zeichnet. Zur Erreichung eines unbedingt erforderlichen
besseren Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage
hat der Rat — unbeschadet einer Uberpriifung entsprechend
der Marktlage — beschlossen, die Zusatzabgabenregelung
im Milchsektor zu verlingern und die im Rahmen dieser
Regelung festgesetzten Gesamtgarantiemengen zu verrin-
gern. Um die Wettbewerbssituation fiir Milcherzeugnisse zu
verbessern, wurde ferner eine Senkung der institutionellen
Preise beschlossen, die in Titel I der Verordnung (EWG)
Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 iiber die gemein-
same Marktorganisation fiir Milch und Milcherzeugnisse (*)
vorgesehen sind.

Gezielte Mafinahmen zur Verbrauchsférderung in der
Gemeinschaft und zur Erweiterung der Mirkte fiir Milch
und Milcherzeugnisse konnen durch eine Anregung der
Nachfrage ebenfalls zur Wiederherstellung eines besseren
Marktgleichgewichts beitragen.

Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung verfolgen
dasselbe Ziel wie die Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 des
Rates vom 17. Mai 1977 iiber eine Mitverantwortungsabga-
be und Maffnahmen zur Erweiterung der Mairkte fiir Milch
und Milcherzeugnisse (*). Die Anwendungsdauer der vorge-
nannten Verordnung braucht deshalb nicht verliangert zu
werden.

Die betreffenden Bestimmungen zielen auf ein besseres
Marktgleichgewicht fiir Milcherzeugnisse ab. Die Kosten fiir
diese gezielten Maffnahmen sind daher als Interventions-
ausgaben im Sinne von Artikel 3 der Verordnung (EWG)

(1) ABL Nr. C 337 vom 31. 12. 1991, S. 47.

(2) ABL. Nr. C 94 vom 13. 4, 1992.

(3) ABL Nr. C98 vom 21. 4. 1992, S. 22.

(4) ABL. Nr. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 13. Zuletzt geiindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2071/92 (siche Seite 64 dieses
Amusblatts).

(5) ABL Nr. L 131 vom 26. 5. 1977, S. 6. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1374/92 (ABL. Nr. L 147 vom
29. 5.1992,S. 3).

Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 tber die Finan-
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik (¢) anzusehen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Nach dem in Artikel 4 genannten Verfahren werden

 Mafinahmen zur Verbrauchsférderung in der Gemeinschaft

und zur Erweiterung der Markte fiir Milch und Milcherzeug-
nisse getroffen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Maffnahmen umfassen
folgendes:

a) Verbreitung des derzeitigen Wissens, insbesondere tiber
die Nihreigenschaften von Milch und Milcherzeugnis-
sen, in der Gemeinschaft;

b) Forschungsarbeiten, insbesondere zu den Nihreigen-
schaften von Milch und Milcherzeugnissen;

¢) Werbe- und Férdermafinahmen zugunsten des Ver-
brauchs von Milch und Milcherzeugnissen in der
Gemeinschaft;

d) Marktstudien im Hinblick auf eine "Erweiterung der
Mairkte fiir Milch und Milcherzeugnisse.

Artikel 2

Die Kommission teilt dem Rat jahrlich vor dem 1. April das
Maflnahmenprogramm mit, das im folgenden Wirtschafts-
jahr durchgefiihrt werden soll.

Bei der Erstellung des MafSnahmenprogramms kann sich
die Kommission insbesondere von auf Marktstudien und
Werbefragen spezialisierten Einrichtungen sowie von
Forschungsinstituten beraten lassen.

Artikel 3

Die Kosten der in Artikel 1 genannten Maffnahmen gelten als
Interventionsausgaben im Sinne von Artikel 3 der Verord-
nung (EWG) Nr. 729/70.

Artikel 4

Die Durchfiihrungsbestimmungen zu dieser Verordnung
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 der Verordnung
(EWG) Nr. 804/68 erlassen.

Artikel §

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in
Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 1993.

(¢) ABIL. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 13. Zuletzt geandert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2048/88 (ABl. Nr. L 185 vom
15.7.1988,S.1). :
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992,

Im Namen des Rates

Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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Nr. L 215/69

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2074/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

iiber die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milchsektor

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Grindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),
in Erwagung nachstehender Griinde:

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 856/84 des Rates zur
Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 iiber die
gemeinsame Marktorganisation fiir Milch und Milcherzeug-
nisse (}) wurde mit Wirkung vom 2. April 1984 eine
Zusatzabgabe in diesem Sektor eingefiihrt. Die neun Jahre
lang geltende Regelung, die am 31. Mirz 1993 ausliuft,
dient der Verringerung der strukturellen Uberschiisse von
Milch und Milcherzeugnissen und des entsprechenden
Ungleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage. Die
Regelung bleibt zur Herstellung eines besseren Marktgleich-
gewichts weiter erforderlich. Daher ist die Zusatzabgaben-
regelung fiir siecben weitere Anwendungsjahre ab 1. April
1993 fortzufihren.

Um die bisherigen Erfahrungen zu nutzen, und die entspre-
chenden Bestimmungen im Interesse der Rechtssicherheit der
Erzeuger und der iibrigen Beteiligten einfacher und klarer zu
gestalten, hat die Kommission dem Rat vorgeschlagen, die
grundlegenden Texte zu straffen und in einer eigenstindigen
Verordnung zusammenzufassen.

Die Verlingerung der Regelung um weitere sieben Jahre
kann zwar unverziiglich fé6rmlich verabschiedet werden, es

wurde aber fiir angezeigt erachtet, zu einem spiteren Zeit-
punkt, spitestens jedoch bis zum 31. Dezember 1992, die
Vereinfachung und Kodifizierung der Regelung festzu-
legen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fiir weitere sieben aufeinanderfolgende Zeitraume von zwolf
Monaten ab 1. April 1993 wird bei den Erzeugern von
Kuhmilch eine zusitzliche Abgabe auf die Mengen Milch
oder Milchiquivalent erhoben, die in dem jeweiligen Zwolf-
monatszeitraum an einen Abnehmer geliefert oder direkt an
den Verbraucher verkauft wurden und eine noch zu bestim-
mende Referenzmenge iiberschreiten.

Artikel 2

Der Rat erlif3t bis zum 31. Dezember 1992 auf der Grund-
lage der Vorschlige der Kommission die zur Kodifizierung
und Vereinfachung der derzeitigen Regelung erforderlichen
Vorschriften, einschliefflich der Vorschriften in bezug auf die
Ubertragung der Referenzmengen in einigen spezifischen
Situationen.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in
Kraft. ‘

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

1

(1) ABI. Nr. C 337 vom 31. 12. 1991, S. 35.
(2) ABL. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.
(3) ABL Nr. L 90 vom 1. 4. 1984, 5. 10.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2075/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Rohtabak

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42
und 43,

auf Vorschlag der Kommission (),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des Gemeinsa-
men Marktes geht die Gestaltung einer gemeinsamen Agrar-
politik Hand in Hand; sie muf insbesondere gemeinsame
Marktorganisationen einschliefen, welche je nach Erzeugnis
verschiedene Formen annehmen kénnen.

Die Gemeinsame Agrarpolitik soll zur Verwirklichung der in
Artikel 39 des Vertrages genannten Ziele fiithren, d. h. sie
soll im Rohtabaksektor die Mirkte stabilisieren und der
betreffenden landwirtschaftlichen Bevolkerung eine ange-
messene Lebenshaltung gewihrleisten. Diese Ziele lassen
sich durch eine Anpassung der Rohstoffe an den Bedarf
erzielen, wobei die Anpassung in erster Linie auf einer
qualitatsorientierten Politik beruht.

Die derzeitige Lage auf dem Tabakmarkt ist durch ein
Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage gekenn-
zeichnet und macht eine grundlegende Anderung der bislang
anwendbaren Gemeinschaftsregelung unter Beibehaltung

dieses Anbaus durch die traditionellen Erzeuger erforderlich. .

Es gilt, die Marktverwaltungsmechanismen zu vereinfachen
und eine Produktionsregulierung zu gewihrleisten, die nicht
nur den Marktbediirfnissen und den Haushaltserfordernis-
sen, sondern auch dem verstiarkten Kontrollbedarf gerecht
wird, um auf diese Weise sicherzustellen, daff mit den
Verwaltungsmechanismen die Ziele der gemeinsamen
Marktorganisation voll erreicht werden.

Die verschiedenen Tabaksorten lassen sich je nach Anbau-
verfahren und Produktionskosten sowie aufgrund der im
internationalen Handel verwendeten Bezeichnungen in
bestimmte Gruppen einteilen.

Die Wettbewerbslage auf dem Tabakmarkt macht eine
Stiitzung der traditionellen Tabakerzeuger erforderlich. Die-
se Stiitzung muf auf einer Primienregelung beruhen, die den
Absatz des Tabaks in der Gemeinschaft erméglicht.

Eine wirksame Verwaltung der Primienregelung 14t sich

durch Anbauvertriage zwischen dem Tabakpflanzer und dem

(*) ABL Nr. C 295 vom 14. 11. 1991, S. 10.
(2) ABL. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992,
(*) ABL Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 18.

Erstverarbeitungsunternehmen gewihrleisten, da sie zum
einen den Tabakpflanzern einen sicheren Absatz und zum
anderen den Verarbeitungsunternehmen eine regelmiflige
Versorgung garantieren. Wenn das Verarbeitungsunterneh-
men dem Erzeuger zum Zeitpunkt der Anlieferung des
Tabaks, der Gegenstand des Vertrages ist und bestimmten
Qualititsanforderungen entspricht, einen Betrag in Hohe der
Pramie zahlt, so wird zur Stiitzung der Tabakbauern beige-
tragen und gleichzeitig die Verwaltung der Primienregelung
erleichtert.

Um die Tabakerzeugung in der Gemeinschaft zu begrenzen
und den Anbau von Sorten, die sich schwer absetzen lassen,
zu drosseln, ist eine allgemeine Garantiehochstschwelle fir
die Gemeinschaft festzulegen, und jihrlich auf spezielle
Garantieschwellen fiir die einzelnen Sortengruppen aufzutei-
len.

Um die Einhaltung der Garantieschwellen zu gewihrleisten,
ist fir eine begrenzte Zeit eine Verarbeitungsquotenregelung
einzufiihren. Es obliegt den Mitgliedstaaten, im Rahmen der
festgesetzten Garantieschwellen Verarbeitungsquoten vor-
iibergehend auf die einzelnen Unternehmen zu verteilen. Zu
diesem Zweck sind entsprechende Gemeinschaftsvorschrif-
ten einzufiithren, die eine gerechte Verteilung sicherstellen,
wobei von den in der Vergangenheit verarbeiteten Mengen
auszugehen ist und festgestellte anomale Produktionen unbe-
riicksichtigt bleiben miissen. Die erforderlichen Mafinah-
men, die eine spitere ‘Aufteilung der Quoten auf die Erzeuger
unter zufriedenstellenden Bedingungen erlauben, werden
getroffen werden. Mitgliedstaaten, die iiber die benétigten
Daten verfiigen, kénnen die Quoten den Erzeugern anhand
der in der Vergangenheit erzielten Ergebnisse zuteilen.

Die Erstverarbeitungsunternehmen diirfen in keinem Fall
Anbauvertriage fir Mengen schliefen, die iiber die ihnen
jeweils zugeteilte Verarbeitungsquote hinausgehen. Infolge-
dessen ist die Erstattung des Primienhochstbetrags auf die
Menge zu begrenzen, die der Verarbeitungsquote ent-
spricht.

Es empfiehlt sich, die Primienregelung wie auch die Rege-
lung zur Produktionssteuerung zunichst bis 1997 einzufith-
ren, damit diese anhand der bis dahin gemachten Erfahrun-
gen iiberprift und gegebenenfalls fir die Zeit danach
entsprechend angepaflt werden kénnen.

Die Sanierung des Tabakmarktes und die Qualititsverbesse-
rung der Produktion lassen sich durch verschiedene MafSnah-
men der Produktionsausrichtung begiinstigen. Hierzu gehort
vor allem eine Sonderbeihilfe, die es den Erzeugergemein-
schaften ermoglichen wird, die Organisation und Ausrich-
tung der Erzeugung zu verbessern. Dank eines Forschungs-
programms, das durch einen von der Primie einbehaltenen
Betrag finanziert werden soll, wird sich die Tabakerzeugung
so ausrichten lassen, daf sie im Bereich der 6ffentlichen
Gesundheit besser den gemeinschaftlichen Anforderungen
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entspricht. Angesichts der Bedeutung des Anbaus der Sorten
Mavra, Tsebelia, Forchheimer Havanna IIc und Geudert-
heimer Hybriden fiir die Wirtschaft bestimmter Gebiete in
der Gemeinschaft ist schlieflich ein Umstellungsprogramm
fiir Erzeuger dieser Sorten durchzufiihren.

Die Verwirklichung eines Binnenmarktes erfordert die Ein-
filhrung einer einheitlichen Regelung fiir den Handel mit
Drittlandern.

Es kann auf jegliche mengenmifliige Beschrinkung an den
Auflengrenzen der Gemeinschaft verzichtet werden. Um
jedoch den Gemeinschaftsmarkt in auflergewdhnlichen
Situationen, die méglicherweise zu Marktstérungen fiihren,
nicht ungeschiitzt zu lassen, muff der Gemeinschaft die
Moéglichkeit gegeben werden, umgehend alle erforderlichen
Mafinahmen zu treffen.

Unvorhergesehene Marktentwicklungen koénnen Sonder-
mafSnahmen zur Stiitzung des Marktes erforderlich machen,
die von der Kommission zu beschliefen sind.

Die Vollendung des Binnenmarktes wire gefihrdet, wenn
bestimmte Beihilfen gewahrt werden. Infolgedessen sollten
diejenigen Bestimmungen des Vertrages im Tabaksektor zur
Anwendung gelangen, auf deren Grundlage die von den
Mitgliedstaaten gewihrten Beihilfen beurteilt und gegebe-
nenfalls verboten werden kénnen, wenn sie mit dem Gemein-
samen Markt unvereinbar sind.

Esist die finanzielle Verantwortlichkeit der Gemeinschaft fiir
Ausgaben vorzusehen, die den Mitgliedstaaten aufgrund der
sich aus dieser Verordnung ergebenden Verpflichtungen
gemifS der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom
21. April 1970 iber die Finanzierung der gemeinsamen
Agrarpolitik (!) entstehen.

Die Erfahrung hat gezeigt, dafl die Kontrollen im Tabaksek-
tor verstirkt werden miissen. Gegebenenfalls konnten
bestimmte Kontrollbefugnisse an eine unabhingige Kontroll-
stelle iibertragen werden, um den besonderen Erfordernissen
dieses Marktes gerecht zu werden.

Die gemeinsame Marktorganisation fiir Rohtabak mufl.

zugleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages
vorgesehenen Zielen in geeigneter Weise Rechnung tragen.

Der Ubergang von der Regelung, die mit Verordnung (EWG)
Nr. 727/70 des Rates vom 21. April 1970 tber die Errich-
tung einer gemeinsamen Marktorganisation fiir Rohta-
bak (2) eingefithrt wurde, zu der mit dieser Verordnung
vorgesehenen Regelung muf unter bestméglichen Bedingun-
gen erfolgen. Zu diesem Zweck miissen unter Umstanden
Ubergangsmafnahmen durchgefiihrt werden. Auflerdem
empfiehlt es sich vorzusehen, daf§ die Neuregelung erst ab der
Ernte 1993 voll anwendbar ist —

() ABIL. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 13. Zuletzt geindert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2048/88 (ABl. Nr. L 185 vom
15.7.1988,S. 1).

(2) ABI. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 1. Zuletzt geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 860/92 (ABL. Nr.L 91vom 7. 4.1992,
S. 1).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die gemeinsame Marktorganisation fiir Rohtabak umfafSt:
— eine Pramienregelung;

— Maflnahmen zur Produktionsausrichtung und -regulie-
rung;

— eine Regelung fiir den Handel mit Drittlandern.

Sie gilt fiir unverarbeiteten Tabak und fiir Tabakabfille des
KN-Codes 2401.

Artikel 2

Die Rohtabaksorten werden in folgende Gruppen einge-
teilt:

a) Flue cured:

heif8luftgetrockneter Tabak, wobei Luftzirkulation,
Temperatur und Luftfeuchtigkeit einer genauen Kontrol-
le unterliegen;

b) Light air cured:

unter Dach getrockneter Tabak, der keiner Fermentation
unterworfen wird;

¢) Dark air cured:

unter Dach getrockneter Tabak, der vor der Vermark-
tung einer Fermentation unterworfen wird;

d) Sun cured:

sonnengetrockneter Tabak;

e) Fire cured:

feuergetrockneter Tabak;
f) Basmas (sun cured);
g) Katerini (sun cured);

h) Klassischer Kaba Koulak (sun cured) und Zhnliche
Sorten.

Die verschiedenen Sorten jeder Gruppe sind im Anhang
aufgefiihrt.

TITEL I

Primienregelung

Artikel 3

(1)  Ab der Ernte 1993 wird eine Primienregelung einge-
fiihre, die bis zur Ernte 1997 Anwendung findet. Dabei gilt
jeweils ein Einheitsbetrag fiir Tabaksorten ein und derselben
Gruppe.
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(2) Fir die in Belgien, Deutschland und Frankreich
angebauten Tabaksorten flue cured, light air cured und dark
air cured wird jedoch ein zusitzlicher Betrag gewihrt, der
50% des Unterschieds ausmacht, welcher zwischen der fiir
diesen Tabak gemif Absatz 1 und der fiir die Ernte 1992
gewihrten Pramie besteht.

(3)  Mit dieser Pramie soll zum einen der Erzeuger im
Rahmen einer dem Marktbedarf entsprechenden Produktion
eine Einkommensstiitzung erhalten und zum anderen der
Absatz von in der Gemeinschaft erzeugtem Tabak ermoglicht
werden.

Artikel 4

(1)  Der Rat setzt nach dem Verfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages die Primie und den zusitzlichen
Pramienbetrag je Ernte fest und beriicksichtigt dabei unter
Zugrundelegung normaler Wettbewerbsbedingungen vor
allem die bisherigen und voraussichtlichen Absatzméglich-
keiten der verschiedenen Tabake auf dem Markt der Gemein-
schaft und dém Weltmarkt.

(2)  Die Festsetzung des Primienbetrags erfolgt:

a) je Kilogramm Tabakblitter, die keiner Erstverarbeitung
und Aufbereitung unterzogen wurden;

b) fiir jede einzelne Rohtabakgruppe.

Artikel §

Die Gewihrung der Priamie ist insbesondere an folgende
Bedingungen gekniipft:

a) Der Tabak mufl aus einem fiir jede einzelne Sorte
festgelegten Produktionsgebiet stammen;

b) es miissen Qualitatsvorschriften eingehalten werden;

c) der Erzeuger hat die Tabakblitter im Rahmen eines
Anbauvertrags an das Erstverarbeitungsunternehmen zu
liefern.

Artikel 6

(1)  Der Anbauvertrag enthilt zumindest:

— die Verpflichtung des Erstverarbeitungsunternehmens,
dem Tabakpflanzer bei der Lieferung zusitzlich zum
Kaufpreis einen Betrag in Hohe der Pramie fur die
vertraglich festgesetzte und tatsichlich gelieferte Menge
zu zahlen;

— die Verpflichtung des Tabakpflanzers, dem Erstverarbei-
tungsunternechmen Rohtabak zu liefern, der den Quali-
tatsanforderungen geniigt.

(2)  Die zustindige Stelle erstattet dem Erstverarbeitungs-
unternechmen den Primienbetrag, wenn es schriftlich nach-
weisen kann, dafd der Tabakpflanzer den Tabak geliefert hat

und daf§ der in Absatz 1 genannte Betrag gezahlt worden .

ist.
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Artikel 7

Die Durchfihrungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem Verfahren des Artikels 23 erlassen.

Zu diesen Durchfiihrungsbestimmungen gehéren insbeson-
dere:

— die Abgrenzung der Produktionsgebiete fiir die einzelnen
Sorten;

— die-Qualititsanforderungen an den gelieferten Tabak;

— weitere Bedingungen des Anbauvertrags und letzter
Termin fiir den VertragsabschlufS;

— die etwaige Einfiihrung einer Sicherheit, die das Erst-
verarbeitungsunternehmen bei Beantragung eines Vor-
schusses zu hinterlegen hat, sowie die Bedingungen fir
die Hinterlegung und Freigabe dieser Sicherheit;

— die besonderen Bedingungen fiir die Gewihrung der
Pramie, wenn der Anbauvertrag mit einer Erzeugerge-
meinschaft geschlossen wird;

— dieFestlegung der MafSnahmen, die zu treffen sind, wenn
sich der Tabakpflanzer oder das Erstverarbeitungsunter-
nehmen nicht an ihre Vertragsverpflichtungen halten.

TITEL 11

Produktionsregulierung

Artikel 8

Fiir die Gemeinschaft wird eine allgemeine Hochstgarantie-
schwelle in Héhe von 350 000 Tonnen Rohtabak (Tabak-
blitter) je Ernte festgesetzt. Fiir 1993 gilt jedoch eine
Schwelle von 370 000 Tonnen.

Im Rahmen dieser Schwelle setzt der Rat nach dem Verfahren
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages jahrlich besondere
Garantieschwellen fiir die einzelnen Sortengruppen fest und
beriicksichtigt dabei unter anderem die Marktverhiltnisse
sowie die soziobkonomischen und agronomischen Bedingun-
gen der betroffenen Produktionsgebiete.

Artikel 9

(1)  Um die Einhaltung der Garantieschwellen zu gewéhr-
leisten, wird fiir die Ernten von 1993 bis 1997 eine
Verarbeitungsquotenregelung eingefiihrt.

(2)  Der Rat verteilt nach dem Verfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages je Ernte die fiir die einzelnen
Sortengruppen verfugbaren Mengen auf die Erzeugermit-
gliedstaaten.

(3)  Auf der Grundlage der gemifl Absatz 2 festgesetzten
Mengen und unbeschadet der Anwendung von Absatz §
verteilen die Mitgliedstaaten die Bearbeitungsquoten fiir die
Ernten 1993 und 1994 voriibergehend auf die Erstbearbei-
tungsunternehmen, wobei sie jeweils vom Durchschnitt der
Mengen ausgehen, die bei den einzelnen Sortengruppen
wihrend der letzten drei Jahre vor dem Erntejahr zur
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Bearbeitung angeliefert wurden. Die Erzeugung von 1992
und die Lieferungen aus dieser Ernte werden nicht beriick-
sichtigt. Diese Verteilung greift den Einzelheiten der Vertei-
lung der Bearbeitungsquoten fir die folgenden Ernten nicht
Vvor.

Erstbearbeitungsunternehmen, die ihre Titigkeit nach
Beginn des Bezugszeitraums aufgenommen haben, erhalten
eine Menge im Verhaltnis zum Durchschnitt der Mengen, die
ihnen seit Aufnahme ihrer Tiatigkeit zur Bearbeitung ange-
liefert wurden.

Fiir Erstbearbeitungsunternehmen, die ihre Tatigkeit wih-
rend des Erntejahres oder wihrend des vorhergehenden
Jahres aufnehmen, sehen die Mitgliedstaaten 2% der
Gesamtmengen vor, tber die sie fiir die einzelnen Sorten-
gruppen verfiigen. Im Rahmen dieses Prozentsatzes erhalten
diese Unternehmen eine Menge von héchstens 70 % ihrer
Bearbeitungskapazitit, sofern sie ausreichende Garantien
hinsichtlich der Effizienz und Dauerhaftigkeit ihrer Tatigkeit
bieten.

(4)  Die Mitgliedstaaten konnen jedoch unmittelbar Quo-
ten an Erzeuger verteilen, wenn sie iber die Erzeugung aller
Erzeuger in den drei Jahren vor dem letzten Erntejahr,
bezogen auf die erzeugten und an einen Verarbeiter geliefer-
ten Mengen und Sorten, iiber genaue Angaben verfiigen.

(5)  Bei der Verteilung der Verarbeitungsquoten gemif3
den Absitzen 3 und 4 werden bei der Berechnung der
Bezugserzeugung insbesondere nicht die Rohtabakmengen
beriicksichtigt, die iiber den Héchstgarantiemengen gemifS
der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 lagen.

Gegebenenfalls wird die Erzeugung nur im Rahmen der
Quote beriicksichtigt, die wihrend der betreffenden Jahre
zugeteilt wurde.

Artikel 10

Erstbearbeitungsunternehmen diirfen fiir Mengen, die iiber
die ihnen oder dem Erzeuger jeweils zugeteilte Bearbeitungs-
quote hinausgehen, keine Anbauvertrage schlieffen und keine
Erstattung des Pramienbetrages erhalten.

Artikel 11

Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Titel werden
nach dem Verfahren des Artikels 23 erlassen. Hierzu geho-
ren unter anderem auch die in Artikel 9 Absatz 5 vorgesehe-
nen Berichtigungen bei der Aufteilung der Quoten sowie die
Vorbedingungen fiir die Auswirkungen der Quoten auf die
Erzeuger, insbesondere im Vergleich mit der fritheren
Lage.

TITEL LI

Produktionsausrichtung

Artikel 12

(1) Um das Angebot zu konzentrieren und es qualitativ
den Marktanforderungen anzupassen, wird eine Sonderbei-

hilfe in Héhe von 10 % der Pramie gewahrt, wenn zwischen
einem Erstverarbeitungsunternehmen und einer anerkannten
Erzeugergemeinschaft Anbauvertrige geschlossen werden
und die Lieferungen sich im Rahmen dieser Vertrige auf die
Gesamterzeugung der Mitglieder dieser Erzeugergemein-
schaft erstrecken.

(2) DieSonderbeihilfe wird der Erzeugergemeinschaft zur
Verbesserung der Organisation und Ausrichtung der Erzeu-
gung gezahlt.

(3)  Die Durchfiihrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden von der Kommission nach dem Verfahren des
Artikels 23 erlassen, insbesondere

— die Definition der Erzeugergemeinschaft, die fir die
Sonderbeihilfe in Betracht kommt;

— die Voraussetzungen fiir die Anerkennung der Erzeuger-
gemeinschaft;

— die Vorschriften iiber die Verwendung der Sonderbei-
hilfe.

Artikel 13

(1)  Eswird ein gemeinschaftlicher Forschungs- und Infor-
mationsfonds fiir Tabak eingerichtet. Dieser Fonds wird aus
Betrigen gespeist, die bei der Zahlung der Pramie jeweils in
Héhe von hochstens 1% von der Pramie einbehalten wer-
den.

(2)  Dieser Fonds dient der Finanzierung und Koordinie-
rung von Forschungs- und Informationsprogrammen, die die
schadlichen Auswirkungen von Tabak sowie geeignete Maf3-
nahmen zur Privention und Heilung erforschen und aufer-
dem die gemeinschaftliche Erzeugung auf die méglichst
harmlosen Tabaksorten und -qualititen ausrichten.

(3)  Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 23 erlassen.

Artikel 14

Die Kommission beschlieffit nach dem Verfahren des Arti-
kels 23 ein Dreijahresprogramm zur Umstellung des Anbaus
der Sorten Mavra, Tsebelia, Forchheimer Havanna Ilc und
Geudertheimer Hybriden sowie auf andere besser der Markt-
nachfrage entsprechende Sorten oder andere landwirtschaft-
liche Erzeugnisse. Mit der Durchfithrung dieses Programms
soll mit der Ernte 1993 begonnen werden. In diesem
Programm koénnen Sondermainahmen zum Ausgleich
umstellungsbedingter Einkommenseinbuflen vorgesehen
werden. '

TITEL IV

Regelung fiir den Handel mit Drittlindern

Artikel 15

Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist und
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 23 keine
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anderslautenden Bestimmungen erlidflt, ist im Handel mit
Drittlandern folgendes untersagt:

a) die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung wie
Zolle;

b} die Anwendung mengenmifSiger Beschrinkungen oder
Maflnahmen gleicher Wirkung.
Artikel 16

(1)  Wird in der Gemeinschaft der Markt fiir in Artikel 1

genannte Erzeugnisse aufgrund von Einfuhren oder Ausfuh-

ren ernstlichen Stérungen ausgesetzt oder von ernstlichen
Stérungen bedroht, die méglicherweise die Ziele des Arti-
kels 39 des Vertrages gefihrden, so kénnen im Handel mit
Drittlindern geeignete Mafinahmen angewandt werden, bis
die tatsichliche oder die drohende Stérung behoben ist.

(2)  Tritt die in Absatz 1 erwihnte Lage ein, so beschliefit
die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von
sich aus die erforderlichen Maffnahmen; diese werden den
Mitgliedstaaten mitgeteilt und sind unverziiglich anzuwen-
den. Ist die Kommission mit einem Antrag eines Mitglied-
staats befafSt worden, so entscheidet sie hieriiber innerhalb
von 24 Stunden nach Eingang des Antrags.

(3)  Jeder Mitgliedstaat kann die Mafinahme der Kommis-
sion binnen einer Frist von hochstens drei Arbeitstagen nach
dem Tag ihrer Mitteilung dem Rat vorlegen. Der Rat tritt
unverziiglich zusammen. Er kann die betreffende Mainahme
mit qualifizierter Mehrheit dndern oder aufheben.

TITEL V

Allgemeine und Ubergangsbestimmungen

Artikel 17

Zur Bewiltigung unvorhergesehener Marktsituationen kén-
nen nach dem Verfahren des Artikels 23 auflergewohnliche
Marktstiitzungsmaflinahmen getroffen werden. Diese Maf3-
nahmen dirfen nur in dem zur Marktstiitzung unbedingt
erforderlichen Ausmaf und fiir die unbedingt erforderliche
Zeit getroffen werden.

Artikel 18

Sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist,
gelten die Artikel 92, 93 und 94 des Vertrages fir die
Erzeugung und den Handel mit den in Artikel 1 genannten
Erzeugnissen.

Artikel 19

Die aufgrund der Titel I und III entstandenen Ausgaben
gelten als Ausgaben im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 729/70.
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Artikel 20

(1)  Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maf3-
nahmen, um die Einhaltung der Gemeinschaftsvorschriften
im Rohtabaksektor zu gewihrleisten. Zu diesem Zweck
teilen sie der Kommission binnen sechs Monaten nach
Annahme dieser Verordnung mit, welche praktischen Ver-
waltungs- und Kontrollbestimmungen sie zu verabschieden
gedenken. Binnen drei Monaten 'nach dieser Mitteilung
genehmigt die Kommission diese Bestimmungen bzw. fordert
die notwendigen Berichtigungen. Im letztgenannten Fall hat
der Mitgliedstaat seine Mafinahmen binnen kiirzester Zeit
entsprechend anzupassen. Jede Anderung einzelstaatlicher
Bestimmungen ist der Kommission unverziiglich von den
Mitgliedstaaten mitzuteilen und wird von der Kommission
nach den gleichen Regeln gepriift.

(2)  Jeder Erzeugermitgliedstaat richtet entsprechend sei-
ner Rechtsordnung eine besondere Stelle ein, die bestimmte
Kontrollen und Aufgaben im Rahmen der gemeinschaftli-
chen Tabakregelung wahrnimmt. Die Mitgliedstaaten, deren
Garantieschwelle gemif§ Artikel 9 Absatz 2 unter 45 000
Tonnen liegt, kénnen von der Errichtung einer solchen Stelle
absehen.

(3) Diese Stelle geniefSt vollige Verwaltungsautonomie
und sie wird vom betreffenden Mitgliedstaat mit den Befug-
nissen ausgestattet, die zur Erfiillung der ihr tibertragenen
Aufgaben erforderlich sind.

Sie setzt sich aus Bediensteten zusammen, deren Anzahl und

" Ausbildung der Durchfithrung der obengenannten Aufgaben

gerecht werden.

(4) Der betreffende Mitgliedstaat stellt auf Vorschlag
dieser Stelle vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen
Haushaltsvoranschlag und ein Tatigkeitsprogramm auf, um
die ordnungsgemifle Anwendung der Primienregelung
sicherzustellen. Beides wird der Kommission vom Mitglied-
staat iibermittelt. Die Kommission kann vom Mitgliedstaat
unbeschadet dessen Eigenverantwortlichkeit jede Anderung
am Voranschlag und am Programm verlangen, die sie fiir
zweckmiflig hilt.

Vertreter der Kommission kénnen jederzeit die Arbeiten in
der Kontrollstelle verfolgen.

Die Kontrollstelle iibermittelt dem Mitgliedstaat und der
Kommission in regelmifligen Abstinden Titigkeitsberichte.
Darin sind moglicherweise aufgetretene Schwierigkeiten
aufzufithren und gegebenenfalls Verbesserungsvorschlige
fiir die Kontrollregelung zu formulieren.

(5) Die tatsichlichen Ausgaben der Kontrollstelle werden
zu 50% aus dem Gesamthaushaltsplan der Europiischen
Gemeinschaften gedeckt, der Rest wird von dem betreffen-
den Mitgliedstaat finanziert.

(6)  Der jahrliche Betrag fiir die tatsichlichen Ausgaben
nach Absatz 5 wird von der Kommission auf der Grundlage
der Angaben der betreffenden Mitgliedstaaten beschlossen.
Der Betrag wird gewihrt, nachdem die Kommission festge-
stellt hat, dafl die fragliche Kontrollstelle eingerichtet worden
ist und ihre Aufgaben durchgefiihrt hat. Um die Einrichtung
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und die Tatigkeit der Kontrollstelle zu erleichtern, kann der
fragliche Betrag im Laufe des Jahres ratenweise vorgestreckt
werden; als Grundlage dient der Jahresetat der Kontrollstel-
le, der im Einvernehmen zwischen dem Mitgliedstaat und der
Kommission bis Ende Oktober des jeweils folgenden Jahres
festgelegt wird.

(7) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maf-
nahmen, damit die gemaf$ den Absitzen 2 bis 4 benannten
Kontrollbediensteten

— Zugang zu den Produktions-, Verarbeitungs- und Ver-
marktungseinrichtungen erhalten,

— von den Buchfiithrungsdaten oder sonstigen Dokumenten
Kenntnis erhalten, die sie fiir ihre Kontrollen und die
Anfertigung von Durchschriften und Ausziigen benéti-
gen,

— alle sonstigen zweckdienlichen Informationen anfordern

kénnen.

(8) Die Kommission erlifit die Durchfithrungsbestim-
mungen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des Arti-
kels 23.

Artikel 21

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich gegen-
seitig die zur Durchfithrung dieser Verordnung erforderli-
chen Angaben mit. Die Einzelheiten der Mitteilung und der
Bekanntgabe dieser Angaben werden nach dem Verfahren
des Artikels 23 festgelegt.

Artikel 22

Es wird ein Verwaltungsausschuf8 fiir Tabak — im folgenden

»Ausschuff* genannt — eingesetzt, dem Vertreter der Mit-

gliedstaaten angehoren und der unter dem Vorsitz eines
Vertreters der Kommission zusammentritt.

Artikel 23

(1)  Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuff einen Entwurf der zu treffenden Mafinahmen. Der
Ausschuff gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Bertick-
sichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festset-
zen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abge-
geben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages fur die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu

fassenden Beschliisse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im -

Ausschufl werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied-
staaten gemifl dem vorgenannten Artikel gewogen. Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil.

(2)  Die Kommission erlafit MafSnahmen, die unmittelbar
gelten. Stimmen sie jedoch mit der Stellungnahme des
Ausschusses nicht iiberein, so werden diese Mafinahmen
sofort von der Kommission dem Rat mitgeteilt. In diesem Fall
gilt folgendes. Die Kommission kann die Durchfithrung der
von ihr beschlossenen MafSnahmen um einen Zeitraum von
hochstens einem Monat von dieser-Mitteilung an verschie-
ben.

(3) Der Rat kann innerhalb des in dem vorstehenden
Absatz genannten Zeitraums mit qualifizierter Mehrheit
einen anderslautenden Beschluf fassen.

Artikel 24

Der Ausschuf$ kann jede andere Frage priifen, die ihm der
Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines
Mitgliedstaats vorlegt.

Artikel 25

Bei der Durchfiihrung dieser Verordnung ist zugleich den in
den Artikeln 39 und 110 des Vertrages genannten Zielen in
geeigneter Weise Rechnung zu tragen.

Artikel 26

Vordem 1. April 1996 unterbreitet die Kommission dem Rat
einen Vorschlag iiber die in den Titeln I und II vorgesehenen
und ab der Ernte 1998 anwendbaren Regelungen. Der Rat
beschliefit nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des
Vertrages tiber diesen Vorschlag.

Artikel 27
Sollten Ubergangsmafdnahmen erforderlich sein, um den
Ubergang von der mit Verordnung (EWG) Nr. 727/70
eingefiihrten Regelung zur Regelung der vorliegenden Ver-
ordnung zu erleichtern, so werden diese Maffnahmen nach
dem Verfahren des Artikels 23 erlassen.

Artikel 28
Die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 wird mit Beginn der
Ernte 1993 ungiiltig. ‘

- Artikel 29

Diese Verordnung gilt ab der Ernte 1993.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA
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EINTEILUNG DER TABAKSORTEN IN TABAKGRUPPEN

FLUE CURED

Virginia

Virginia D und seine Hybriden
Bright

LIGHT AIR CURED

Burley

Badischer Burley und seine Hybriden
Maryland

DARK.AIR CURED

Badischer Geudertheimer, Pereg, Korso
Paraguay und Hybriden

Dragon vert und Hybriden

Philippin

Petit Grammont (Flobecq)

" Semois

Appelterre

Nijkerk

Misionero und Hybriden
Rio Grande und Hybriden
Forchheimer Havanna Ilc
Nostrano del Brenta
Resistente 142

Gojano

Geudertheimer und Hybriden

Iv.

VL

VIIL

VIIL

Beneventano
Brasile Selvaggio und #hnliche Sorten
Fermentierter Burley

Havanna

FIRE CURED
Kentucky und Hybriden
Moro di Cori

Salento

SUN CURED

Xanti-Yaka

Perustitza

Samsun

Erzegovina und zhnliche Sorten
Myrodata Smyrnis, Trapezous und Phi I
Nicht klassischer Kaba Koulak

Tsebelia

Mavra
Basmas
Katerini und ahnliche Sorten

Klassischer Kaba Koulak
Elassona
Myrodata Agrinion

Zichnomyrodata
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2076/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

zur Festsetzung der Primien fiir Tabakblitter nach Tabakgruppen sowie der Garantie-
schwellen, verteilt nach Sortengruppen und Mitgliedstaaten

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europaischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 (iber die gemeinsame Marktorganisation
fiir Rohtabak (1), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1, Arti-
kel 8 Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (2),

nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (4),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Bei der Festsetzung der Primien im Sektor Rohtabak ist den
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik Rechnung zu tragen.
Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere darauf ab,
der landwirtschaftlichen Bevolkerung eine angemessene
" Lebenshaltung zu erméglichen, die Versorgung sicherzustel-
len und fiir die Belieferung der Verbraucher zu angemessenen
Preisen Sorge zu tragen. Der Betrag der Primien mufl
insbesondere den Absatzméglichkeiten der verschiedenen
Tabaksorten in der Vergangenheit und in der Zukunft unter
normalen Wettbewerbsbedingungen Rechnung tragen.

Die Artikel 8 und 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2075/92
sehen jeweils in Absatz 2 die jahrliche Aufteilung der Garan-
tieschwellen fiir jede Sortengruppe zwischen den Erzeuger-
mitgliedstaaten vor. Es ist angezeigt, die Hohe dieser Schwel-
len fiir die Ernten 1993 und 1994 festzusetzen, wobei
insbesondere den Marktbedingungen sowie den soziookono-
mischen und landwirtschaftlichen Bedingungen der betref-
fenden Erzeugungsgebiete Rechnung zu tragen ist —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fiir die Ernte 1993 werden der Betrag der in Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 genannten Primie fiir jede
Rohtabakgruppe und die jeweiligen Zusatzbetrige in
Anhang I der vorliegenden Verordnung festgesetzt. -

Artikel 2

Fiir die Ernten 1993 und 1994 werden die in den Artikeln 8
und 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 genannten
Garantieschwellen je Sortengruppe und je Mitgliedstaat in
Anhang Il der vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am' 30. Juni 1992.

1) Siehe Seite 70 dieses Amtsblatts.

(*)

(3) ABL Nr. C 295 vom 14. 11, 1991, S. 17.
(3) ABL Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.

(*) ABL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 18.

4

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA
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PRAMIEN FUR TABAKI.ELATTER DER ERNTE 1993
1 - 11 I v v VI vii vl
Flue cured | Light air cured | Dark air cured | ~Fire cured Sun cured Basmas Katerini u. 4. | Kaba Koulak
(ECU/kg) 2,273 1,818 1,818 2,000 1,818 3,000 2,545 1,818‘
ZUSI.\TZBETRAGE
Sorte ECU/kg ‘

Badischer Geudertheimer, Pereg, Korso 0,356

Badischer Burley E und Hybriden 0,7576>9

Virginia D, Virginia und Hybriden | _6,325

Paraguay und Hybriden, Dragon vert und I;-I;lw-riden, Philippin, Petit Grammont -

(Flobecq), Semois, Appelterre 0,265

Nijkerk 0,155

-Misionero und Hybriden, Rio Grande und Hybriden 0,169
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VERARBEITUNGSQUOTEN 1993

91
Dark air cured

21 800
9000

13 000
3500
1900

49 200

v
Fire cured

9100

30

9130

\'%
Sun cured

15 000
20 650

35650

VERARBEITUNGSQUOTEN 1994

11
Dark air cured

30.7.92
I | | G

Flue cured | Light air cured
Italien 47 600 51 600
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2077/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

. iiber Branchenverbinde und -vereinbarungen im Tabaksektor

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN ~—

gestitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42
und 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die mittel- und langfristigen Aussichten auf dem Gemein-
schafts- und dem Weltmarkt fiir landwirtschaftliche Erzeug-
nisse erfordern die Anpassung bestimmter Instrumente der
gemeinsamen Agrarpolitik, um das Markigleichgewicht wie-
derherstellen zu konnen. Diese Anpassungen, die insbeson-
dere einen flexibleren Einsatz der institutionellen Marktstiit-
zungsinstrumente umfassen, verlangen eine Anderung des
Verhaltens der betreffenden Wirtschaftsbeteiligten im Hin-
blick auf eine bessere Beriicksichtigung der Marktgegeben-
heiten.

Auf Initiative einzelner oder bereits zusammengeschlossener
Wirtschaftsunternehmen gegriindete Branchenverbinde, auf
die ein wesentlicher Anteil der verschiedenen Erwerbszweige
der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung im Tabak-
sektor entfillt, konnen zu einer besseren Beriicksichtigung
der Marktrealititen und zu einem Wirtschaftsverhalten
beitragen, das die Kenntnis bzw. die Regelung der Erzeu-
gung, der Verarbeitung und der Vermarktung verbessert.
Bestimmte Mafinahmen dieser Verbinde kénnen zu einem
besseren Marktgleichgewicht und somit zur Verwirklichung
der Ziele von Artikel 39 des Vertrages beitragen. Es sind die
Mafinahmen festzulegen, die einen solchen Beitrag der
Branchenverbinde darstellen.

Es erscheint daher angebracht, die Branchenverbinde beson-
ders anzuerkennen, die auf regionaler, tiberregionaler oder
gemeinschaftlicher Ebene den Nachweis einer bestimmten
Reprisentativitit erbringen und mit ihren Mafinahmen die
obengenannten Ziele fordern. Diese Anerkennung muff von
den Mitgliedstaaten oder der Kommission nach Mafigabe des
Titigkeitsbereichs des Branchenverbandes erteilt werden.

Um bestimmte Maffnahmen der Branchenverbinde zu ver-
starken, die fiir die geltende Regelung der gemeinsamen
Marktorganisation fiir Tabak von besonderem Interesse
sind, ist die Moglichkeit vorzusehen, die von diesen Verbin-

(t) ABL Nr. C 295 vom 14. 11. 1991, S.5.
(2) ABL. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.
(3) ABIL. Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 31.

den fiir ihre Mitglieder erlassenen Regeln unter bestimmten
Voraussetzungen auf die nicht angeschlossenen Erzeuger
und Zusammenschliisse einer oder mehrerer Regionen aus-
zudehnen. Auferdem ist angezeigt, bei den nicht angeschlos-
senen Unternehmen Voll- oder Teilbeitrige zur Deckung der
aus der Durchfiuhrung dieser Mafinahmen entstehenden
anderen Kosten als Verwaltungskosten zu erheben. Diese
Moglichkeit muff im Rahmen eines Verfahrens in Anspruch
genommen werden kénnen, das die Rechte der betreffenden
soziobkonomischen Kreise und insbesondere die Wahrung
der Verbraucherinteressen gewihrleistet.

Sonstige Mafinahmen der anerkannten Branchenverbinde
konnen von allgemeinem wirtschaftlichem oder technischem
Interesse fiir den Tabaksektor sein und daher auch den nicht

- angeschlossenen Unternehmen der beteiligten Erwerbszwei-

ge zugute kommen. In diesen Fillen erscheint es gerechtfer-
tigt, bei den nicht angeschlossenen Unternehmen Beitrige
zur Deckung der unmittelbar aus der Durchfilhrung der
betreffenden Mafinahmen entstehenden anderen Kosten als
Verwaltungskosten zu erheben.

Zur ordnungsgemiflen Durchfilhrung dieser Regelung ist
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
und der Kommission sicherzustellen und dieser eine stindige
Kontrollbefugnis zu tibertragen, insbesondere hinsichtlich
der Anerkennung regional oder tberregional titiger Bran-
chenverbinde und der von diesen geschlossenen Vereinba-
rungen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen.

Zur Information der Mitgliedstaaten und der Offentlichkeit
sind zu Beginn jedes Jahres das Verzeichnis aller Branchen-

' verbinde, denen im vergangenen Jahr die Anerkennung

erteilt oder entzogen wurde, sowie die Regeln, die auf die
gesamte Erzeugnisbranche ausgedehnt wurden, unter Anga-
be deren Geltungsbereichs zu verdffentlichen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen fiir die Aner-
kennung und die Titigkeit von Branchenverbinden im
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation fiir Tabak.

Artikel 2

Im Rahmen dieser Verordnung werden Branchenverbinde
anerkannt, ’ ’

1. in denen die Vertreter mehrerer Wirtschaftstitigkeiten
im Zusammenhang mit Erzeugung, Verarbeitung und
Vermarktung von Tabak zusammengeschlossen sind,
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2. die auf Initiative aller oder eines Teils der in ihnen
zusammengeschlossenen Organisationen oder Vereini-
gungen gegriindet wurden und :

3. ineiner oder mehreren Regionen der Gemeinschaft oder
in der gesamten Gemeinschaft mehrere der folgenden
Maflinahmen — soweit erforderlich unter Beriicksichti-
gung der Verbraucherinteressen — betreiben:

a) Mitwirkung an einer besseren Koordinierung des
Absatzes von Tabakblittern oder -ballen,

b) Ausarbeitung von Standardvertrigen in Uberein-
stimmung mit dem Gemeinschaftsrecht,

c) Verbesserung der Marktkenntnis und -transpa-
renz,

d) verstirkte Valorisierung der Erzeugnisse, insbeson-
dere durch Marketing und die Suche nach neuen
Verwendungsmoglichkeiten ohne Gefihrdung der
Volksgesundheit, .

e¢) Ausrichtung des Sektors auf Erzeugnisse, die den
Bediirfnissen des Marktes und den Gesundheitsan-
forderungen besser entsprechen,

f) Entwicklung von Verfahren zum geringeren Einsatz
von Pflanzenschutzmitteln unter Wahrung der
Erzeugnisqualitit sowie des Bodenschutzes,

g) Entwicklung von produktions- und verarbeitungs-
technischen Verfahren und Geriten zur Verbesse-
rung der Produktqualitit,

h) Verwendung von zertifiziertem Saatgut und Férde-
rung der Qualititskontrolle.

Artikel 3

(1)  Die Mitgliedstaaten erkennen auf Antrag die in ihrem
Hoheitsgebiet niedergelassenen Branchenverbande an, die

a) ihre Titigkeiten innerhalb dieses Gebiets auf regionaler
oder iiberregionaler Ebene ausiiben,

b) in ihrem Aktionsbereich und den vertretenen Erwerbs-
zweigen einen wesentlichen Anteil der Erzeugung und/
oder des Handels vertreten; wenn der Branchenverband
einen iiberregionalen Aktionsbereich abdeckt, muff er
eine Mindestreprisentativitit fiir jede der angeschlosse-
nen Branchen in allen betroffenen Regionen nachwei-
sen,

c) mehrere Maffnahmen nach Artikel 2 Nummer 3 betrei-
ben,

d) selbst keine Vorginge der Erzeugung, Bearbeitung oder
Vermarktung der unter die Marktorganisation nach
Artikel 1 fallenden Erzeugnisse abwickeln.

(2)  Vor der Anerkennung teilen die Mitgliedstaaten der
Kommission die Branchenverbinde, die einen Antrag auf
Anerkennung gestellt haben, mit allen zweckdienlichen
Angaben iiber die in ihnen zusammengeschlossenen
Erwerbszweige, ihre Reprisentativitit, die von ihnen betrie-
benen MafSnahmen und allen anderen notwendigen Beurtei-
lungsgrundlagen mit.

Innerhalb von sechzig Tagen nach der Mitteilung kann die
Kommission die Anerkennung ablehnen.

(3) Die Mitgliedstaaten entzichen die Anerkennung,
wernn

a) die Bedingungen nach dieser Verordnung nicht mehr
erfiillt sind, -

b) der Branchenverband einem der Verbote nach Artikel 7
Absatz 3 zuwiderhandelt, unbeschadet strafrechtlicher
Verfolgung nach einzelstaatlichem Recht,

c) der Branchenverband die Meldepflicht nach Artikel 7
Absatz 2 verletzt.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unverziiglich ihre
Entscheidungen tber die Entziehung von Anerkennungen
mit.

Artikel 4

(1)  Die Kommission erkennt auf Antrag die Branchenver-
binde an, die

a) ihre Titigkeiten auf iiberregionaler Ebene in der Gesamt-
heit oder einem Teil der Hoheitsgebiete mehrerer Mit-
gliedstaaten oder auf Gemeinschaftsebene ausiiben,

b) nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats oder
nach dem Gemeinschaftsrecht gegriindet wurden,

c) Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b), ¢) und d) entspre-
chen.

(2)  Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten, auf deren
Hoheitsgebiet der Branchenverband ansissig ist und seine
Titigkeit ausiibt, die Anerkennungsantrige mit. Die betref-
fenden Mitgliedstaaten kénnen sich innerhalb von zwei
Monaten nach Versand der Mitteilung dufSern.

Die Kommission entscheidet innerhalb von drei Monaten
nach Erhalt des mit allen zweckdienlichen Angaben versehe-
nen Antrags liber die Anerkennung.

(3) Die Kommission entzieht den in Absatz 1 genannten
Verbinden die Anerkennung in den in Artikel 3 Absatz 3
genannten Fillen.

Artikel §

Die Kommission veréffentlicht im Amtsblatt der Europdi-
schen Gemeinschaften, Reihe C, die anerkannten Branchen-
verbinde unter Angabe ihres Wirtschaftsbezirks oder Titig-
keitsgebiets sowie der von ihnen betriebenen Maffnahmen im
Sinne des Artikels 2. Der Entzug von Anerkennungen wird
ebenfalls veroffentlicht.

Artikel 6

Die Anerkennung der Branchenverbinde gilt als Erlaubnis,
die Mafdnahmen gemifS Artikel 2 Nummer 3 unter den
Bedingungen dieser Verordnung zu betreiben.
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Artikel 7

(1) In Abweichung von Artikell der Verordnung
Nr. 26 () gilt Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages nicht fiir
Vereinbarungen und aufeinander abgestimmte Verhaltens-
weisen eines anerkannten Branchenverbandes, die fiir die
Betreibung der in Artikel 2 Nummer 3 aufgefithrten Maf-
nahmen angewendet werden.

(2)  Absatz 1 gilt nur unter der Voraussetzung, daf$

— die Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Ver-
haltensweisen der Kommission mitgeteilt worden sin
und :

— letztere binnen drei Monaten nach der Mitteilung aller

zur Beurteilung notwendigen Informationen nicht festge-

stellt hat, daff diese Vereinbarungen oder aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen mit der Gemeinschafts-
regelung unvereinbar sind.

Die Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Verhal-
tensweisen diirfen erst nach Ablauf dieser Frist in Kraft
gesetzt werden.

(3) Die Feststellung der Unvereinbarkeit mit der Gemein-
schaftsregelung erfolgt in jedem Fall, wenn die betreffenden
Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen '

— eine Abschottung der Mairkte innerhalb. der Gemein-
schaft bewirken konnen,

— das ordnungsgemifle Funktionieren der gemeinsamen
Marktorganisation gefihrden kénnen,

— Wettbewerbsverzerrungen hervorrufen konnen, die zur
Erreichung der von der Branchenmafinahme verfolgten
Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik nicht unabwendbar
sind,

— die Festsetzung von Preisen und Quoten umfaft, vorbe-
haltlich der von den Branchenverbinden zur Anwendung
des spezifischen Gemeinschaftsrechts getroffenen Maf-
nahmen,

— zu Diskriminierungen fithren oder den Wettbewerb fir
einen wesentlichen Teil der betreffenden Erzeugnisse
ausschalten kénnen.

(4)  Stellt die Kommission nach Ablauf der Frist von drei
Monaten gemaf} Absatz 2 zweiter Gedankenstrich fest, daf
die Bedingungen fir die Anwendung dieser Verordnung
nicht erfiillt sind, so erklirt sie, daf§ Artikel 85 Absatz 1 des
Vertrages auf die betreffende Vereinbarung oder abgestimm-
te Verhaltensweise anwendbar ist.

Der Zeitpunkt fiir das Inkrafttreten der Ex{tscheidung darf

nicht vor dem Datum der Mitteilung dieser Entscheidung an’

() Verordnung Nr. 26 des Rates vom 4. April 1962 zur Anwen-
dung bestimmter Wettbewerbsregeln auf die Produktion land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse und den Handel mit diesen Erzeug-
nissen (ABl. Nr. 30 vom 20. 4. 1962, S. 993/62). Geindert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 49 (ABI. Nr. 53 vom 1. 7.
1962, S.1571/62).
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den betreffenden Branchenverband liegen, aufler wenn dieser
falsche Angaben gemacht oder die Ausnahmeregelung nach
Absatz 1 mifbriauchlich in Anspruch genommen hat.

Artikel 8

(1)  Die Branchenverbinde konnen beantragen, daff von
ihnen geschlossene Vereinbarungen oder aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen innerhalb ihrer jeweiligen Titig-
keitsbereiche fiir die Einzelunternehmen und Zusammen-
schliisse, die den im Branchenverband vertretenen Erwerbs-
zweigen nicht angehéren, in der betreffenden Fachbranche
fiir eine begrenzte Zeit verbindlich gemacht werden.

Fir vorgenannte Ausdehnung der Regeln miissen auf die
Branchenverbiande mindestens zwei Drittel der Erzeugung
und/oder des einschligigen Handels entfallen. Wenn der
Antrag auf Verbindlichkeit der Regelungen einen iiberregio-
nalen Anwendungsbereich abdeckt, miissen die Branchen-

“verbinde eine Mindestreprisentativitit fiir jede der ange-

schlossenen Branchen in allen betroffenen Regionen nach-
weisen.

(2)  Die Regeln, deren Ausdehnung beantragt wird, miis-
sen seit mindestens einem Jahr gelten und folgendes betref-
fen: :

a) die Kenntnis der Erzeugung und des Marktes,
b) die Definition von Mindestqualitiatsnormen,

c) die Anwendung von umweltvertriglichen Anbauverfah-
ren,

d) die Festlegung von Mindestanforderungen fiir Verpak-
kung und Aufmachung,

e) die Verwendung von zertifiziertem Saatgut und die
Férderung der Qualitdtskontrolle.

(3) Die Ausdehnung der Regelung unterliegt der Geneh-

migung der Kommission nach dem Verfahren des Arti-
kels 9.

Artikel 9

(1) Die von den Mitgliedstaaten anerkannten Branchen-
verbiande tragen im Zusammenhang mit den von ihnen
vorgeschriebenen Regeln dafiir Sorge, daff die Vereinbarun-
gen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, deren
Ausdehnung auf die Einzelunternehmen oder die nicht
angeschlossenen Zusammenschliisse einer Region oder meh-
rerer bestimmter Regionen geplant ist, den betreffenden
soziobkonomischen Kreisen durch Veréffentlichung zuging-
lich gemacht werden.

Innerhalb von zwei Monaten nach der Veréffentlichung
konnen sich die betroffenen Kreise dazu duflern.

(2)  Nach Ablauf dieser Frist und bevor sie eine Entschei-
dung treffen, teilen die Mitgliedstaaten der Kommission die
Regeln, die sie verbindlich zu machen beabsichtigen, zusam-
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men mit allen zweckdienlichen Angaben mit. Diese Mittei-
lung enthilt alle nach der Veroffentlichung gemifl Absatz 1
eingegangenen Auflerungen sowie eine Beurteilung des Aus-
dehnungsantrags.

(3) Die Kommission sorgt fiir die Veroffentlichung der
Regeln, deren Ausdehnung von den von der Kommission
- gemif$ Artikel 4 anerkannten Branchenverbinden beantragt
wird, im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften, Rei-
he C. Innerhalb von zwei Monaten nach der Veréffentli-
chung konnen sich die Mitgliedstaaten und die betroffenen
soziodkonomischen Kreise dazu duflern.

(4) Handelt es sich bei den Regeln, deren Ausdehnung
beantragt wird, um ,technische Vorschriften“ im Sinne der
Richtlinie 83/189/EWG (1), so wird die Ubermittlung die-
ser Vorschriften an die Kommission gemif Artikel 8 dieser
Richtlinie gleichzeitig mit der in Absatz 2 genannten Mittei-
lung vorgenommen.

Unbeschadet des Absatzes § verweigert die Kommission die
Genehmigung der Regeln, deren Ausdehnung geplant ist,
wenn die Bedingungen fiir die Abgabe einer ausfiihrlichen
Stellungnahme gemifl Artikel 9 der Richtlinie 83/189/
EWG erfillt sind.

(5) Die Kommission trifft ihre Entscheidung binnen drei
Monaten nach der Mitteilung durch die Mitgliedstaaten
gemaf$ Absatz 2 und, bei Anwendung von Absatz 3, binnen
fiinf Monaten nach der Veréffentlichung des Antrags auf
Ausdehnung der Regeln im Amitsblatt der Europdischen
Gemeinschaften.

Die Kommission trifft in jedem Fall eine ablehnende Ent-
scheidung, wenn sie feststellt, daf} durch die Ausdehnung

— der Wettbewerb in einem erheblichen Teil des Gemein-
samen Marktes ausgeschlossen wird,

— der freie Warenverkehr beeintrichtigt wird oder

— die Ziele der Gemeinsamen Agrarpoliti’k oder die Ziele
jeder anderen Gemeinschaftsregelung gefihrdet wer-
den.

(6) Die Regeln, deren Anwendung ausgedehnt wurde,
werden im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften
veréffentlicht.

(7) Werden in Anwendung dieses Artikels die Regeln
eines Branchenverbands fiir die ihm nicht angeschlossenen
Einzelunternehmen und Zusammenschlisse verbindlich
gemacht, so kann, je nach Fall, der betreffende Mitgliedstaat
oder die Kommission diese zur vollen oder teilweisen Ent-
richtung der Mitgliedsbeitrige an den Branchenverband
verpflichten, soweit diese nicht zur Deckung der Verwal-
tungskosten fiir die Durchfithrung dieser Regeln oder aufein-
ander abgestimmten Verhaltensweisen bestimmt sind.

(1) ABIL. Nr. L 109 vom 26. 4. 1983, S. 8. Zuletzt geindert durch
die Richtlinie 90/230/EWG (ABL. Nr. L 128 vom 18. 5. 1990,
S. 15).

Artikel 10

(1)  Sind eine oder mehrere von einem anerkannten Bran-
chenverband betriebene Mafinahmen nach Absatz 2 von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse fiir die Unterneh-
men, deren Tatigkeit im Zusammenhang mit dem oder den
betreffenden Erzeugnissen steht, so kann der Mitgliedstaat,
der die Anerkennung erteilt hat, oder, wenn die Anerken-
nung gemafd Artikel 4 erteilt wurde, die Kommission die dem
Branchenverband nicht angeschlossenen Einzelunternehmen
oder Zusammenschliisse, denen diese MafSnahmen zugute
kommen, zur vollen oder teilweisen Entrichtung der Mit-
gliedsbeitrige an den Branchenverband verpflichten, soweit
diese zur Deckung der unmittelbar aus der Durchfithrung der
betreffenden MafSnahmen entstehenden Kosten bestimmt .
sind und es sich nicht um Verwaltungskosten handelt.

(2)  Die Maflnahmen nach diesem Artikel betreffen

— eine verstirkte Valorisierung der Erzeugnisse, insbeson-
dere durch neue Verwendungsméglichkeiten ohne
Gefihrdung der Volksgesundheit,

— Untersuchungen, die sich auf die Qualititsverbesserung
von Tabakblittern und -ballen erstrecken,

— Entwicklung von Anbauweisen mit geringerem Einsatz
von Pflanzenschutzmitteln unter Gewahrleistung des
Boden- und des Umweltschutzes.

(3) Die betreffenden Mitgliedstaaten teilen der Kommis-
sion eine von ihnen beabsichtigte Beitragspflicht nach
Absatz 1 mit. Sie darf erst nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten nach der Mitteilung an die Kommission in Kraft
treten. Die Kommission kann innerhalb dieser Frist fordern,
daf der Entscheidungsvorschlag ganz oder teilweise verwor-
fen wird, falls das grundsitzliche wirtschaftliche Interesse
nicht begriindet erscheint.

(4)  Sind die Maffnahmen, die von einer von der Kommis-
sion gemifl Artikel 4 anerkannten Branchenvereinigung
betrieben werden, von allgemeinem wirtschaftlichem Inter-
esse, so teilt die Kommission den betreffenden Mitgliedstaa-
ten ihren Entscheidungsentwurf mit. Die Mitgliedstaaten -
auflern sich innerhalb von zwei Monaten ab Versand der
Mitteilung.

Artikel 11

Jede Mafinahme der Mitgliedstaaten oder der Kommission,
mit der dem Branchenverband nicht angeschlossene Einzel-
unternehmen oder Zusammenschliissse zur Zahlung eines
Beitrags verpflichtet werden, wird im Amitsblatt der Euro-
pdischen Gemeinschaften veroffentlicht. Die betreffende
Maflnahme darf erst zwei Monate nach der vorgenannten
Verbffentlichung in Kraft treten.

Artikel 12
Die Durchfiihrungsbestimmungen zu dieser Verordnung
werden nach dem Verfahren des Artikels 23 der Verordnung

(EWG) Nr. 2075/92 (2) erlassen.

(2) Siehe Seite 70 dieses Amtsblatts.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Président
Arlindo MARQUES CUNHA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2078/92 DES RATES
vom 30. Juni 1992

fiir umweltgerechte und den natiirlichen Lebensraum schiitzende landwirtschaftliche Produk-
tionsverfahren

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42
und 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus-
ses (%),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Zur gemeinsamen Agrarpolitik gehort die Beachtung der
Umweltschutzbelange.

Die Mafinahmen zur Verringerung der landwirtschaftlichen
Erzeugung in der Gemeinschaft miissen sich auf die Umwelt
positiv auswirken.

Die Umwelt in der Gemeinschaft wird durch eine Vielzahl
von Faktoren bestimmt und in unterschiedlicher Weise

bedroht.

Mit Hilfe einer geeigneten Beihilferegelung kénnen die
Landwirte durch Einfithrung oder Beibehaltung von Produk-
tionsverfahren, die den erhohten Belangen des Schutzes der
Umwelt und der natiirlichen Ressourcen beziehungsweise
des Erhalts des natiirlichen Lebensraums und der Landschaft
gerecht werden, eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe
iibernehmen.

Eine Beihilferegelung, die darauf abzielt, den Einsatz von
Diinge- und Pflanzenschutzmitteln deutlich einzuschrinken
oder die Anwendung von biologischen Anbauverfahren zu
fordern, ist geeignet, nicht nur zur Verringerung der
Umweltbelastung durch die Landwirtschaft, sondern durch
die Férderung weniger intensiver Produktionsverfahren auch
zur Anpassung der einzelnen Produktionsbereiche an die
Bediirfnisse des Marktes beizutragen.

Die Begrenzung des Viehbestands der Betriebe oder die
Belastung durch Vieh je Hektar kann dazu beitragen,
Schiden fiir die Umwelt zu vermeiden, die sich aus einer zu
intensiven Rinder- und Schafhaltung ergeben. Infolgedessen
muf die Regelung zur Extensivierung bestimmter Erzeugun-
gen gemifd Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91
des Rates vom 15. Juli 1991 zur Verbesserung der Agrar-
struktur (*) in die in dieser Verordnung vorgesehene Rege-
lung eingebunden werden.

(*) ABL Nr. C 300 vom 21. 11. 1991, S. 7.
(2) ABL. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.

(3) ABL Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 25.
() ABL Nr. L 218 vom 6. 8. 1991, S. 1.

Der Anbau von nicht fiir die Erndhrung bestimmten Erzeug-
nissen im Rahmen einer gemeinschaftlichen Flichenstill-
legungsregelung mufl nach Bedingungen erfolgen, die mit
den Erfordernissen des Umweltschutzes in Einklang stehen.
Infolgedessen darf diese Regelung auf solche Erzeugungen
keine Anwendung finden.

Eine Regelung, die die Foérderung der Einfithrung bezie-
hungsweise Beibehaltung von besonderen Produktionsver-
fahren zum Ziel hat, erméglicht es, den spezifischen Belan-
gen des Schutzes der Umwelt und des natiirlichen Lebens-
raums gerecht zu werden und somit dazu beizutragen, die
Ziele des Umweltschutzes zu erreichen.

Viele landwirtschaftliche und lindliche Gebiete der Gemein-
schaft sind zunehmend von Entvélkerung, Erosion, Uber-
schwemmung und Waldbrinden bedroht; durch spezifische
Maflnahmen zur Pflege der Landschaft kénnen diese Gefah-
ren eingedimmt werden.

Angesichts des AusmafSes der Problematik miissen die Rege-
lungen auf alle Landwirte der Gemeinschaft Anwendung
finden, die sich zu den entsprechenden Produktionsverfahren
verpflichten, um die Umwelt und den natiirlichen Lebens-
raum zu schiitzen, zu erhalten und zu verbessern und jede
weitere Intensivierung der landwirtschaftlichen Erzeugung
zu vermeiden.

Die Flichenstillegungsregelung gemifS Artikel 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2328/91 wird durch in die gemeinsamen
Marktorganisationen eingearbeitete Bestimmungen ersetzt.
Gleichwohl ist es aus umweltpolitischen Erwigungen und
zum Schutz der natiirlichen Ressourcen zweckmaifig, eine
Regelung zur langfristigen Stillegung von Ackerflichen ein-
zufiihren.

Mit den in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen
soll fiir die Landwirte ein Anreiz geschaffen werden, sich zu
Produktionsverfahren zu verpflichten, die mit den Belangen
des Schutzes der Umwelt und der Erhaltung des natiirlichen
Lebensraums vereinbar sind und dadurch zum Gleichgewicht
auf den Mirkten beitragen. Einkommensverluste der Land-
wirte durch Produktionsriickgang und/oder Anstieg der
Produktionskosten miissen ausgeglichen werden; ferner muf§
ihr Beitrag zur Verbesserung der Umwelt honoriert wer-
den.

Die Einfithrung von Regeln fiir ein umweltbewufltes Verhal-
ten in der Landwirtschaft durch die Mitgliedstaaten kann
gleichfalls dazu beitragen, die Produktionsverfahren den
Belangen des Umweltschutzes besser anzupassen.

Angesichts der Unterschiedlichkeit der Lage der Umwelt, der
natiirlichen Gegebenheiten und der landwirtschaftlichen
Strukturen in den einzelnen Gebieten der Gemeinschaft
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miissen die geplanten Maffnahmen entsprechend angepafit
werden. Es wire daher zweckmifig, ihre Durchfithrung im
Rahmen gebietsspezifischer Programme fiir die Bewirtschaf-
tung der landwirtschaftlichen oder der aufgegebenen Boden
und gegebenenfalls im Rahmen einzelstaatlicher Regelungen
vorzusehen.

Gemeinschaft und Mitgliedstaaten miissen ihre Anstrengun-
gen auf dem Gebiet der Ausbildung und Unterrichtung
verstarken, um die Einfithrung umweltvertriglicher land-
und forstwirtschaftlicher Produktionsverfahren und nament-
lich die Anwendung von Regeln fiir ein umweltbewufites
Verhalten in der Landwirtschaft und biologische Anbauver-
fahren zu unterstiitzen.

Im Hinblick auf eine grofftmogliche Effizienz dieser Pro-
gramme muf sichergestellt werden, daf§ die erzielten Ergeb-
nisse bekanntgemacht und regelmifig iiberpriift werden.

Diese Mafinahmen miissen zur Verwirklichung bestimmter
spezifischer Ziele beitragen, die in den gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Umweltschutzes
vorgesehen sind.

Da sich die Gemeinschaft an der Mafinahme finanziell
beteiligt, muf sie sich vergewissern kénnen, daff die diesbe-
ziglichen Vorschriften der Mitgliedstaaten zur Verwirkli-
chung der Ziele beitragen. Zu diesem Zweck empfiehlt sich
eine Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 29 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 4253/88 vom 19. Dezember 1988 zur
Durchfithrung der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hin-
sichtlich der Koordinierung der Interventionen der verschie-
denen Strukturfonds einerseits und zwischen diesen und den
Interventionen der Europiischen Investitionsbank und der
sonstigen vorhandenen Finanzinstrumente andererseits (!).

Die Mittel fiir die Durchfithrung der in dieser Verordnung
vorgesehenen Mafinahmen sind zusitzlich zu den Mitteln
‘bereitzustellen, die fiir die Durchfiithrung der Mafinahmen im
Rahmen der Regelung iiber die Strukturfonds namentlich in
den unter Ziel Nr. 1 und Nr. 5b im Sinne des Artikels 1 der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 () fallenden Regionen
vorgesehen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Ziel der Beihilferegelung

Es wird eine vom Europiischen Ausrichtungs- und Garan-
tiefonds fiir die Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung Garan-
tie, kofinanzierte gemeinschaftliche Beihilferegelung ge-
schaffen, um

— die im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen
vorgesehenen Anderungen abzustiitzen,

— zur Verwirklichung der Ziele der Agrar- und Umweltpo-
litik der Gemeinschaft beizutragen,

(') ABL Nr. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 1.
(2) ABL. Nr.L 185 vom 15.7. 1988,S.9.
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— den Landwirten ein angemessenes Einkommen zu
sichern. ’ ‘

Ziel der gemeinschaftlichen Beihilferegelung ist es,

a) landwirtschaftliche Produktionsverfahren zu férdern,
die die umweltschadigenden Auswirkungen der Land-
wirtschaft verringern helfen, was gleichzeitig durch eine
Produktionssenkung zu einem besseren Marktgleichge-
wicht beitragt,

b) die umweltfreundliche Extensivierung der pflanzlichen
Erzeugung sowie der Schaf- und Rinderhaltung, ein-
schliefflich der Umwandlung von Ackerflichen in exten-
sives Griinland, zu férdern,

c) eine Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flachen
zu férdern, die mit dem Schutz und der Verbesserung der
Umwelt und -der Erhaltung des natiirlichen Lebens-
raums, der Landschaft, der natiirlichen Ressourcen, der
Boden und der genetischen Vielfalt vereinbar ist,

d) einen Anreiz zur Pflege aufgegebener landwirtschaftli-
cher und forstwirtschaftlicher Flichen in Gegenden zu
bieten, in denen diese Pflege aus Griinden des Umwelt-
schutzes, der natiirlichen Gefahren oder der Brandgefahr
erforderlich ist, und auf diese Weise den mit der Entvél-
kerung der landwirtschaftlichen Gebiete verbundenen
Gefahren vorzubeugen, '

e) einen Anreiz fiir die langfristige Stillégung von Ackerfla-
chen aus Griinden des Umweltschutzes zu bieten,

f) die Unterhaltung der Flichen fiir allgemeinen Zugang
und zu Freizeitzwecken zu fordern,

g) die Sensibilisierung und Ausbildung der Landwirte auf
dem Gebiet landwirtschaftlicher Produktionsverfahren
zu fordern, die mit den Belangen des Umweltschutzes
und der Erhaltung des natiirlichen Lebensraums verein-
bar sind. ' ’

Artikel 2
Beihilferegelung

(1)  Unter der Voraussetzung, dafd damit positive Auswir-
kungen auf die Umwelt und den natiirlichen Lebensraum
verbunden sind, kann die Regelung Beihilfen an Landwirte
umfassen, die sich zu folgendem verpflichten:

a) denEinsatz von Diinge- und/ oder Pflanzenschutzmitteln
erheblich einzuschrinken oder bereits vorgenommene
Einschrankungen beizubehalten oder biologische An-
bauverfahren einzufiihren oder beizubehalten,

b) auf andere Weise als unter Buchstabe a) vorgesehen die
pflanzliche Erzeugung, einschliefflich Futtererzeugung,
zu extensivieren beziehungsweise eine bestehende exten-
sive Erzeugung beizubehalten oder Ackerflachen in
extensives Griinland umzuwandeln,

c) die Belastung durch den Rinder- und Schafbestand je
Weideeinheit zu verringern,
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d) andere Produktionsverfahren anzuwenden, die mit den
Belangen des Schutzes der Umwelt, der natiirlichen
Ressourcen, des natiirlichen Lebensraums und der Land-
schaft vereinbar sind, oder vom Aussterben bedrohte
lokale Rassen zu ziichten,

e) aufgegebene landwirtschaftliche oder forstwirtschaftli-
che Flichen zu pflegen,

f) Ackerflichen fiir mindestens zwanzig Jahre stillzulegen,
um sie fiir Zwecke des Umweltschutzes, namentlich zur
Schaffung von Biotopbestinden oder von Naturparks
oder fiir Gewisserschutzmafinahmen zu nutzen,

g) Flachen fir allgemeinen Zugang und zu Freizeitzwecken
zu unterhalten.

(2)  Auflerdem kann die Regelung Mafinahmen umfassen,
die darauf abzielen, die Landwirte mit umweltvertriglichen
land- oder forstwirtschaftlichen Produktionsverfahren bes-
ser vertraut zu machen.

Artikel 3
Beihilfeprogramme

(1) Die Mitgliedstaaten fithren in ihrem gesamten
Hoheitsgebiet entsprechend ihren spezifischen Bediirfnissen
die Beihilferegelung gemaf$ Artikel 2 im Rahmen von gebiets-
spezifischen Mehrjahresprogrammen zur Verwirklichung
der Ziele des Artikels 1 durch. Die Programme tragen den
unterschiedlichen Gegebenheiten in bezug auf Umwelt,
natiirliche Bedingungen und Agrarstrukturen sowie wichtig-
ste Ausrichtungen der landwirtschaftlichen Erzeugung und
gemeinschaftlichen Umweltschutzprioritaten Rechnung.

(2)  Jedes Programm deckt ein in bezug auf die Umwelt
und den natiirlichen Lebensraum homogenes Gebiet ab und
gilt grundsitzlich fiir alle in Artikel 2 vorgesehenen Beihilfen.
Bei entsprechender Begriindung kénnen die Programme
jedoch auf Beihilfen beschrinkt werden, die sich auf beson-
dere Merkmale eines Gebiets beziehen.

(3)' Das Programm wird fiir eine Mindestdauer von finf
Jahren aufgestellt. Thm mufd mindestens folgendes zu entneh-
men sein:

a) die Abgrenzung des geographischen Gebiets und gegebe-
nenfalls der betreffenden Teilgebiete;

b) eine Beschreibung der natiirlichen, umweltpolitischen
und strukturellen Besonderheiten des Gebiets;

¢) eine Beschreibung der genannten Ziele und ihre Begriin-
dung entsprechend den Besonderheiten des Gebiets,
einschliefllich der Angabe der gemeinschaftlichen Um-
weltschutzvorschriften, deren Ziele im Rahmen des
Programms verwirklicht werden;

d) die Bedingungen fiir die Gewihrung der Beihilfen unter
Beriicksichtigung der bestehenden Probleme;

e) die Schitzung der jahrlichen Ausgaben fiir die Durchfiih-
rung des gebietsspezifischen Programms;

f) die Mafinahmen zur angemessenen Unterrichtung der

landwirtschaftlichen und landlichen Wirtschaftsbeteilig- _

ten.

(4) Abweichend.von den Absitzen 1, 2 und 3 kénnen die

Mitgliedstaaten eine allgemeine Rahmenregelung schaffen,

die die horizontale Anwendung einer oder mehrerer Beihilfen
nach Artikel 2 in ihrem gesamten Hoheitsgebiet vorsieht.
Diese Rahmenregelung muff prazisiert und gegebenenfalls
durch die gebietsspezifischen Programme nach Absatz 1
erginzt werden.

Artikel 4 .
Art und Héhe der Beihilfen

(1)  Es wird eine jahrliche Primie je Hektar beziehungs-
weise je verringerter GrofSvieheinheit an Landwirte gewihrt,
die auf der Grundlage des fiir das betreffende Gebiet
geltenden Programms mindestens fiir fiinf Jahre eine oder
mehrere Verpflichtungen gemif§ Artikel 2 ibernehmen. Im
Falle der Stillegung von Ackerflachen ist diese Verpflichtung
fir zwanzig Jahre einzugehen.

(2) Der erstattungsfihige Héchstbetrag der Primie
betragt

— 150 ECU/ha fiir einjdhrige Kulturen, fiir die eine Hek-
tarpramie entsprechend den Vorschriften der Verord-
nungen iiber die gemeinsamen Marktorganisationen fiir
diese Kulturen gewihrt wird;

— 250 ECU/ha fiir die anderen einjihrigen Kulturen und
fiir Griinland;

— 210 ECU je verringerter Grofvieheinheit des Rinder-
und Schafbestandes;

"— 100 ECU je Groflvieheinheit fir die Zucht einer vom

Aussterben bedrohten Rasse;
— 400 ECU/ha fiir Spezialkulturen von Olivenhainen;
— 1000 ECU/ha fiir Zitruskulturen;
— 760 ECU/ha fiir andere Dauerkulturen und Wein;
— 250 ECU/ha fiir die Pflege aufgegebener Flachen;
— 600 ECU/ha fiir die Stillegung von Ackerflichen;
— 250 ECU/ha fiir den Anbau und die Vermehrung von an

die lokalen Bedingungen angepafften und von der gene-
tischen Erosion bedrohten Nutzpflanzen.

Die Tabelle fiir die Umrechnung der Tiere in GrofSviehein-
heiten ist im Anhang enthalten.

(3)  Der Hochstbetrag fiir die einjihrigen Kulturen und
Grinfliachen erhoht sich auf 350 ECU/ha, wenn der Land-
wirt gleichzeitig fiir dieselbe Fliche eine oder mehrere
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Verpflichtungen nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) oder
b) sowie eine Verpflichtung nach Artikel 2 Absatz 1 Buch-
stabe d).iibernimmt.

(4)  Wird eine Pramie fiir eine Verringerung der Grof3vieh-
einheiten gewibhrt, so

— konnen die Beihilfen gemaf$ Artikel 2 Absatz 1 Buchsta-
ben a) und b) fiir die Futteranbauflichen des Betriebs
nicht gewihrt werden,

— wird der fiir diese Flichen gemifd Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe d) erstattungsfihige Héchstbetrag um 50
v. H. gesenkt.

(5) Gemaifd den von der Kommission nach dem Verfahren
des Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 festzu-
legenden Bedingungen kann sich die Gemeinschaft auch an
den obengenannten Primien beteiligen, die von den Mit-
gliedstaaten zum Ausgleich von Einkommensverlusten
gewihrt werden, die sich aus den obligatorischen Beschrin-
kungen gemafd Artikel 2 aufgrund der Durchfithrung von
Mafinahmen in den Mitgliedstaaten ergeben, die im Rahmen
einer gemeinschaftlichen Vorschrift beschlossen wurden.

(6) Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, daf§ die Ver-
pflichtung der Landwirte im Rahmen eines Gesamitplans
erfolgt, der den Betrieb ganz oder teilweise erfafit. ‘

In diesen Fillen kann der Betrag der Beihilfen auf der
Grundlage der Gesamtberechnung festgesetzt werden, die
unter Beachtung der in diesem -Artikel und in Artikel §
vorgesehenen Betrige und Bedingungen vorgenommen
wird.

Artikel 5
Bedingungen fiir die Gewihrung der Beihilfen

(1) Die Mitgliedstaaten setzen zur Verwirklichung der
Ziele dieser Verordnung im Rahmen der in Artikel 3
Absatz 4 vorgesehenen allgemeinen Rahmenregelung und/
oder der gebietsspezifischen Programme folgendes fest:

a) die Bedingungen fiir die Gewihrung der Beihilfe;

b) die Hohe der Beihilfen entsprechend der vom Begiinstig-
ten eingegangenen Verpflichtung und entsprechend den
Einkommensverlusten sowie dem Anreizcharakter der
Mafinahme;

c) die Bedingungen, zu denen die Beihilfe fiir die Pflege
aufgegebener Flichen nach Artikel 2 Absatz 1 Buchsta-
be €) anderen Personen als Landwirten gewihrt werden
kann, wenn die Landwirte dazu nicht bereit sind;

d) die vom Begiinstigten anzuerkennenden Bedingungen
insbesondere in bezug auf die Uberpriifung und Kontrol-
le der Einhaltung der eingegangenen Verpflichtungen;

e) die Bedingungen fiir die Gewihrung der Beihilfe fiir den
Fall, daf sich der Betriebsinhaber selbst nicht fiir den
geforderten Mindestzeitraum binden kann.
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(2)  Fir Flachen, die im Rahmen der gemeinschaftlichen
Flachenstillegungsregelung fiir andere Zwecke als die Nah-
rungsmittelerzeugung Verwendung finden, wird nach dieser
Verordnung keine Beihilfe gewihrt.

(3) . Die Beihilfe kann auf einen Hoéchstbetrag je Betrieb
begrenzt und je nach Grofle der Betriebe unterschiedlich hoch
festgesetzt werden, wobei jedoch die Anreizwirkung der
Mafinahme erhalten bleiben mug.

Artikel 6
Lehrginge, Praktika und Demonstrationsvorhaben

(1)  Die Mitgliedstaaten kénnen eine besondere Beihilfe
fir Lehrginge und Ausbildungspraktika iiber land- und
forstwirtschaftliche Produktionsverfahren einfiihren, die mit
den Belangen des Schutzes der Umwelt und der natiirlichen
Ressourcen sowie der Erhaltung des natiirlichen Lebens-
raums und der Landschaft, namentlich mit einem umweltbe-
wuflten Verhalten in der Landwirtschaft und biologischen
Anbauverfahren, vereinbar sind, soweit diese MafSnahmen
nicht im Rahmen von Artikel 28 der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 finanziert werden. Die Beihilferegelung umfafit
Beihilfen fiir '

— den Besuch von Lehrgingen oder die Ableistung von
Praktika, :

— die Organisation und die Durchfithrung von Lehrgingen
und Praktika.

Die Ausgaben der Mitgliedstaaten fiir die Beihilfen nach
Unterabsatz 1 sind bis zu einer Héhe von 2 500 ECU je
Person erstattungsfihig, die einen Lehrgang oder ein Prakti-
kum abgeschlossen hat.

Dieser Artikel findet nicht Anwendung auf Lehrginge und
Praktika, die Teil von normalen Programmen und Ausbil-
dungszyklen des mittleren oder hoheren Ausbildungswegs
fiir die Landwirtschaft sind.

(2)  Die Gemeinschaft kann sich an der Durchfithrung von
Demonstrationsvorhaben fiir Produktionsverfahren beteili-
gen, die mit den Belangen des Umweltschutzes und insbe-
sondere mit den Regeln fiir ein umweltbewufites Verhalten in
der Landwirtschaft und mit biologischen Anbauverfahren
vereinbar sind.

Der Beitrag der Gemeinschaft nach Unterabsatz 1 kann eine
Beteiligung an Ausbildungs- und Sensibilisierungsmafinah-
men und -ausriistungen der in diesem Bereich titigen lokalen
oder Nichtregierungsorganisationen einschliefSen.

Artikel 7
Verfahren zur Priifung der Programme

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Ent-
wiirfe der allgemeinen Rahmenregelung nach Artikel 3
Absatz 4 und der Programme nach Artikel 3 Absatz 1 sowie
die bestehenden oder geplanten Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften fiir die Durchfithrung dieser Verordnung vor
dem 30. Juli 1993 mit.
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(2)  Die Kommission priift die Mitteilungen der Mitglied-

staaten im Hinblick auf

— ihre Ubereinstimmung mit dieser Verordnung unter
Beriicksichtigung der Ziele dieser Verordnung und des
notigen Zusammenhangs zwischen den einzelnen Maf3-
nahmen,

— die Art der kofinanzierbaren Maf$nahmen,

— den Gesamtbetrag der kofinanzierbaren Ausgaben.

(3) Die Kommission beschliefit unter Beriicksichtigung
von Absatz 2 nach dem Verfahren des Artikels 29 der
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 iiber die Genehmigung
der allgemeinen Rahmenregelung und der gebietsspezifi-
schen Programme. )

Artikel 8
Anteil der Gemeinschaftsfinanzierung

Der Satz der gemeinschaftlichen Kofinanzierung betrigt in
den unter das Ziel Nr.1 im Sinne des Artikels 1 der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 fallenden Regionen 75
v. H. und in den iibrigen Regionen 50 v. H.

Artikel 9

Durchfiihrungsvorschriften

Die Kommission erlafit nach dem Verfahren des Artikels 29
der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 gegebenenfalls Durch-
fithrungsvorschriften zu dieser Verordnung.

Artikel 10

Schlufbestimmungen

(1)  Diese Verordnung steht der Moglichkeit nicht entge-
gen, dafl die Mitgliedstaaten, ausgenommen fir den in
Artikel 5 Absatz 2 genannten Bereich, zusitzliche Beihilfe-

maflnahmen mit anderen Bewilligungsmodalititen und
héheren Hochstbetrigen als in dieser Verordnung vorge-

sehen ergreifen, sofern diese Mafinahmen mit den Zielen
dieser Verordnung und mit den Artikeln 92, 93 und 94 des
Vertrages im Einklang stehen.

(2)  Drei Jahre nach Inkrafttreten in den Mitgliedstaatcn
legt die Kommission dem Europiischen Parlament und dem
Rat eine Bilanz tber die Anwendung dieser Verordnung
vor.

Artikel 11
Ubergangsbestim'ﬁmngcn

Die Anwendung der Mafinahmen nach Artikel 39 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2328/91 wird mit folgender MafSgabe
verldngert.

1. Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 tiber die
Extensivierung der Erzeugung gilt weiter bis zum
Inkrafttreten der gebietsspezifischen Programme nach
Artikel 3 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung oder
der allgemeinen Rahmenregelung nach dem genannten
Artikel 3 Absatz 4.

2. Die Artikel 21 bis 24 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/
91 iiber die Beihilfen in Gebieten mit besonderer Not- -
wendigkeit des Schutzes der Umwelt gelten weiter bis
zum Inkrafttreten der gebietsspezifischen Programme
gemif Artikel 3 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung
oder der allgemeinen Rahmenregelung nach Artikel’3
Absatz 4.

Die erstattungsfihigen Hochstbetrige fir die iibrigen
Jahresbetrige werden nach Mafigabe des Artikels 4
Absatz 2 festgesetzt.

Artikel 12

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Ver6ffehtlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates

Der Président
Arlindo MARQUES CUNHA
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ANHANG

UMRECHNUNGSTABELLE FUR RINDER, EQUIDEN, SCHAFE UND ZIEGEN IN GROSSVIEH-
EINHEITEN (GVE) NACH ARTIKEL 4

Bullen, Kiihe und andere Rinder von mehr als 2 Jahren,

Equiden von mehr als 6 Monaten 1,0 GVE
Rinder von 6 Monaten bis zu 2 Jahren 0,6 GVE
Mutterschafe 0,15 GVE
Ziegen ) 0,15 GVE

Die Koeffizienten fiir Mutterschafe und Ziegen gelten fiir alle in Artikel 4 je GVE genannten Betrige.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2079/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Einfithrung eciner gemeinschaftlichen Beihilferegelung fiir den Vorruhestand in der
‘ Landwirtschaft

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42
und 43,

auf Vorschlag der Kommission (),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Angesichts der mittel- und langfristigen Aussichten der
Landwirtschaft in der Gemeinschaft und aufgrund der
Reform der Marktstiitzungsmechanismen sind verstirkte
Anpassungsbemiithungen seitens der Landwirte erforder-
lich.

Die vorzeitige Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbs-
tatigkeit sollte gefordert werden, um die Wirtschaftlichkeit
der Betriebe zu verbessern.

Eine Beihilfemafinahme fiir den Vorruhestand bietet die
Maoglichkeit, ilteren Landwirten, die die landwirtschaftliche
Erwerbstatigkeit einstellen wollen, ein Einkommen zu
gewihrleisten und ihre Ablosung durch Landwirte zu for-
dern, die die Wirtschaftlichkeit der verbleibenden Betriebe
verbessern kénnen, sowie landwirtschaftliche Nutzflichen
fiir nichtlandwirtschaftliche Zwecke umzuwidmen, wenn
eine Ubernahme durch Landwirte unter wirtschaftlich zufrie-
denstellenden Bedingungen nicht moglich ist.

Werden Betriebe aufgegeben, in denen iltere Familienar-
beitskrifte und Arbeitnehmer beschiftigt sind, so kann dies
fiir diese den Verlust ihres Arbeitsplatzes und ihres Einkom-
mens bedeuten. Daher ist auch fiir diesen Personenkreis eine
Einkommensquelle vorzusehen.

Um die Wirksamkeit der Mafnahme zu gewibhrleisten, ist es
angezeigt, die Ubereignung und die Aufstockung der
Betriebsflichen sowie die Umwidmung landwirtschaftlicher
Nutzflichen fiir nichtlandwirtschaftliche Zwecke zu organi-
sieren und dabei fiir eine rationelle Nutzung des lindlichen
Raums zu sorgen. Zur Erreichung dieses Ziels konnen die
Mitgliedstaaten ihre bestehenden Dienststellen mit den erfor-
derlichen Mitteln ausstatten oder die Einrichtung neuer
Dienststellen unterstitzen.

(') ABL. Nr. C 300 vom 21. 11. 1991, S. 15.
(2) ABIL. Nr. C 94 vom 13. 4, 1992,
(3) ABL Nr. C 98 vom 21. 4. 1992, S. 25.

Da sich die Strukturprobleme der Landwirtschaft in ihren
Ursachen, in Art und Umfang unterscheiden, kénnen auch
regional unterschiedliche Losungen erforderlich sein, die
zeitlich angepaf8t werden konnen. Es gilt, die wirtschaftliche
und soziale Gesamtentwicklung jeder dieser Regionen zu
férdern. Die beste Wirkung a8t sich erreichen, wenn die
Mitgliedstaaten auf der Grundlage gemeinschaftlicher Krite-
rien die Regelung mit Hilfe von Mehrjahresprogrammen
durchfiihren, die in Abstimmung mit der Kommission erstellt
werden, und die zur Ausfithrung dieser Programme notwen-
digen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen.

Es ist ein Verfahren zur eventuellen Festlegung der Durch-
fithrungsbestimmungen zu dieser Verordnung, insbesondere
fiir Kontrollmafinahmen, vorzusehen.

Die Mittel fir die Durchfithrung der in dieser Verordnung
vorgesehenen Mafinahmen sind zusitzlich zu den Mitteln
bereitzustellen, die fiir die im Rahmen der Strukturfondsre-
gelung durchgefithrten Maffnahmen insbesondere zugunsten
der unter Ziel Nr. 1 und Nr. 5b im Sinne des Artikels 1 der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 (*) fallenden Regionen
vorgesehen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Ziele der Beihilferegelung fiir den Vorruhestand

(1)  Als flankierende Mafinahme zu den in den Marktor-
ganisationen vorgesehenen Anderungen kénnen die Mit-
gliedstaaten eine gemeinschaftliche Beihilferegelung fiir den
Vorruhestand einfithren, die vom Europdischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds fur die Landwirtschaft (EAGFL),
Abteilung Ausrichtung, unter den in dieser Verordnung
vorgesehenen Bedingungen kofinanziert wird.

(2) Die Vorruhestandsbeihilfen tragen dazu bei,

a) alteren Landwirten, die die landwirtschaftliche Erwerbs-
tatigkeit einstellen wollen, ein Einkommen zu bieten;

b) den Proze der Ablésung dieser ilteren Betriebsleiter
durch Landwirte, die die Wirtschaftlichkeit der verblei-
benden Betriebe verbessern konnen, zu férdern;

¢) landwirtschaftliche Nutzflichen fiir nichtlandwirtschaft-
liche Zwecke umzuwidmen, wenn eine landwirtschaftli-
che Nutzung aus Rentabilititserwigungen nicht moglich
ist.

() ABL Nr.L 185 vom 15. 7. 1988, 5. 9.
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(3) Die Vorruhestandsbeihilfen kéﬁnen Mafinahmen mit
folgenden Zielsetzungen umfassen:

a) Sicherung eines Einkommens fiir iltere mitarbeitende

Familienangehorige und Arbeitnehmer, die durch den
vorzeitigen Ruhestand des Betriebsleiters arbeitslos wer-
den; '

b) Abwicklung der Ubereignung und Aufstockung der
Betriebsflichen sowie der Umwidmung landwirtschaftli-
cher Nutzflichen fiir nichtlandwirtschaftliche Zwecke
unter Gewihrleistung einer rationellen Nutzung des
landlichen Raums.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

— ,Abgebender*: der Betriebsinhaber, der im Rahmen
dieser Beihilferegelung fiir den Vorruhestand jegliche
landwirtschaftliche Erwerbstatigkeit endgiiltig einstellt;

— ,Arbeitnehmer®“: mitarbeitende Familienangehorige und
landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die vor Beginn des
Vorruhestandes des Abgebenden in dessen Betrieb
beschiftigt waren und endgiiltig keine landwirtschaftli-
che Erwerbstitigkeit mehr ausiiben;

— Jlandwirtschaftlicher Ubernehmer*: die Person, die die
Leitung des Betriebes des Abgebenden tibernimmt und
die Betriebsfliche aufstockt, oder der Betriebsinhaber,
der die freiwerdenden Anbauflichen des Abgebenden
ganz oder teilweise iibernimmt, um seine eigene Betriebs-
fliche zu vergroflern;

— nichtlandwirtschaftlicher Ubernehmer“: jede Person
oder Einrichtung, die die freiwerdenden Anbauflachen
ganz oder teilweise iibernimmt, um sie fiir nichtlandwirt-
schaftliche Zwecke, zur Aufforstung oder zur Schaffung
von Naturschutzgebieten zu nutzen;

— Jfreiwerdende Flichen*: die vom Abgebenden vor Ein-
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstitigkeit be-
wirtschafteten Flichen, die er nicht weiter landwirt-
schaftlich nutzt;

— yhauptberuflich betriebene Landwirtschaft“: Tatigkeit
nach Maflgabe des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe a) der

Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 des Rates vom 15. Juli

1991 zur Verbesserung der Effizienz der Agrarstruk-
tur (1).

Artikel 3
Beiﬁﬂferegelung

(1)  Die Vorruhestandsbeihilfen fiir Abgebende kénnen in
folgender Form gewihrt werden:

a) Abgangsprimie,

b) von der Grofle der freiwerdenden Fliche unabhingige
jahrliche Vergiitung,

() ABL Nr. L 218 vom 6. 8. 1991, S. 1.

c) jahrliche Pramie je Hektar freiwerdende Fliche,

d) Zusatzrente, wenn der in der einzelstaatlichen Regelung
festgesetzte Betrag keinen Anreiz zur Einstellung der
landwirtschaftlichen Titigkeit bietet.

Diese Beihilfeformen lassen sich untereinander kombinieren,
wobei degressive Jahreszahlungen méglich sind.

Der kofinanzierbare Gesamtbetrag je Betrieb wird mit Hilfe
der Referenzmethode auf der Grundlage folgender Voraus-
setzungen berechnet:

a) ab Beginn des Vorruhestandes bis zum Erreichen des
normalen Ruhestandsalters Zahlung einer jihrlichen
Vergiitung in Hoéhe von 4 000 ECU je Betrieb zuziiglich
einer Jahresprimie in Hohe von 250 ECU je Hektar,
wobei der jahrliche Gesamtbetrag von 10 000 ECU je
Betrieb nicht tiberschritten werden darf; '

b) gegebenenfalls Zahlung einer jihrlichen Zusatzrente, die
zusammen mit der normalen, vom Mitgliedstaat gezahl-
ten Rente denselben jahrlichen Gesamtbetrag wie unter
Buchstabe a) ergibt;

c) Gesamtdauer der Beihilfezahlungen nach den Buchsta-
ben a) und b) von héchstens zehn Jahren, jedoch nicht
iiber Vollendung des 70. Lebensjahres des Abgebenden
hinaus.

Die Mitgliedstaaten kénnen jedoch die Beihilfen nach einem
anderen Verfahren als der in Unterabsatz 3 beschriebenen
Referenzmethode zahlen, indem sie insbesondere niedrigere,
gegebenenfalls degressive Jahreszahlungen iiber eine Dauer
von mehr als zehn Jahren und iiber die Vollendung des
70. Lebensjahres des Abgebenden hinaus gewihren. In die-
sem Fall werden die Beihilfen héchstens bis zu dem Betrag
kofinanziert, der nach der Referenzmethode gezahlt worden
wire. Umfafdt die Beihilferegelung eine Abgangspramie, so
belauft sich der kofinanzierbare Héchstbetrag auf 12 000
ECU zuziiglich 750 ECU je Hektar freiwerdende Fliche und
darf 30 000 ECU je Betrieb nicht iiberschreiten; dieser Betrag
ist auf den mit Hilfe der Referenzmethode berechneten
kofinanzierbaren Gesamtbetrag anzurechnen.

(2) Die Vorruhestandsbeihilfen fiir Arbeitnehmer kénnen
in folgender Form gewihrt werden:

a) Abgangspramie,
b) jihrliche Vergiitung.

Diese.beiden Beihilfeformen lassen sich miteinander kombi-
nieren.

Der kofinanzierbare Gesamtben:ag je Arbeitnehmer wird mit
Hilfe der Referenzmethode auf der Grundlage folgender
Voraussetzungen berechnet:

a) ab Beginn des Vorruhestandes bis zum Erreichen des
normalen Ruhestandsalters Zahlung einer jahrlichen
Vergiitung in Hohe von 2 500 ECU;

b) Gesamtdauer der Beihilfezahlung nach Buchstabe a) von
hochstens zehn Jahren, jedoch nicht iiber das normale
Rentenalter eines Arbeitnehmers hinaus.
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Die Mitgliedstaaten kénnen jedoch die Beihilfen nach einem
anderen Verfahren als der in Unterabsatz 3 beschriebenen
Referenzmethode zahlen, indem sie insbesondere niedrigere,
gegebenenfalls degressive Jahreszahlungen iiber eine Dauer
von mehr als zehn Jahren und iber die Vollendung des
normalen Rentenalters eines Arbeitnehmers hinaus gewih-
ren. In diesem Fall werden die Beihilfen hochstens bis zu dem
Betrag kofinanziert, der nach der Referenzmethode gezahlt
worden wire. Umfaft die Beihilferegelung eine Abgangspri-
mie, so belduft sich der kofinanzierbare Hochstbetrag auf
7 500 ECU je Arbeitnehmer; dieser Betrag ist auf den mit
Hilfe der Referenzmethode berechneten kofinanzierbaren
Gesamtbetrag anzurechnen.

Die Gemeinschaft beteiligt sich an der Finanzierung der
Vorruhestandsbeihilfen fiir héchstens zwei Arbeitnehmer je
Betrieb.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen Dienststellen und Net-
zen, die damit beauftragt sind, die Ubereignung und Auf-
stockung der Betriebsflichen sowie die Umwidmung land-
wirtschaftlicher Nutzflichen fiir nichtlandwirtschaftliche
Zwecke unter Gewiahrleistung einer rationellen Nutzung des
lindlichen Raums zu organisieren, eine Startbeihilfe als
Beitrag zur Deckung ihrer Betriebskosten gewihren.

Diese Dienststellen kénnen unter anderem Gutachten iiber
die zu iibertragenden Betriebe anfertigen, ein Verzeichnis
iber Angebote fiir den Flichen- und Betriebsankauf und
-verkauf erstellen und Plane fiir die Nutzung der freiwerden-
den Fliachen ausarbeiten. Sie konnen ebenfalls die freiwer-
denden Flichen iibernehmen, um sie zu einem spiteren
Zeitpunkt an Ubernehmer abzutreten, die die Bedingungen
dieser Verordnung erfiillen.

Um in den Genuf§ der Beihilfe zu kommen, miissen die
Dienststellen vom Mitgliedstaat anerkannt sein und minde-
stens eine Person vollzeitlich beschiftigen, die fiir den
Aufgabenbereich ausreichend qualifiziert ist.

Die von der Gemeinschaft kofinanzierbare Startbeihilfe wird
auf 36 000 ECU je volizeitlich beschiftigte Arbeitskraft
festgelegt. Diesér Betrag ist auf jeweils die ersten finf
Titigkeitsjahre jeder Arbeitskraft aufzuteilen.

Artikel 4
Beihilfeprogramme

(1) Die Mitgliedstaaten fithren die Beihilferegelung in
ihrem gesamten Hoheitsgebiet im Rahmen von Mehrjahres-
programmen durch, die auf nationaler oder regionaler Ebene
erstellt werden.

(2) Jedes Programm umfaflt mindestens folgende
Punkte: N

— Abgrenzung des geographischen Bezugsraums,

— Beschreibung der Strukturlage des betreffenden Gebiets
insbesondere mit statistischen Daten tber die Zahl der
Betriebe, aufgeschliisselt nach Betriebsfliche und Alter
des Betriebsinhabers, sowie mit Angaben iiber die Ein-
kommen,
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— Beschreibung der im betreffenden Gebiet geltenden Vor-
‘ruhestands- und Ruhestandsregelungen sowie des Um-
fangs ihrer Anwendung in den letzten Jahren und der
aufgetretenen Probleme,

— Angabe und Begriindung der fiir die einzelnen Empfin-
gergruppen vorgesehenen Beihilfebetrige und -bedingun-
gen,

— geschitzte Zahl der Abgebenden, Ubernehmenden und
Arbeitnehmer, die von diesen Beihilfen betroffen sein
werden,

— Nutzflachen, die von den Landwirten abgegeben und an
landwirtschaftliche Ubernehmer (Hofnachfolger oder
sonstige Landwirte) oder nichtlandwirtschaftliche Uber-
nehmer Ubertragen werden (Schitzwerte in ha),

— voraussichtliche Kosten der geplanten Beihilfen und
voraussichtlich erforderliche Finanzmittel mit Angabe
des Ausgabenzeitplans,

— Zeitplan fir die Gewahrung derr Beihilfen.’

Artikel 5

Fiir die berechtigten Personenkreise geltenden
Bedingungen

Die Mitgliedstaaten legen die Bedingungen fest, die von den
betreffenden Personen zu erfiillen sind und mindestens
folgende Punkte umfassen:

1. Die Abgebenden miissen

— ' zum Zeitpunkt der Einstellung der landwirtschaftli-
chen Erwerbstitigkeit das 55. Lebensjahr vollendet,
diirfen aber das normale Ruhestandsalter noch nicht
erreicht haben;

— die landwirtschaftliche Tatigkeit in den letzten zehn
Jahren vor dieser Einstellung ihrer Tatigkeit haupt-
beruflich ausgeiibt haben.

2. Die landwirtschaftlichen Ubernehmer miissen

— eine ausreichende berufliche Befihigung im Sinne
von Artikel S Absatz 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 besitzen;

— sich verpflichten, unter den Bedingungen des Arti-
kels 6 Absatze 3 und 4 mindestens fiinf Jahre lang die
landwirtschaftliche Titigkeit im Betrieb hauptberuf-
lich auszuiiben.

3. Die Arbeitnehmer miissen

— das 55. Lebensjahr vollendet, diirfen aber das nor-
male Ruhestandsalter noch nicht erreicht haben;

— die landwirtschaftliche Erwerbstitigkeit endgiltig
einstellen, nachdem sie in den vorhergehenden funf
Jahren mindestens die Hilfte ihrer Arbeitszeit der
landwirtschaftlichen Titigkeit gewidmet haben;

— in den letzten vier Jahren vor Beginn des Vorruhe-
standes des Abgebenden wihrend eines Zeit-



Nr. L 215/94

Amutsblatt der Europiischen Gemeinschaften

30.7.92

raums, der mindestens zwei Jahren Vollarbeitszeit
entspricht, in dessen Betrieb beschiftigt gewesen
sein;

— sozialversichert sein.

4. Die nichtlandwirtschaftlichen Ubernehmer miissen sich

verpflichten, die betreffenden Flichen gemifl Artikel 6

Absatz 5 zu nutzen.

Artikel 6
Bedingungen fiir die freiwerdenden Flichen

(1) Die Bedingungen dieses Artikels firr freiwerdende
Flachen sind mindestens wihrend des gesamten Zeitraums
anzuwenden, in dem der Abgebende ein Vorruhestandsgeld
bezieht.

(2)  Die Abgebenden konnen bis zu 10 v. H., hochstens
aber 1 Hekrtar der Fliche des Betriebs weiter bewirtschaften,
sofern sie jede erwerbsmiflige Produktionstitigkeit einstel-

len. Die Betriebsfliche, die die Abgebenden behalten kon- .

nen, kann von der Kommission nach dem Verfahren des
Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 () ange-
pafit werden. Auflerdem kénnen sie unter von dem betref-
fenden Mitgliedstaat festzulegenden Bedingungen auch kiinf-
tig iiber die Fliche verfiigen, auf der sich die Gebiude
befanden, in denen sie mit ihrer Familie weiter wohnen
werden.

(3)  Die Ubernahme der freiwerdenden Flichen muff zu
einer Vergroflerung der Betriebsfliche fithren, damit die
Wirtschaftlichkeit des Betriebs verbessert wird; hierzu wer-
den je nach Region und Produktionsart die Bedingungen
insbesondere in bezug auf die berufliche Befihigung des
Ubernehmers, die Fliche, das Arbeitsvolumen oder das
Einkommen festgelegt. Die Mitgliedstaaten legen diese
Bedingungen sowie die Frist fest, nach deren Ablauf der
Begiinstigte diese Bedingungen erfiillen muf3.

(4) Die freiwerdenden Flichen, die an landwirtschaftliche
Ubernehmer iibergehen, miissen mindestens fiinf Jahre lang
unter Beachtung der Belange des Umweltschutzes bewirt-
schaftet werden.

(5) Die freiwerdenden Flichen, die an nichtlandwirt-
schaftliche Ubernehmer iibergehen, miissen so genutzt wer-
den, dal die Qualitit der Umwelt und der natiirliche
Lebensraum erhalten bleiben bzw. verbessert werden.

(6) Die Abgabe der freiwerdenden Flichen kann im
Rahmen eines Flurbereinigungsverfahrens oder durch einfa-
chen Austausch der Parzellen erfolgen. In diesem Fall sind die
Bestimmungen dieses Artikels auf Flichen anzuwenden, die
den freiwerdenden Flichen gleichwertig sind.

Dariiber hinaus kénnen die Mitgliedstaaten vorsehen, daf§
die freiwerdenden Flichen von einer Einrichtung tibernom-
men werden, die sich verpflichtet, sie zu einem spiteren
Zeitpunkt an Ubernehmer abzutreten, die die Bedingungen
dieser Verordnung erfiillen.

(1) ABL Nr. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 1.

Artikel 7
Einzelstaatliche Vorschriften

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen alle fiir eine ordnungsge-
mife Durchfiithrung der Programme erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften. Ziel dieser Vorschriften ist es
insbesondere,

— das Programm im Vergleich zu eventuell bestehenden
Vorruhestandsregelungen im Anwendungsgebiet des
Programms ausreichend attraktiv zu gestalten,

— zur Erleichterung der Ubernahme freiwerdender Flachen
insbesondere geeignete Formen des Erwerbs oder der
Pacht von Fliachen zu férdern, die eine Bewahrung oder
Nutzung des Flichenbestandes gewahrleisten,

— in die Kauf- oder Pachtvertrige fiir die freiwerdenden
Flichen Klauseln einzufiigen, die die Einhaltung der
Nutzungsvorschriften gemafd Artikel 6 vorschreiben,

— die Ubereignung und Aufstockung der Betriebsflachen zu
organisieren und fir eine rationelle Nutzung des landli-
chen Raums zu sorgen, wobei ihre bestehenden Dienst-
stellen mit den erforderlichen Mitteln ausgestattet wer-
den oder die Einrichtung neuer Dienststellen unterstiitzt
wird,

— einen reibungslosen Ubergang von der gemeinschaftli-
chen Beihilferegelung fiirr den Vorruhestand zur einzel-
staatlichen Ruhestandsregelung zu gewihrleisten.

(2)  Diese Verordnung hindert die Mitgliedstaaten nicht
daran, zusitzliche Beihilfen zu gewihren, fiir die von dieser
Verordnung abweichende Bedingungen und Modalititen
gelten oder deren Betrige die Hochstbetrige dieser Verord-
nung tiberschreiten, sofern diese Maflnahmen im Einklang
mit den Artikeln 92, 93 und 94 des Vertrages getroffen
werden.

Artikel 8
Verfahren zur Priiffung der Programme

(1)  Die Mitgliedstaaten {ibermitteln der Kommission die
Entwiirfe der Beihilfeprogramme und die bestehenden oder
geplanten einzelstaatlichen Vorschriften. '

(2)  Bei diesen Mitteilungen priift die Kommission

— thre Vereinbarkeit mit dieser Verordnung unter Beriick-
sichtigung der Ziele dieser Verordnung sowie des Zusam-
menhangs zwischen den verschiedenen Mafinahmen,

- — die Art der kofinanzierbaren Mafinahmen,

— den Gesamtbetrag der Ausgaben, die kofinanziert wer-
den konnen.

(3) Die Kommission beschliet nach dem Verfahren des
Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 iber die
Genehmigung der Programme. '
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Artikel 9
Gemeinschaftlicher Kofinanzierungssatz

Der gemeinschaftliche Kofinanzierungssatz betrigt in den
unter Ziel Nr. 1 im Sinne des Artikels 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2052/88 fallenden Regionen 75 v. H. und in
den tbrigen Regionen 50 v. H.

Artikel 10

Durchfithrungsbestimmungen -

Die Kommission erlidft nach dem Verfahren des Artikels 29
der Verordnung (EWG) Nr. 4253 /88 gegebenenfalls Durch-
fithrungsbestimmungen zu dieser Verordnung.
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Artikel 11
Schluf8bestimmung
Die Verordnung (EWG) Nr. 1096/88 (1) wird aufgehoben.
Sie gilt jedoch weiterhin fiir Beihilfen, die vor dem 30. Juli
1993 gewihrt wurden.
Artikel 12

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prasident
Arlindo MARQUES CUNHA

(1) ABL. Nr. L 110 vom 29. 4. 1988, S. 1.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2080/92 DES RATES

vom 30. Juni 1992

zur Einfithrung einer gemeinschaftlichen Beihilferegelung fiir Aufforstungsmafinahmen in der
Landwirtschaft

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —
gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europaischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42
und 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die Aufforstung landwirtschaftlicher Nutzflichen ist sowohl
fir die Bodennutzung als auch fiir den Umweltschutz von

besonderer Bedeutung und stellt einen Beitrag zur Verringe-

rung des Defizits an forstwirtschaftlichen Ressourcen in der
Gemeinschaft sowie eine Erginzung der Gemeinschaftspoli-
tik zur Steuerung der Agrarproduktion dar.

Die Erfahrung mit der Aufforstung landwirtschaftlicher
Nutzflichen durch Landwirte hat gezeigt, dafd die bestehen-
den Aufforstungsbeihilfen nicht ausreichen und dafd in den
letzten Jahren stillgelegte Ackerflichen nur in unzureichen-
dem Mafle aufgeforstet wurden.

Die Mafinahmen nach Titel VIII der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 des Rates vom 15. Juli 1991 zur Verbesserung
der Effizienz der Agrarstruktur () miissen daher durch
Mafinahmen ersetzt werden, die einen wirksameren Anreiz
zur Aufforstung landwirtschaftlicher Nutzflichen bieten.

Die erstattungsfihigen Betrige der Aufforstungskosten sind
entsprechend den in der Gemeinschaft festgestellten effekti-
ven Aufforstungskosten festzulegen.

Eine degressive Pramie, die als Beitrag fiir die Pflege der
Neuaufforstungen fiir die ersten finf Jahre gezahlt wird,
kann einen besonderen Anreiz fir die Aufforstung darstel-
len.

Im Interesse der verstirkten Aufforstung landwirtschaftli-
cher Nutzflichen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik
sind Primien einzufithren, um die Einkommensverluste der
Landwirte wihrend des nicht produktiven Zeitraums der von
thnen aufgeforsteten landwirtschaftlichen Nutzflachen aus-
" zugleichen.

In vielen Fillen sind andere Privatpersonen als landwirt-
schaftliche Betriebsinhaber in der Lage, die landwirtschaft-

Bl. Nr. C 300 vom 21. 11. 1991, S. 12.
Bl. Nr. C 94 vom 13. 4. 1992.

Bl. Nr. L 218 vom 6. 8. 1991, S. 1.

lichen Nutzflichen aufzuforsten, so dafl es zweckmifig
wire, fur diesen Personenkreis entsprechende Anreize zu
schaffen. Zu diesem Zweck ist eine Hektarprimie einzufiih-
ren, die anderen Privatpersonen als landwirtschaftlichen
Betriebsinhabern fiir die Aufforstung landwirtschaftlicher
Nutzflichen gewihrt wird.

In vielen Gebieten der Gemeinschaft kann die Aufforstung
der landwirtschaftlichen Nutzflichen durch die offentliche
Hand, insbesondere die Gemeinden, vorgenommen werden.
Derartige Aufforstungsarbeiten sollten daher unterstiitzt und
verstirkt werden.

Aufforstungen mit schnellwachsenden Arten mit kurzer
Umtriebszeit sind in der Regel recht gewinnbringend. Fir die
Aufforstungen mit diesen Baumarten, die von Haupter-
werbslandwirten vorgenommen werden, geniigt es demnach,
eine Gemeinschaftsbeihilfe zu den entstehenden Auffor-
stungskosten vorzusehen.

Die Verbesserung der Waldflichen in den landwirtschaftli-
chen Betrieben kann zu einem héheren Einkommen der in der
Landwirtschaft beschiftigten Personen beitragen. Insbeson-
dére die Struktur und die besonderen Probleme der Korkpro-
duktion erfordern eine Verstirkung der Maffnahmen zur
Erhaltung, Verdichtung und Verbesserung der bestehenden
Korkeichenwalder.

Da sich die Gemeinschaft an der Finanzierung der Maf$nah-
me beteiligt, muf sie sich vergewissern konnen, daf die von
den Mitgliedstaaten erlassenen Durchfithrungsvorschriften
zur Erreichung der Ziele beitragen. Zu diesem Zweck ist eine
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten und der Kommission
im Rahmen des mit der Entscheidung 89/367/EWG (%)
eingesetzten Stindigen Forstausschusses vorzusehen.

Die Mittel fiir die Durchfithrung der in dieser Verordnung
vorgesehenen Mafinahmen sind zusitzlich zu den Mitteln
bereitzustellen, die fiir die im Rahmen der Strukturfondsre-
gelungen durchgefiihrten Mafinahmen, insbesondere zugun-
sten der unter die Ziele Nr. 1 und Nr. 5b im Sinne des
Artikels 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 (¢) fallen-
den Regionen, vorgesehen sind —

- HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Ziele der Beihilferegelung

Es wird eine vom Europiischen Ausrichtungs- und Garan-
tiefonds fiir die Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung Garan-

(5) ABL Nr. L 165 vom 15. 6. 1989, S. 14.
() ABL. Nr. L 185 vom 15. 7. 1988, S. 9.
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tie, kofinanzierte gemeinschaftliche Beihilferegelung ge-
schaffen, um

— die im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen
vorgesehenen Anderungen abzustiitzen,

— zu einer langfristigen Verbesserung der Waldressourcen
beizutragen,

— zu einer Bewirtschaftung des natiirlichen Raums beizu-
tragen, die mit dem 6kologischen Gleichgewicht besser
vereinbar ist,

— gegen den Treibhauseffekt vorzugehen und die Kohlen-
dioxidabsorption zu unterstiitzen.

Ziel der gemeinschaftlichen Beihilferegelung ist es,

a) eine alternative Nutzung der landwirtschaftlichen Fla-
chen durch Aufforstung zu férdern;

b) zur Entwicklung forstwirtschaftlicher Titigkeiten in den
landwirtschaftlichen Betrieben beizutragen.

Artikel 2
Beihilferegelung

(1)  Die Beihilferegelung kann folgendes umfassen:
a) Beihilfen zu den Aufforstungskosten;

b) eine jahrliche Primie je aufgeforsteten Hektar zur Dek-
kung der Kosten fiir die Pflege der aufgeforsteten Flichen
in den ersten fiinf Jahren;

c) einejihrliche Hektarprimie zum Ausgleich von Einkom-
mensverlusten aufgrund der Aufforstung landwirtschaf-
licher Nutzflachen;

d) Investitionsbeihilfen zur Verbesserung von Waldflichen,
und zwar insbesondere fiir die Anlage von Wind- und
Brandschutzstreifen, von Wasserstellen und von forst-
wirtschaftlichen Betriebswegen sowie fiir die Verbesse-
rung von Korkeichenwildern.

(2) a) Die Beihilfen nach Absatz 1 Buchstaben a) und b)
konnen allen natiirlichen und juristischen Personen
gewihrt werden, die landwirtschaftliche Flichen
aufforsten. ’

b) Die Beihilfen nach Absatz 1 Buchstabe ¢) sind nur
erstattungsfihig, wenn sie

— landwirtschaftlichen Betriebsinhabern gewihrt
werden, die nicht in den Genuff der Vorruhe-
standsregelung nach der Verordnung (EWG) Nr.
2079/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur
Einfiihrung einer gemeinschaftlichen Beihilfere-
gelung fiir den Vorruhestand in der Landwirt-
schaft (1) kommen;

— anderen natiirlichen oder juristischen Personen
des Privatrechts gewihrt werden.

(*) Siehe Seite 91 dieses Amtsblatts.

¢) Bei Aufforstungen mit schnellwachsenden Arten mit
kurzer Umtriebszeit sind nur die Beihilfen nach
Absatz 1 Buchstabe a) erstattungsfihig, die Haupt-
erwerbslandwirten gewihrt werden, die die Bedin-
gungen des Artikels S Absatz 1 Buchstabe a) der
Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 erfiillen; Voraus-
setzung ist, daff die betreffenden Baumarten den
ortlichen Gegebenheiten angepafft und umweltver-
traglich sind.

d) Aufforstungen mit Weihnachtsbiumen sind nicht
erstattungsfahig.

e) Die Beihilfen gemifl Absatz 1 Buchstabe d) sind nur
erstattungsfahig, wenn sie landwirtschaftlichen
Betriebsinhabern oder ihren Vereinigungen gewihrt
werden. '

(3)  Auflerdem kann die Regelung einen Gemeinschafts-
beitrag zu den Kosten fiir die Aufforstung landwirtschaftli-

" cher Nutzflichen durch die zustindigen Behérden der Mit-

gliedstaaten umfassen.

Artikel 3
Beihilfebetrige

Die Beihilfen gemif§ Artikel 2 kommen bis zu folgenden
Héchstbetrigen fiir eine Erstattung in Betracht:

a) Aufforstungskosten:

— 2000 ECU/ha fur die Anpflanzung von Eukalyp-
tus,

— 3000 ECU/ha fiir die Anpflanzung von Nadel-
biumen,

— 4000 ECU/ha fiir die Anpflanzung von Laub-
baumen oder gemischten Pflanzungen mit minde-
stens 75 v. H. Laubbiumen.

b) Pflegekosten:

— bei Nadelbaumen 250 ECU/ha jahrlich in den ersten
beiden Jahren und 150 ECU/ha jihrlich in den
folgenden Jahren,

— bei Laubbiumen oder gemischten Pflanzungen mit
mindestens 75 v. H. Laubbiumen 500 ECU/ha jihr-
lich in den ersten beiden Jahren und 300 ECU/ha
jahrlich in den folgenden Jahren.

Die Mitgliedstaaten konnen die Beihilfen gemafl den Buch-
staben a) und b) pauschalieren und den Gesamtbetrag tiber
fiinf Jahre gestaffelt auszahlen, sofern die Pflege der neuen
Pflanzungen gewihrleistet ist.

¢) Primie zum Ausgleich von Einkommensverlusten:

— 600 ECU/ha jihrlich, wenn die Aufforstung von
einem landwirtschaftlichen Betriebsinhaber oder
einer Vereinigung landwirtschaftlicher Betriebsinha-
ber vorgenommen wird, die die Flichen vor der
Aufforstung bewirtschaftet haben,
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— 150 ECU/ha jihrlich, wenn die Aufforstung von
einem anderen in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b)
genannten Begiinstigten vorgenommen wird,

wihrend einer Hochstdauer von zwanzig Jahren ab der
Erstaufforstung.

d) Kosten fiir die Verbesserung der Waldflichen:

— 700 ECU/ha fiir die Verbesserung von Waldflichen
und die Anlage von Windschutzstreifen,

— 1400 ECU/ha fiir die Erneuerung und Verbesserung
der Korkeichenwilder,

— 18 000 ECU/km fiir Forstwege,

— 150 ECU/ha fiir mit Brandschutzstreifen und Was-
serstellen versehene Waldflichen.

Zu den obengenannten Investitionen gehéren auch die
Kosten fiir die Umriistung landwirtschaftlichen Gerits
fiir den Einsatz bei forstwirtschaftlichen Arbeiten.

Auf begriindeten Antrag eines Mitgliedstaats kann die
Kommission im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmit-
tel nach dem Verfahren des Artikels 5 eine Anhebung der
jeweiligen Hochstbetrage fiir die Verbesserung von
Waldflichen und die Erneuerung und Verbesserung der
Korkeichenwilder auf hochstens 1 200 bzw. 3 000 ECU
beschliefSen.

Artikel 4
Beihilfeprogramme

(1)  Die Mitgliedstaaten wenden die in Artikel 2 genannte
Beihilferegelung im Rahmen einzelstaatlicher oder regionaler
Mehrjahresprogramme an, die sich auf die Ziele des Arti-
kels 1 beziehen und in denen insbesondere folgendes festge-
legt ist:

— die Betrige und der Zeitraum der Beihilfen gemifd
Artikel 2 nach MafSgabe der tatsichlichen Ausgaben fiir
die Aufforstung und die Pflege der fir die Aufforstung
verwendeten Baumarten oder -typen bzw. nach Mafigabe
der Einkommensverluste;

— die Bedingungen fiir die Gewihrung der Beihilfen, insbe-
sondere in bezug auf die Aufforstung;

— die Vorkehrungen zur Beurteilung und zur Uberwachung
der Auswirkungen auf die Umwelt und der Vereinbarkeit
mit den Raumordnungskriterien;

— die Art der getroffenen oder geplanten Begleitmafi-
nahmen;

— die Vorkehrungen zur angemessenen Unterrichtung der
Betriebsinhaber in der Landwirtschaft und im lindlichen
Raum.

(2)  Die Mitgliedstaaten kénnen auch Gebietspline fiir die
Aufforstung durchfiihren, in denen den unterschiedlichen
Gegebenheiten in bezug auf Umwelt, natiirliche Bedingun-
gen und Agrarstrukturen Rechnung getragen wird.

Die Gebietsplane zur Aufforstung enthalten insbesondere

— ein Aufforstungsziel;
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— die Vorkehrungen zur Lokalisierung und Zusammenfas-
sung der aufforstungsfihigen Flichen;

— die anzuwendenden forstwirtschaftlichen Praktiken;

— die Auswahl der den értlichen Bedingungen angepafiten
Baumarten. ‘

Artikel §
Verfahren zur Priffung der Programme

(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission die
Entwiirfe der einzelstaatlichen oder regionalen Programme
nach Artikel 4 sowie die bestehenden oder geplanten Rechts-
und Verwaltungsvorschriften zur Durchfiihrung dieser Ver-
ordnung vor dem 30. Juli 1993 zusammen mit einer
Schitzung der fir die Durchfiihrung der Programme veran-
schlagten jdhrlichen Kosten.

(2)  Die Kommission priift die Mitteilungen der Mitglied-
staaten im Hinblick auf

— ihre Vereinbarkeit mit dieser Verordnung unter Beriick-
sichtigung der Ziele dieser Verordnung und des Zusam-
menhangs zwischen den verschiedenen Mafinahmen;

— die Art der kofinanzierbaren Maffnahmen;

— den Gesamtbetrag der kofinanzierbaren Ausgaben.

(3) Die Kommission beschlieft iiber die Genehmigung der
einzelstaatlichen oder regionalen Programme unter Beriick-
sichtigung der in Absatz 2 genannten Angaben. Zu diesem
Zweck legt der Vertreter der Kommission dem mit der
Entscheidung 89/367/EWG eingesetzten Stiandigen Forst-
ausschufl einen Entscheidungsentwurf vor.

Der Ausschuf gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende entsprechend
der Dringlichkeit der zu priifenden Frage festsetzen kann. Die
Stellungnahme wird mit der Stimmenmehrheit abgegeben,
die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages fur die Annahme
der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu fassenden
Beschliisse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuf§
werden die Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten gemif$
dem vorgenannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt
an der Abstimmung nicht teil.

Die Kommission erlafit Maflnahmen, die unmittelbar gelten.
Stimmen sie jedoch mit der Stellungnahme des Ausschusses
nicht iiberein, so werden sie dem Rat von der Kommission
unverziiglich mitgeteilt. In diesem Fall

— kann die Kommission die Anwendung der von ihr
beschlossenen Maffnahmen bis zur Dauer von hochstens
einem Monat nach dieser Mitteilung aussetzen;

— kann der Rat innerhalb des im ersten Gedankenstrich
genannten Zeitraums mit qualifizierter Mehrheit einen
anderslautenden Beschlufl fassen.

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Auf-
forstungspline gemifl Artikel 4 Absatz 2 mit.
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Artikel 6
Anteil der Gemeinschaftsfinanzierung

Der Satz der gemeinschaftlichen Kofinanzierung betrigt in
den unter Ziel Nr. 1 im Sinne des Artikels 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2052/88 fallenden Regionen 75 v. H. und in
den tibrigen Regionen 50 v. H.

Artikel 7
Durchfithrungsbestimmungen
Die Kommission erlidflt nach dem Verfahren des Artikels §
gegebenenfalls Durchfithrungsbestimmungen zu dieser Ver-
ordnung.
Artikel 8
Schlufbestimmungen

(1) Die Artikel 25, 26 und 27 der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 werden aufgehoben. Sie gelten jedoch weiter

fir Beihilfen, die vor dem Inkrafttreten der Programme
gemifl Artikel 4 der vorliegenden Verordnung bewilligt
wurden.

(2)  Diese Verordnung hindert die Mitgliedstaaten nicht
daran, zusitzliche Beihilfen zu gewihren, fiir die von dieser
Verordnung abweichende Bewilligungsmodalititen gelten
oder deren Betrige die Hochstbetrige dieser Verordnung
iiberschreiten, sofern diese MafSnahmen mit den Artikeln 92,
93 und 94 des Vertrages im Einklang stehen.

(3) Drei Jahre nach Inkrafttreten in den Mitgliedstaaten
legt die Kommission dem Europiischen Parlament und dem
Rat eine Bilanz iiber die Anwendung dieser Verordnung
vor.

Artikel 9
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
Arlindo MARQUES CUNHA




Nr. L 215/100

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

30.7.92

(Nicht veroffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

RAT

ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 30. Juni 1992

iiber eine zeitweilige einzelstaatliche Ausgleichsbeihilfe fiir die Landwirte in Deutschland

(92/392/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Grindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42
und 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Um die Verringerung der in Landeswihrung ausgedriickten
Agrarpreise und die dadurch bedingten Einkommensverluste
der Landwirte auszugleichen, die die Anpassung der land-
wirtschaftlichen Umrechnungskurse in Deutschland zur Fol-
ge hatte, bestimmte der Rat mit der Verordnung (EWG)
Nr. 855/84 vom 31. Mirz 1984 uber die Berechnung und
den Abbau der Wihrungsausgleichsbetriage fiir bestimmte
landwirtschaftliche Erzeugnisse (*), daff unter bestimmten
Voraussetzungen eine iiber die Mehrwertsteuer gewihrte
einzelstaatliche Sonderbeihilfe als mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar angesehen werden kann. Die Beihilfebe-
stimmungen in der genannten Verordnung gelten unbefri-
stet. Mit der Richtlinie 85/361/EWG des Rates vom 16. Juli
1985 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten Gber die Umsatzsteuern — gemeinsames Mehr-
wertsteuersystem: Ausnahmeregelung im Zusammenhang
mit den Sonderbeihilfen, die bestimmten Landwirten als
Ausgleich fiir den Abbau der Wihrungsausgleichsbetrage fir

) ABL Nr. C 54 vom 29. 2. 1992, S. 4.
2) ABIL. Nr. C176 vom 13. 7. 1992.
) ABL Nr. C 106 vom 27. 4. 1992, S. 19.
) ABL. Nr. L 90 vom 1. 4. 1984, 5. 1.

bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gewihrt wer-
den (%), sind die Bedingungen festgelegt worden, unter denen
das Mehrwertsteuersystem zur Gewihrung dieser Sonderbei-
hilfe dienen kann. )

Bei Erlafd der Richtlinie 85/361/EWG hat der Rat festge-
stellt, dafl die Auswirkungen des Abbaus der Wihrungsaus-
gleichsbetrige zeitlich begrenzt und degressiv sind. Anderer-
seits haben die landwirtschaftlichen Einkommen in Deutsch-
land sich in letzter Zeit unbefriedigend entwickelt. Die
Geltungsdauer der genannten Richtlinie ist am 31. Dezember -
1991 abgelaufen; es sind daher Bestimmungen zu erlassen,
damit den Landwirten in Deutschland auch noch fiir 1992
eine Einkommensbeihilfe gewihrt werden kann.

Der Beihilfemechanismus nach der Richtlinie 85/361/EWG
ist an die Erzeugung gebunden. Der Notwendigkeit, die
Einkommen im Jahr 1992 voriibergehend zu stiitzen, kénnte
angemessener durch nationale Beihilfemafinahmen fir die
landwirtschaftliche Titigkeit entsprochen werden, wobei
den Besonderheiten der Agrarstruktur in den neuen deut-
schen Bundeslindern Rechnung zu tragen ist. Die in der
Entscheidung 88/402/EWG des Rates vom 30. Juni 1988
iiber eine Beihilfe fiir die landwirtschaftlichen Erzeuger in der
Bundesrepublik Deutschland (¢) vorgesehene Beihilfe sollte
von der vorliegenden Entscheidung unberiihrt bleiben —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Unbeschadet der Bestimmungen der Entscheidung 88/402/

"EWG wird Deutschland ermichtigt, Landwirten vom

1. Januar bis 31. Dezember 1992 eine weder an die Preise

(%) ABL Nr. L 192 vom 24. 7. 1985, S. 18.
(¢) ABL Nr. L 195 vom 23. 7. 1988, S. 70.
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noch an die Erzeugung gebundene einzelstaatliche Sonder-
beihilfe zu folgenden Bedingungen zu gewihren:

1. Der einzelne Landwirt erhilt einen Einheitsbetrag je
Hektar landwirtschaftlich genutzter Fliche seines Betrie-
bes. Der Beihilfebetrag je Betrieb und Jahr beliuft sich
jedoch auf mindestens 1 500 DM und héchstens 16 000
DM. Hierbei handelt es sich um eine einmalige Lei-
stung.

2. DieBundesrepublik Deutschland kann vorsehen, daff die
Landwirte, die zum 1. Januar 1992 ihre Tatigkeit
gemeinsam in ein und demselben Betrieb ausiiben, in den
Genufd der in Nummer 1 vorgesehenen Beihilfe kommen.
Die Flichenobergrenzen und die Hochstbetriage werden
mit der Anzahl der beteiligten Landwirte multipliziert.

3. DieBeihilfe wird grundsitzlich nur Landwirten gewibhrt,
die dem Gesetz iiber die Altershilfe fiir Landwirte (GAL)
unterliegen.

4. Abweichungen von Nummer 1 — aufler beziglich der
einmaligen Leistung — sowie von Nummer 3 konnen
zugelassen werden, soweit sie erforderlich sind, um den
Besonderheiten der Agrarstruktur in den neuen Bundes-
landern Rechnung zu tragen.

5. Deutschland legt den in Nummer 1 genannten Einheits-
betrag, die Modalititen nach Nummer 4 und die iibrigen
Durchfiihrungsbestimmungen dergestalt fest, dafl die
Sonderbeihilfe insgesamt 2 200 Millionen DM nicht
iberschreitet.
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Artikel 2

(1)  Deutschland iibermittelt der Kommission der; Ent-
wurf der Durchfiithrungsvorschriften zu der in Artikel 1
genannten Beihilferegelung sowie alle etwaigen spiteren
Anderungsentwiirfe.

Auf Anfrage erteilt Deutschland der Kommission weitere
sachdienliche Auskiinfte.

(2) Deutschland darf die betreffenden Durchfiihrungs-
vorschriften erst anwenden, nachdem die Kommission deren
Vereinbarkeit mit den Bedingungen des Artikels 1 festgestellt
hat.

Die Kommission entscheidet iiber die Genehmigung des
Entwurfs der Durchfiihrungsvorschriften innerhalb von zwei
Monaten nach deren Erhalt.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland
gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 30. Juni 1992.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Arlindo MARQUES CUNHA




	Verordnung (EWG) Nr. 2046/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2047/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung der im Wirtschaftsjahr 1992/93 im Sektor Olivenöl geltenden Preise und Beihilfen sowie der entsprechenden Einbehalte #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2048/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 569/76 über Sondermaßnahmen für Leinsamen #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2049/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung des Zielpreises für Leinsamen für das Wirtschaftsjahr 1992/93 #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2050/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3698/88 über Sondermaßnahmen für Hanfsaaten #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2051/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung der Beihilfe für Hanfsaaten für das Wirtschaftsjahr 1992/93 #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2052/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur zweiten Anpassung der mit dem Protokoll Nr. 4 im Anhang zur Akte über den Beitritt Griechenlands eingeführten Beihilferegelung für Baumwolle #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2053/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 zur Festlegung der allgemeinen Vorschriften der Beihilferegelung für Baumwolle #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2054/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1152/90 zur Einführung einer Beihilferegelung für Baumwoll-Kleinerzeuger #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2055/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung des Zielpreises für nicht entkörnte Baumwolle für das Wirtschaftsjahr 1992/93 #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2056/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung des Mindestpreises für nicht entkörnte Baumwolle für das Wirtschaftsjahr 1992/93 #
	Verordnung (EWG) Nr. 2057/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 über die gemeinsame Marktorganisation für Flachs und Hanf
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2058/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung der Beihilfe für Faserlein und Hanf sowie des für die Finanzierung der Maßnahmen zur Förderung der Verwendung von Flachsfasern einzubehaltenden Betrags im Wirtschaftsjahr 1992/93 #
	Verordnung (EWG) Nr. 2059/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 845/72 über Sondermaßnahmen zur Förderung der Seidenraupenzucht
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2060/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung der Höhe der Beihilfe für Seidenraupen für das Zuchtjahr 1992/93 #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2061/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zum Erlaß besonderer Maßnahmen für bestimmte Rohtabaksorten der Ernte 1992 #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2062/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung der für die Ernte 1992 geltenden Zielpreise, der Interventionspreise und der Käufern von Tabakblättern gewährten Prämien sowie der abgeleiteten Interventionspreise für Tabakballen, der Bezugsqualitäten und der Anbaugebiete #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2063/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung des im Wirtschaftsjahr 1993 anwendbaren Grundpreises für Schaffleisch sowie seiner jahreszeitlichen Anpassung #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2064/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 762/89 zur Einführung einer Sondermaßnahme zugunsten der Erzeugung bestimmter Körnerhülsenfrüchte #
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2065/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festlegung des für die Berechnung der Beihilfe für Trockenfutter im Wirtschaftsjahr 1993/94 zugrundezulegenden Prozentsatzes #
	Verordnung (EWG) Nr. 2066/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 über die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 468/87 mit allgemeinen Bestimmungen zur Regelung der Sonderprämie für Rindfleischerzeuger sowie der Verordnung (EWG) Nr. 1357/80 zur Einführung einer Prämienregelung für die Erhaltung des Mutterkuhbestandes
	Verordnung (EWG) Nr. 2067/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über Maßnahmen zur Förderung des Absatzes und des Verbrauchs von hochwertigem Rindfleisch
	Verordnung (EWG) Nr. 2068/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung des Interventionspreises für ausgewachsene Rinder im Zeitraum vom 1. Juli 1993 bis zum 30. Juni 1996
	Verordnung (EWG) Nr. 2069/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 über die gemeinsame Marktorganisation für Schaf- und Ziegenfleisch
	Verordnung (EWG) Nr. 2070/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3493/90 zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung der Prämie zugunsten der Schaf- und Ziegenfleischerzeuger
	Verordnung (EWG) Nr. 2071/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2072/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung des Richtpreises für Milch und der Interventionspreise für Butter, Magermilchpulver und die Käsesorten Grana Padano und Parmigiano Reggiano für zwei Jahreszeiträume vom 1. Juli 1993 bis 30. Juni 1995 #
	Verordnung (EWG) Nr. 2073/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über die Verbrauchsförderung in der Gemeinschaft und die Erweiterung der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2074/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 über die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milchsektor #
	Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak
	VERORDNUNG (EWG) Nr. 2076/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 zur Festsetzung der Prämien für Tabakblätter nach Tabakgruppen sowie der Garantieschwellen, verteilt nach Sortengruppen und Mitgliedstaaten #
	Verordnung (EWG) Nr. 2077/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über Branchenverbände und -vereinbarungen im Tabaksektor
	Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates vom 30. Juni 1992 für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schützende landwirtschaftliche Produktionsverfahren
	Verordnung (EWG) Nr. 2079/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferegelung für den Vorruhestand in der Landwirtschaft
	Verordnung (EWG) Nr. 2080/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferegelung für Aufforstungsmaßnahmen in der Landwirtschaft
	ENTSCHEIDUNG DES RATES vom 30. Juni 1992 über eine zeitweilige einzelstaatliche Ausgleichsbeihilfe für die Landwirte in Deutschland #

